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1:0 für die Rassisten 

Das Ausscheiden von Mesut Özil aus der 
Fußball-Nationalmannschafft ist ein Sieg 
für die rassistischen Brandstifter. 
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Selbstbestimmung - aber nicht für alle 

Mit der Verabschiedung des umstrittenen Grund¬ 
gesetzes wird die Apartheid in Israel weiter vor¬ 
angetrieben. 
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Thema der Woche 


Noch sechs Wochen 

Das UZ-Pressefest bekommt immer deutli¬ 
chere Konturen. In nur sechs Wochen heißt 
es: Feste feiern für den Frieden, aber auch 
diskutieren und den Klassenblick schärfen. 
In dieser Ausgabe stellen wir die „Tribüne für 
Gewerkschafter“ vor mit bisher geplanten 
acht Runden, 

Wir freuen uns über die WN-BdA Ausstellung 
zur AfD, das Programm des DDR-Kabinetts 
und zwei von mehreren Musikgruppen, die 
die Ohrmuscheln putzen werden. 

Seiten 3,8 und 11 
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Langer Atem, keine Geduld 

Belegschaften der Unikliniken Essen und Düsseldorf stellen sich auf langen Streik ein 



Sie sind dabei. Im Streikzelt vor der Essener Uniklinik stellen Kolleginnen Buttons her. 


S eit Montag streiken die Beleg¬ 
schaften der Unikliniken Essen 
und Düsseldorf wieder. Sie hat¬ 
ten den Streik unterbrochen, nach¬ 
dem sie die Arbeitgeber zu Tarifver¬ 
handlungen über eine Entlastung der 
Beschäftigten zwingen konnten. In 
diesen Verhandlungen haben die Kli¬ 
nikvorstände keine Zugeständnisse 
angeboten, nun stellen sich die Strei¬ 
kenden auf einen langen Kampf ein. 

„Wir haben länger gewartet als ver¬ 
handelt“, berichtet eine Kollegin vom 
Personalrat der Essener Uniklinik, die 
an den Gesprächen mit den Vorstän¬ 
den der Kliniken Essen und Düsseldorf 
und deren Arbeitgeberverband teilge¬ 
nommen hat. Denn immer wieder habe 
die Gegenseite den Verhandlungstisch 
für interne Gespräche verlassen. Die 
Kollegen, die sich am Donnerstag ver¬ 
gangener Woche unter dem Baum ne¬ 
ben dem Streikzelt vor der Essener 
Uniklinik versammelt haben, über¬ 
rascht das nicht. Am Mikro berichtet 
ein ver. di-Vertreter, dass die Vorstände 
an den ersten vier Verhandlungstagen 
nicht einmal verraten haben, was sie als 
Soll-Besetzung für die einzelnen Stati¬ 
onen betrachten. Diese Zahlen wären 
die Grundlage, um darüber zu verhan¬ 
deln, wie viele Neueinstellungen so¬ 
fort nötig sind, ver.di fordert ein wirk¬ 
sames „Konsequenzenmanagement“: 
Wenn zu wenig Personal da ist, sollen 
automatisch Betten geschlossen wer¬ 
den. Die Klinikvorstände waren dazu 
nicht bereit, sie bestehen darauf, sol¬ 
che Fragen ohne Belegschaft oder Ge¬ 
werkschaft zu entscheiden. 

Auch der Vorschlag der Tarifkom¬ 
mission überrascht niemanden: Die 
Verhandlungen für gescheitert zu er¬ 
klären, von Montag bis Freitag dieser 
Woche den Warnstreik fortzusetzen, 
eine Urabstimmung über den Er¬ 
zwingungsstreik durchzuführen. 130 
der Kolleginnen und Kollegen, die 
an den Streiks teilgenommen hatten, 
stimmen ab, andere konnten ihre Sta¬ 
tionen nicht verlassen. In allen Fragen 
beschließen sie einstimmig - genau¬ 
so wie auf der Versammlung in Düs¬ 
seldorf. Hier regt sich keiner auf, hier 
stellen sie sich auf einen langen Kampf 
ein. „Die Beschäftigten beider Unikli¬ 
niken haben einen langen Atem, aber 


In Bottrop muss sich am Donnerstag 
(nach Redaktionsschluss) ein Mitglied 
des Stadtrates vor Gericht verantwor¬ 
ten. DKP-Ratsherr Michael Gerber soll 
Geschäftsgeheimnisse des städtischen 
Entsorgungsbetriebes „Best“ verraten 
haben. Er hatte die Bonuszahlungen 
von bis zu 7 000 Euro an die beiden 
„Best“-Vorstände in der DKP-Stadt- 
zeitung „Bottroper Notizen“ öffent¬ 
lich gemacht. Vor gut zwei Jahren hat¬ 
te Gerber in einer nicht-öffentlichen 
Sitzung des „Best“-Verwaltungsrates 
von den Bonuszahlungen erfahren. 
Aus Sicht der Stadt Bottrop unterliegt 
Gerber als Verwaltungsratsmitglied der 
Schweigepflicht und der Verwaltungs¬ 
rat erstattete gegen ihn Strafanzeige. 


sie haben keine Geduld mehr“, sagt 
Jan von Hagen, der bei ver.di NRW 
für Krankenhäuser zuständig ist. „Sie 
brauchen kurzfristige und wirksame 
Entlastung. Deshalb streiken sie wei¬ 
ter - für sich und für ihre Patienten.“ 
„Wir sind nicht glücklich, dass wir 
streiken müssen - aber uns bleibt kei¬ 
ne Wahl“, sagt eine ältere Kollegin aus 
der Verwaltung im Gespräch mit UZ. 
Die Streikunterstützung ersetzt das 
normale Gehalt nicht vollständig, im 
Streik fehlen die Schichtzulagen, die 
sonst für viele einen wichtigen Teil des 
Monatseinkommens ausmachen. Und 
manche Kolleginnen und Kollegen, 
die während des Streiks auf der Sta¬ 
tion bleiben, haben kein Verständnis 
für einen längeren Streik. „Vielleicht 
müssen wir zwei Monate lang streiken, 
bis wir uns durchsetzen“, sagt eine an¬ 
dere Kollegin. „Ich versuche, so lange 
auszuhalten wie möglich.“ 

350 Kolleginnen und Kollegen 
haben Anfang der Woche in Essen 


Gerber sah sich zu seinem Schritt 
veranlasst, weil gleichzeitig zu den Bo¬ 
nuszahlungen der Etatposten für die 
tariflichen Erfolgsprämien an die Be¬ 
legschaft um ein Drittel gekürzt wur¬ 
de. „Die DKP wertete die Kürzung für 
die Beschäftigten als Strafmaßnahme 
des Vorstandes gegenüber der Beleg¬ 
schaft. Beschäftigte der ,Best‘ hatten 
sich in der Vergangenheit mehrfach 
massiv bei der DKP über das Füh¬ 
rungsverhalten des Vorstandes der 
,Best‘ beschwert. Es hatte sich eine 
Kultur des Misstrauens und der un¬ 
angemessenen Kontrolle und Schika¬ 
ne gegenüber der Belegschaft entwi¬ 
ckelt“, teilt dazu die DKP Bottrop in 
einer Pressemitteilung mit. 


gestreikt, 450 an der Düsseldorfer 
Uniklinik. Der Vorstand der Düssel¬ 
dorfer Uniklinik weigerte sich, mit ver. 
di über eine Notdienstvereinbarung zu 
verhandeln. Mit solchen Vereinbarun¬ 
gen legen Arbeitgeber und Gewerk¬ 
schaft fest, wie sie die nötigsten Funk¬ 
tionen der Klinik während des Streiks 
aufrechterhalten können, ver.di gab 
deshalb eine einseitige Notdienster¬ 
klärung ab. Für Essen erwartete ver. 
di, dass am vergangenen Dienstag eine 
Notdienstvereinbarung mit dem Vor¬ 
stand geschlossen werden könne. 

In einem Beitrag für diese Zeitung 
schreibt der DKP-Vorsitzende Patrik 
Köbele, am Pflegenotstand zeige sich 
„ein Ergebnis der Tendenz des Kapi¬ 
talismus, alles zur Ware zu machen“: 
Es gehe um Profite. Köbele betont, 
wie wichtig die Kampferfahrungen der 
streikenden Klinikbelegschaften für 
die Arbeiterbewegung in Deutschland 
sind. Michael Quetting, der bei ver.di 
die Kämpfe der Klinikbelegschaften im 


Gerber versteht sich „als von der 
Bevölkerung gewählter kritischer 
Abgeordneter, der die Verwaltung zu 
kontrollieren hat“. Er beobachte aber 
immer mehr die Tendenz, „dass unan¬ 
genehme und unliebsame Entschei¬ 
dungen in nichtöffentliche Sitzungen 
verlegt werden, um zu verhindern, dass 
die Bürgerinnen und Bürger - und da¬ 
mit auch meine Wählerinnen und Wäh¬ 
ler - davon erfahren“. Seine Glaubwür¬ 
digkeit als Abgeordneter hänge aber 
davon ab, dass er die Forderung nach 
Transparenz bei politischen Entschei¬ 
dungen ernst nehme. Nicht umsonst 
trete die DKP seit Jahrzehnten unter 
dem Motto „DKP im Rat - damit man 
draußen sieht, was drinnen vorgeht!“ 


Saarland begleitet, schreibt in der Fach¬ 
bereichs-Beilage der ver.di-Zeitung: 
„Mit der selbstbewussten Pflegekraft 
ist ein Subjekt sichtbar geworden, das 
Veränderung real durchsetzen kann.“ 
Am vergangenen Samstag hat sich 
das „Essener Bündnis für mehr Per¬ 
sonal im Krankenhaus“ gebildet. Das 
Bündnis will mit Flugblättern, Plaka¬ 
ten und Diskussionsveranstaltungen 
für Solidarität mit den Streikenden 
werben. An diesem Bündnis, genau¬ 
so wie am „Düsseldorfer Bündnis für 
mehr Personal im Krankenhaus“, be¬ 
teiligen sich DKP-Mitglieder. Bereits 
am Montag wurde das Bündnis mit ei¬ 
nem Besuch im Streikzelt an der Esse¬ 
ner Uniklinik aktiv, ebenfalls am Mon¬ 
tag verteilte die DKP dort Müsliriegel 
mit einer Solidaritätsbotschaft an die 
Streikenden. Für die Kommunisten sei 
es „ein Muss“, den Kampf um Entlas¬ 
tung zu unterstützen, schreibt Köbele. 

Olaf Matthes 

Siehe Seite 9 


zu Stadtrats- und Bezirks Vertretungs¬ 
wahlen in Bottrop an, so Gerber. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP, sagt: „Wir als DKP stehen voll 
und ganz hinter unserem Genossen 
Michael Gerber. Es ist ein Skandal oh¬ 
negleichen, dass ein Ratsmitglied be¬ 
straft werden soll, weil er sein Amt als 
gewählter Volksvertreter ernst nimmt. 
Nicht Michael, sondern die Entschei- 
der in der Stadt Bottrop müssten auf 
der Anklagebank sitzen. Die DKP 
steht immer auf der Seite der arbei¬ 
tenden Menschen, ob es den Herr¬ 
schenden passt oder nicht.“ 

Christoph Hentschel 

Siehe Kommentar Seite 9 



Im Staate stellt sich uns die ers¬ 
te ideologische Macht über den 
Menschen dar. Die Gesellschaft 
schafft sich ein Organ zur Wah¬ 
rung ihrer gemeinsamen Inte¬ 
ressen gegenüber inneren und 
äußeren Angriffen. Dies Organ 
ist die Staatsgewalt. Kaum 
entstanden, verselbständigt 
sich dies Organ gegenüber der 
Gesellschaft, und zwar um so 
mehr, je mehr es Organ einer 
bestimmten Klasse wird, die 
Herrschaft dieser Klasse direkt 
zur Geltung bringt. 

Marx/Engels,„Ludwig Feuerbach und 
der Ausgang der klassischen deut¬ 
schen Philosophie 
MEW Band 21, Seite 302 


SDAJ auf dem UZ-Pressefest 

Die SDAJ wird mit einem eigenen Be¬ 
reich auf dem UZ-Pressefest vom 7. - 
9. September in Dortmund vertreten 
sein. In verschiedenen Runden wird 
sich dort mit der Geschichte der SDAJ 
und den aktuellen Herausforderungen 
in Schule und Betrieb beschäftigt. Ne¬ 
ben anderen Themen und Konzerten 
geht es um: 

★ 50 Jahre Kampfgemeinschaft - 
Gespräch mit jungen und alten 
SDAJ'lerlnnen 

★ Krieg als Show - Workshop 

★ Marxismus in 60 Minuten - Einstei¬ 
gerreferat mit Jürgen Lloyd 

★ Antifa in der Schule - Workshop 

★ Der revolutionäre Jugendverband 
in diesem Land - Diskussion mit 
Lena Kreymann, Vorsitzende der 
SDAJ und Axel Koppey, Vorsitzen¬ 
der der DKP Hessen 

★ Kosten steigen, Löhne sinken - 
Workshop mit Jugendvertretern 


Pimpern in Theorie 
und Praxis 

Die neue „Position“, das Magazin 
der SDAJ, beschäftigt sich in ihrer 
neuesten Ausgabe mit dem The¬ 
ma „Sexualität“. In sechs Artikeln 
gehen die Autoren auf polyamore 
Beziehungen, gleichgeschlechtli¬ 
che Ehe, Frauenpolitik und rechten 
Feminismus, und den Klassencha¬ 
rakter von Liebesdingen im Kapi¬ 
talismus ein. 

Des Weiteren berichten „Wor¬ 
king Whistleblowers“ über ihre Ar¬ 
beitssituation. NSU, AfD, Polizei¬ 
gesetze kommen zur Sprache und 
Carolus Wimmer, Internationaler 
Sekretär der KP Venezuela steht 
im Interview Rede und Antwort. 


„Damit man draußen sieht, was drinnen vorgeht!“ 

DKP-Ratsherr steht in Bottrop wegen „Geheimnisverrat“ vor Gericht 
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Flexibel, billig, familiär 

Tageseltern werden weit unter Mindestlohn bezahlt 


Alles normal bei 
der US-Army 

Die US-Army in Dülmen nahm 
auf einer Pressekonferenz in der 
vergangenen Woche mit großem 
Stab Stellung zu den Vorfällen um 
Mitarbeiter, die bei ihrer Arbeit 
für das Militär durch Cadmium 
geschädigt wurden (die UZ be¬ 
richtete). Colonel Sean Kuester, 
neuer Garnisonschef, versicherte, 
es sei eigentlich gar nichts passiert, 
die Mitarbeiter hätten sich nicht an 
Schutzvorschriften gehalten, die in 
den gefahrstoffbelasteten Holzkis¬ 
ten gelegen hätten. Die Army hätte 
deren Blutwerte kontrolliert, alle 
lägen im Normbereich. Die Holz¬ 
kisten mit dem Gefahrstoff seien 
stets sicher gelagert gewesen. Man 
bedauere, dass man die Medien 
und die Öffentlichkeit zu spät in¬ 
formiert habe. Eine Umweltgefähr¬ 
dung sei ausgeschlossen. Man habe 
Proben genommen. 

„So weit, so gut“, so der Sprecher 
der Friedensfreunde Dülmen, Dr. 
Michael Stiels-Glenn. Man habe da¬ 
mit gerechnet, dass die Vorfälle her¬ 
untergespielt würden wie zu Beginn 
jedes Umweltskandals. Statt Anga¬ 
ben zu glauben, wenn die US-Army 
sogar Personal aus den Staaten ein- 
fliegen lässt, fordern die Friedens¬ 
freunde deshalb weiterhin eigene 
Untersuchungen durch deutsche 
Behörden. 

Schlichtung bei 
Haiberg Guss 

Am vergangenen Montag begannen 
Schlichtungsgespräche zwischen 
der IG Metall und der Geschäfts¬ 
führung der Neue Haiberg Guss. 
Nachdem sechs Tarifverhandlun- 
gen um einen Sozialtarifvertrag für 
die Beschäftigten der Neue Haiberg 
Guss in Saarbrücken und Feipzig 
ohne Ergebnis geblieben waren, 
hatten sich Gewerkschaft und das 
Unternehmen auf eine Schlichtung 
geeinigt. Als Schlichter hat Lothar 
A. Jordan zugesagt. Der ehema¬ 
lige Vizepräsident des Arbeitsge¬ 
richts Mannheim war 35 Jahre an 
verschiedenen Arbeitsgerichten als 
Richter tätig. 

Ost-Rentner 
besser stellen 

Das Präsidium des Ostdeutschen 
Kuratoriums von Verbänden 
(OKV) hat sich zusammen mit 
Mitgliedern der Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG) er¬ 
neut juristisch um Beseitigung von 
Rentenunrecht gekümmert und 
Verfassungsbeschwerden über drei 
Beschwerdeführer beim BVerfG 
gegen das Rentenüberleitungsab¬ 
schlussgesetz eingereicht. 

Das OKV fordert u.a. eine deut¬ 
lich schnellere Angleichung der 
Entgelt-Punktwerte, der Renten¬ 
punkte Ost an West und das sofor¬ 
tige Beenden der Benachteiligung 
der Tarifangestellten West gegen¬ 
über ihren Kollegen Ost. 

Darüber hinaus drängt das 
OKV darauf, dass ungelöste Ren¬ 
tenungerechtigkeiten aus dem 
Rentenüberleitungsabschlussge¬ 
setz von 1990 nicht unter den Tisch 
fallen dürfen. 

Lehrer gehen arbeitslos 
in die Ferien 

Mit Beginn der Sommerferien sind 
wieder Tausende Lehrerinnen und 
Lehrer arbeitslos. Laut einer Um¬ 
frage der Deutschen Presse-Agen¬ 
tur unter den Kultusministerien der 
Länder sind vor allem Vertretungs¬ 
lehrkräfte im Angestelltenverhält¬ 
nis betroffen. Die Länder sparen 
dadurch Millionen ein. Die Vorsit¬ 
zende der Bildungsgewerkschaft 
GEW, Marlis Tepe, kritisierte den 
Kurs der Länder. 

In Baden-Württemberg endet der 
Arbeitsvertrag für 3 300 Lehrkräf¬ 
te nach Angaben des Kultusminis¬ 
teriums spätestens mit Beginn der 
Sommerferien am 26. Juli. Bundes¬ 
weit meldeten sich einem Bericht 
der Bundesagentur für Arbeit zu¬ 
folge in den Sommerferien 2017 
rund 4 900 Lehrkräfte arbeitslos. 


S ie dürfen sich nicht unter Wert 
verkaufen.“ Diesen Satz sagt die 
Leiterin einer Fortbildung für Ta¬ 
geseltern häuüg. Sie macht das auch 
deshalb, weil die niedersächsische 
Kleinstadt, die ihre Fortbildung an¬ 
bietet, Tageseltern 4 Euro pro Stunde 
und Kind bezahlt - brutto. Essen und 
sonstige Nebenkosten, Bürozeiten, El¬ 
terngespräche und Fortbildungen sind 
da schon mit eingerechnet. Da sie weiß, 
dass das viel zu wenig ist, appelliert sie 
an die anwesenden Tagesmütter, sich 
das fehlende Geld von den Eltern zu 
holen. Sie sollen individuell von den El¬ 
tern der Kinder, die sie betreuen, Geld 
verlangen. Die meisten ihrer Kursteil¬ 
nehmerinnen werden das nicht tun. 
Auch deshalb nicht, weil die Eltern 
bereits Geld für die Betreuung ihrer 
Kinder an die Stadt zahlen. Und wenn 
jemand weiß, wie es ist, mit wenig Geld 
auskommen zu müssen, dann sind das 
Tagesmütter. 

Von Februar bis April 2018 wurden 
Tageseltern im Auftrag des Landesver¬ 
bandes Kindertagespflege gefragt, wie 
viele Stunden sie arbeiten. Auf dieser 
Grundlage konnte der durchschnittli¬ 
che Verdienst von Tageseltern in Ba¬ 
den-Württemberg ermittelt werden: 
Er hegt bei 4,08 Euro pro Stunde. Das 
ist spürbar weniger als die Hälfte des 
gesetzlichen Mindestlohns von 8,84 
Euro - im Durchschnitt. Was nichts 
anderes bedeutet, als dass viele noch 
darunter hegen. 

Die Kommunen haben ein starkes 
Interesse daran, dass es scheinselbst¬ 
ständige Tageseltern gibt. Selbst dort, 
wo es ausreichend Kita-Plätze gibt, sind 
die angebotenen Betreuungszeiten bei¬ 
spielsweise für Schichtarbeiterinnen 
und Schichtarbeiter nicht flexibel ge¬ 
nug. Außerdem sparen Tageseltern 
Kommunen und Land richtig Geld. Die 
Kommunen stehlen sich mit der Rekru¬ 
tierung von „selbstständigen“ Tagesel¬ 
tern, die ihre Aufträge meist nur über 
die Kommune bekommen, billig aus 
der Verantwortung und garnieren dies 
meist noch mit süßen Worten. So wird 
von den Verantwortlichen gerne be- 


Alle Anzeichen deuten darauf hin, dass 
die Stahlfusion zwischen Thyssenkrupp 
und Tata neu zur Verhandlung anste¬ 
hen könnte. Setzen sich die Finanzin¬ 
vestoren Elliot und Cevian nach Auf¬ 
spaltung des Konzerns durch, könnte 
dies für die Stahlarbeiter schlimme Fol¬ 
gen haben. Es kriselt gewaltig im be¬ 
deutendsten Industriekonzern des Lan¬ 
des. Erzwungene Rücktritte und Son¬ 
dersitzungen sorgen für Spekulationen 
über die Zukunft des Unternehmens. 
Die sorgen der Stahlarbeiter über den 
Bestand ihrer Arbeitsplätze sind mehr 
als berechtigt. 

Hilferuf an falsche Adresse 

Aktionäre kümmern sich naturgemäß 
eher um höheren Aktiengewinn als 
um das Wohlbefinden der Schaffen¬ 
den. Zudem wurde bekannt, dass die 
Vorsitzende der Krupp-Stiftung Ursu¬ 
la Gather sich erst kürzlich mit Antti 
Herlin traf. Herlin ist Haupteigner des 
Thyssenkrupp- Konkurrenten Kone, 
zusammentraf - kein gutes Omen für 
die Betroffenen. 

Wenn der Duisburger Oberbürger¬ 
meisters Sören Link (SPD) hofft, „dass 
die IG Metall und die Krupp-Stiftung 
bereit sind, im Sinne des Unterneh¬ 
mens und aller Beschäftigten Verant¬ 
wortung zu übernehmen“, dann ist das 
eher Wunschdenken. Seiner Erwartung 
nach soll sich die NRW-Landesregie- 
rung in diesen Prozess aktiv und öf¬ 
fentlich einbringen. Besonders wünscht 
sich Link Engagement von Minister¬ 
präsident Armin Laschet (CDU), der 
in der Stiftung mit Sitz vertreten ist. 
Dies wird ebenso wenig fruchten wie 


hauptet, dass sie die „familiäre Atmo¬ 
sphäre“ einer Betreuung, die daheim 
stattfindet, besonders schätzen würden. 

Dass sich trotz der miesen Bedin¬ 
gungen immer noch Tageseltern finden, 
hat auch mit dem mangelnden Betreu¬ 
ungsangeboten und den niedrigen Löh¬ 
nen weiblicher Beschäftigter zu tun: 
Mütter bleiben daheim, weil sie kei¬ 
ne geregelte Betreuung während der 
Arbeitszeit hinbekommen oder auch 
einfach, weil sich finanziell das Arbei¬ 
ten im eigentlichen Beruf kaum noch 
lohnt, wenn die Betreuungskosten ge¬ 
gen das eigene Einkommen gerechnet 
werden. Aber auch Großeltern, die für 
ihre Kinder die Betreuung ihrer En¬ 
kel übernehmen, werden aufgefordert 
zusätzlich Kinder in die Betreuung zu 
nehmen. Für jemanden, der eine Ar¬ 
mutsrente bekommt, ist das ein kaum 
abzulehnendes Angebot. 


zu der Zeit, als Hannelore Kraft NRW- 
Ministerpräsidentin war - mit Sitz und 
Stimme im Aufsichtsrat. 

Auch Berlin bekundet Anteilnah¬ 
me. Wirtschaftsminister Peter Alt¬ 
maier (CDU) ließ verlautbaren, die 
Bundesregierung setze darauf, „dass 
Thyssenkrupp als integrierter Indus¬ 
triekonzern erhalten bleibt“. Nachfol¬ 
gend erklärte Bundesarbeitsminister 
Hubertus Heil (SPD): „Wir beobach¬ 
ten die Situation von Thyssenkrupp 
intensiv und mit großer Sorge.“ Der 
ehemalige Wirtschaftsminister Gabri¬ 
el (SPD) gibt sich in einem Interview 
in der WAZ vom 20. Juli couragiert: 
„Investoren, die allein mit dem Ziel 
bei Unternehmen einsteigen, um ohne 
Rücksicht auf die Menschen Kasse zu 
machen, sind eine Gefahr für die De¬ 
mokratie. Das ist Klassenkampf von 
oben.“ Und weiter: „Wenn wir nichts 
dagegen tun, ernten wir Klassenkampf 
von unten - und zwar von rechts, durch 
rücksichtslose und rüde Populisten.“ 
Klassenkampf von oben findet täg¬ 
lich statt, mit Rechtspopulismus im 
Schlepptau. 

Chronologie eines Monats 

Auf Weisung des Finanzhais Paul Sin¬ 
ger vom US-Hedgefonds Elliot kam 
es in Essen am 27. Juni zu einem Tref¬ 
fen von Vertretern des Fonds mit dem 
Thyssenkrupp-Aufsichtratsvorsitzen¬ 
den Ulrich Lehner. Offenbar sollte die 
kurz bevorstehende Besiegelung der 
Fusion mit Tata noch verhindert wer¬ 
den. 

Am 29. Juni wurde das Abkom¬ 
mens von Thyssenkrupp mit dem in- 


Dabei klingen die Modellrechnun¬ 
gen der Kommunen vielversprechend: 
Meist zwischen 4 bis 6 Euro pro Kind 
(die Sätze sind regional unterschied¬ 
lich) bedeutet bei max. möglichen 5 
Kindern einen hübschen Stundenlohn 
von 20 bis 30 Euro. Den Tageseltern 
wird empfohlen, das eigene Betreu¬ 
ungsangebot möglichst so zu organi¬ 
sieren, dass 8 Stunden Auslastung am 
Stück gewährleistet sind. Das aber 
ist unrealistisch. Betreuungslücken 
zu füllen bedeutet, dass manche El¬ 
tern ihre Kinder im Halbschlaf um 5 
Uhr morgens abliefern müssen. Oder 
spät abends, ggf. auch zur Übernach¬ 
tung. Dabei fünf Familien zu finden, 
die im örtlichen Umfeld die gleichen 
Betreuungszeiten brauchen und dies 
dann am besten auch noch mit der ei¬ 
genen Familie abzustimmen ist kaum 
möglich. Dazu kommen Verspätun- 


dischen Großkonzern Tata Steel un¬ 
terzeichnet. Bei ihrer Zusammenkunft 
am 3. Juli in Brüssel bekennen sich die 
Konzernchefs langfristig zu Thysse¬ 
nkrupp Tata Steel. Zwei Tage darauf, 
am 5. Juli, nahm Hiesinger seinen Hut. 
Begründung: Er habe den Rückhalt der 
Krupp-Stiftung und anderer Großakti¬ 
onäre vermisst. Tatsächlich sind die Fi¬ 
nanzinvestoren Elliot und Cevian seit 
langem auf Zerschlagung des Konzerns 
aus und forderten wiederholt Hiesin¬ 
gers Ablösung. 

Aufsichtratsvorsitzender Lehner - 
bezugnehmend auf den Schlagabtausch 
mit Elliot in Essen - bezichtigte die 
Investoren am 11. Juli öffentlich des 
„Psychoterrors“. Er fügte hinzu: „Ein¬ 
zelne aktivistische Investoren sind da¬ 
für bekannt, dass jene Manager, die sie 
loswerden wollen, später in psychiat¬ 
rische Behandlung mussten.“ Ihr Vor¬ 
gehen umfasse, „Unwahrheiten in der 
Öffentlichkeit zu platzieren, unberech¬ 
tigte Rücktrittsforderungen bis hin zu 
Belästigen von Nachbarn und Famili¬ 
enmitgliedern“. 

Wegen der Krise bei Thyssenkrupp 
versammelte sich am 13. Juli das Füh¬ 
rungsgremium der Krupp-Stiftung als 
größter Einzelaktionär des Indust¬ 
riekonzerns zu einer Sondersitzung. 
Die Vorsitzende der Stiftung, Ursula 
Gather, erklärte im Namen der Stif¬ 
tung, man sehe sich auch in Zukunft 
dem Ziel verpflichtet, „die Einheit des 
Unternehmens möglichst zu wahren 
und seine weitere Entwicklung zu för¬ 
dern“. Derartige, vage Aussagen wer¬ 
den nicht nur vom Aufsichtratsvorsit¬ 
zenden Ulrich Lehner beargwöhnt. Wie 


gen von Eltern bei der Abholung, das 
Bedürfnis der Eltern nach Informati¬ 
onen über das, was sie den Tag über 
verpasst haben (um das eingeredete 
schlechte Gewissen zu beruhigen), 
Probleme bei der Koordinierung von 
Urlaub, Krankheitszeiten und Vertre¬ 
tungszeiten usw. 

Das Land Baden-Württemberg 
hat den Kommunen nun zugesagt, 
sich an der finanziellen Besserstellung 
der scheinselbstständigen Tageseltern 
zu beteiligen. Es soll nun einen Euro 
mehr pro Kind und Stunde geben - für 
unter drei Jahre alte Kinder wären das 

6.50 Euro, für Kindern über drei Jahre 

5.50 Euro. Die Studie des Landesver¬ 
bandes Kindertagespflege rechnet vor, 
dass 9,49 Euro pro Stunde und Kind 
nötig wären, um auf den gesetzlichen 
Mindestlohn zu kommen. 

Lars Mörking 


Hiesinger, so vermisste auch er man¬ 
gelnde Unterstützung durch Gather. 
Ausdrücklich warnte er vor einer dro¬ 
henden Zerschlagung des Konzerns 
mit seinen 160 000 Beschäftigten welt¬ 
weit. Am Abend des 16. Juli verkündete 
Lehner seinen Rücktritt als Chef des 
Aufsichtsrates. 

Neue Wege zu mehr Profit 

Gegenwärtig sucht der stellvertre¬ 
tende Aufsichtsratsvorsitzende Mar¬ 
kus Grolms (IG Metall) neben einem 
Schulterschluss mit dem Großaktio¬ 
när Krupp-Stiftung auch die Nähe zu 
dem vormals von der IGM verteu¬ 
felten schwedischen Finanzinvestors 
Cevin (18 Prozent Anteil). Markus 
Grolms wörtlich: „Eine Grundsatzver¬ 
einbarung mit den großen Aktionären 
Krupp-Stiftung und Cevian wäre im 
Interesse des Unternehmens sinnvoll.“ 
In der Wochenzeitung „Die Zeit“ vom 
25. Juli warnt NRW-Regierungschef 
Laschet vor drohenden Jobverlusten im 
Falle der Zerschlagung des Konzerns, 
der alleine in NRW 39 000 Beschäftig¬ 
te führt. Auf eine klare Stellungnahme 
verzichtet er. Ob Stiftungsvorsitzende 
Ursula Gather sich hinter das Vorha¬ 
ben von Grolms stellt, ist umstritten. 
Zwar spricht sie sich in der Ausga¬ 
be des Magazins „Der Spiegel“ vom 
27. Juli erneut dafür aus, dass der Kon¬ 
zern als Ganzes erhalten bleibt. Auf der 
Internetseite der Krupp-Stiftung lesen 
wir von ihr jedoch folgendes Zitat: 
„Vorstellungen einer falsch verstande¬ 
nen Tradition dürfen uns nicht hindern, 
zu neuen Wegen zu finden.“ 

Willi Hendricks 



Nach Rechnung der Kommunen ermöglicht die Betreuung vieler Kinder hübsche Stundenlöhne. 


Chaostage bei Stahlkonzern 

Gemeinschaftsunternehmen Thyssenkrupp Tata Steel steht auf tönernen Füßen 







































m unsere zeit 


Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 3. August 2018 





i^che «' 


r 






Aut die Straße 
gegen Sozialraub und 

Mietenwahnsinn! 
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An einer Demonstration in Nürnberg für bezahlbare Mieten beteiligten sich am 14. Juli 300 Menschen. 


Gegen Mietexplosion 
und Wohnungsnot 

Tarifliche Lohnerhöhungen fangen Mietsteigerungen nicht auf 


I mmer mehr Menschen in Stuttgart und Umgebung sind von Mietexplosion, 
Abrisswahn und Wohnungsnot betroffen. In den letzten Monaten hat die Be¬ 
wegung für „Recht auf Wohnen“ und „Leerstand beleben“ Zulauf bekommen, 
insbesondere auch durch Wohnungsbesetzungen in Heslach und Bad Cannstatt 
und mehrere Aktionen vor Gemeinderatssitzungen, Kundgebungen und Demon¬ 
strationen. ver.di unterstützt in Stuttgart Aktionen für bezahlbaren Wohnraum. 
Darüber sprachen wir mit Cuno Hägele, Geschäftsführer von ver.di Stuttgart. 


UZ: Wie erlebt Ihre Gewerkschaft ver.di 
die Wohnsituation in Stuttgart? 

Cuno Hägele: Die Wohnsituation in 
Stuttgart kann man derzeit nur als 
katastrophal bezeichnen. Bezahlba¬ 
rer Wohnraum ist Mangelware. Viele 
können sich die teuren Mieten nicht 
mehr leisten. Immer mehr Studierende, 
Arme, Menschen mit geringen Einkom¬ 
men, Rentnerinnen, Rentner, Auszubil¬ 
dende können sich die reiche Landes¬ 
hauptstadt Stuttgart nicht mehr leisten. 

Auch Menschen mit mittleren Ein¬ 
kommen kommen bei den Mieten in 
der reichen Landeshauptstadt Stuttgart 
an ihre Grenzen. Seit 2009 sind die Mie¬ 
ten um 40 Prozent gestiegen. Bereits 
heute muss ein immer höherer Anteil 
an Lohn und Gehalt für die Miete auf¬ 
gewendet werden, bei manchen beträgt 
der Anteil der Miete am verfügbaren 
Einkommen fast 60 Prozent. Die tarif¬ 
lichen Lohn- und Gehaltserhöhungen 
können die regelmäßigen Mietsteige¬ 
rungen nur bedingt auffangen. 

Die Wohnungssituation in der Stadt ist 
in Diskussionen mit den Betriebs- und 
Personalräten auf Betriebs- und Perso¬ 
nalversammlungen sehr präsent. Das 
brennt den Kolleginnen und Kollegen 
auf den Nägeln. 

UZ: Wie steht ver.di zu den Aktionen für 
besseren und bezahlbaren Wohnraum? 

Cuno Hägele: Wir arbeiten im Aktions¬ 
bündnis mit und haben die Demonstra¬ 
tionen und Kundgebungen in der Stadt 
aktiv unterstützt. 

Doch deine Präge zielt ja auf et¬ 
was anderes ab. Ja wir haben den Leer- 
stands-Besetzerinnen und -Besetzern 
unsere solidarische Grüße überbracht, 
weil mit dieser symbolischen Aktion 
das Thema auf die Agenda der Stadt¬ 
gesellschaft gesetzt wurde. Natürlich 
sind Hausbesetzungen und Wohnungs¬ 
besetzungen formaljuristisch illegal- 
keine Lrage. Wir rufen als ver.di - wie 
im übrigen das Bündnis auch - nicht zu 
Besetzungen auf. Aber wer wie Innen¬ 


minister Strobl die Leerstands-Besetzer 
als Diebe bezeichnet, der muss sich die 
Lrage gefallen lassen, was dann 11000 
leerstehende Wohnungen sind. 11000 



Cuno Hägele ist Geschäftsführer von 
ver.di in Stuttgart 


Wohnungen, die leer stehen, das hat 
wenig mit Renovierungsbedarf und viel 
mit Profit und Spekulation zu tun. Aber 
das Recht auf Wohnen ist Menschen¬ 
recht und damit unverkäuflich und 
kein Spekulationsobjekt. Wie heißt es 
im Grundgesetz: „Eigentum verpflich¬ 
tet.“ Bei 11000 leer stehenden Wohnun¬ 
gen möchte man zynisch anfügen, „zu 
nichts“. 

UZ: Welche Aufgaben sieht Ihre Ge¬ 
werkschaft beim Thema Wohnen? 


Cuno Hägele: Wir fordern einen sozi¬ 
alen Wohnungsbau, der diesen Namen 
auch verdient. Wir fordern, dass die 
Landeshauptstadt Stuttgart als eigen¬ 
ständiger Bauherr auftritt, anstatt die 
Grundstücke an Investoren weiterzu¬ 
verkaufen. Das in Stuttgart bestehende 
Zweckentfremdungsverbot muss auch 
mit Bußgeldern durchgesetzt werden. 
Wer gegen den Leerstand vorgehen 
will, der muss deutlich mehr Personal 
einstellen. Die bisherigen zwei Stel¬ 
len sind nur Symbolpolitik. Es braucht 
kommunale Instrumente, um überhöh¬ 
te Mieten zu senken und bezahlbare 
Höchstmieten festzulegen. Die Stadt 
muss bei Mietpreiserhöhungen, wie sie 
derzeit Vonovia in Stuttgart durchset¬ 
zen will, eingreifen. Mit der konsequen¬ 
te Bekämpfung von Leerstand könnte 
zumindest etwas Entspannung erreicht 
und der Spekulation der Boden entzo¬ 
gen werden. Das Recht auf Wohnen 
ist ein Menschenrecht, ein Recht auf 
Bereicherung und Ausbeutung gibt es 
nicht. 

UZ: Sind auch Gewerkschaft er innen 
und Gewerkschafter aktiv in dieser Be¬ 
wegung? Was ist ihre Motivation? 

Cuno Hägele: Ja, natürlich mischen da 
viele aktive Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter mit, das liegt in der 
Natur der Sache. „Her mit dem schö¬ 
nen Leben“ war mal das Motto der Ge¬ 
werkschaftsjugend. Und darum geht es 
letztendlich: Leben, Wohnen und Ar¬ 
beiten gehören zusammen. Das Thema 
Wohnen ist für die abhängig Beschäf¬ 
tigten existenziell. Hier sehen wir sehr 
deutlich das Ergebnis neoliberaler Po¬ 
litik der letzten Jahrzehnte. Gewerk¬ 
schaftsarbeit ist mehr als nur Tarifver¬ 
trag, dazu gehört auch die Kritik an den 
herrschenden Verhältnissen und dazu 
gehört auch die Wohnungspolitik. 

Das Gespräch führte Christa Hourani 


Auf dem UZ-Pressefest laufen die Filme des Mieter¬ 
aktivisten Matthias Coers 

„Das Gegenteil von Grau - Von Freiraum- und Wohnkämpfen 
über solidarische Landwirtschaft bis hin zur Refugees' Kitchen“ 
im Ruhrgebiet 

„Mietrebellen - Widerstand gegen den Ausverkauf der Stadt“ am Beispiel Ber¬ 
lins in Anwesenheit des Filmemachers (www.zwei-schritte.berlin) 

Freitag, 7. September, ab 20 Uhr im Filmzelt, das in das Zelt der DKP-Bezirke 
Saarland und Rheinlandpfalz integriert ist. 



Tribüne für 
Gewerkschafter 

Auf dem UZ-Pressefest kommen die Aktiven zu Wort 


Das 20. UZ-Pressefest, das vom 7. - 
9. September in Dortmund im Revier¬ 
park Wischlingen stattfindet, ist ein 
Treffpunkt für aktive Gewerkschafte¬ 
rinnen und Gewerkschafter. Wir geben 
an dieser Stelle einen (unvollständi¬ 
gen) Überblick über Diskussionsrun¬ 
den und Treffen des DKP-Parteivor- 
standes und der DKP-Bezirke aus dem 
Bereich Betrieb und Gewerkschaft: 

Höchste Zeit für mehr Zeit 

Arbeitszeitverkürzung ist notwendi¬ 
ger denn je! Und machbar! Das zei¬ 
gen abgeschlossene Tarifverträge bei 
der EVG (Eisenbahnerverkehrsge¬ 
werkschaft) im Jahr 2017 und der IG 
Metall im Jahr 2018. Wie werden sie 
angenommen? Wie umgesetzt? Kön¬ 
nen „Wahlmodelle“ zwischen kürzerer 
Arbeitszeit, mehr Urlaub oder mehr 
Lohn als Einstieg in eine breite, kollek¬ 
tive Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich verstan¬ 
den werden? Über die Abschlüsse und 
ihre Wirkung diskutieren Rainer Per- 
schewski (EVG), Uwe Lritsch (IGM), 
Olaf Harms (ver.di) und weitere akti¬ 
ve Gewerkschafter aus DGB-Gewerk- 
schaften in einer Veranstaltung des 
DKP-Parteivorstandes und des DKP 
Bezirkes Ruhr-Westfalen. 

Samstag, 8. September, 16 Uhr, 

Roter Markt NRW 

Profite pflegen keine 
Menschen! 

Die Kämpfe um die Personalbemes¬ 
sung im Gesundheitswesen sind bei¬ 
spielgebend. In der Runde des DKP- 
Parteivorstandes und der DKP Saar¬ 
land diskutieren Michael Quetting 
(ver.di Saar), Jan von Hagen (DKP 
Essen, ver.di NRW) und Maike Saer¬ 
beck (DKP Hamburg und Hamburger 
Pfiegebündnis) über ihre Erfahrungen 
und die Perspektiven des Kampfes für 
mehr Personal - nicht nur in Kliniken 
und Altenheimen. 

Samstag um 15.30 Uhr, Zelt der DKP 
Saar/Rheinland-Pfalz 

Branchentreffen Gesundheit 

Das Treffen der bundesweiten Bran¬ 
chengruppe Gesundheit der DKP dient 
dem Austausch und der Vernetzung 
von Beschäftigten im Gesundheitswe¬ 
sen. Kolleginnen und Kollegen, die im 
Gesundheitsbereich aktiv sind oder es 
werden wollen, sind herzlich eingela¬ 
den. 

Sonntag von 10 bis 12 Uhr, 

Roter Markt NRW 


Branchenfrühstück Bildungs¬ 
und Erziehungswesen 

Der DKP-Parteivorstand lädt Genos¬ 
sinnen und Genossen, die im Bildung- 
und Erziehungswesen beschäftigt sind, 
und interessierte Kolleginnen und 
Kollegen zum Branchenfrühstück. Im 
Anschluss findet eine Veranstaltung 
„Profitfreie Zone Schule“ gegen die 
Pläne zur Schulprivatisierung in Ber¬ 
lin statt. 

Samstag, 11 Uhr, Leninplatz, Zelt der 
DKP-Organisationen aus Ostdeutsch¬ 
land 

Treff zur Erwerbslosenarbeit 

Der DKP-Parteivorstand lädt Genos¬ 
sinnen und Genossen, die in der Er¬ 
werbslosenarbeit aktiv sind oder es 
werden wollen, zu einer Beratung ein. 

Samstag, 10.30 Uhr, Zelt der DKP 
Hessen und Baden-Württemberg 

Bahner und Metaller 

Ein Treffen von Bahnern und Metal¬ 
lern ist am Sonntag um 11.45 Uhr bei 
der SDAJ geplant. 

Workshop zu 

betrieblichen Kleinzeitungen 

Die DKP München und das Betriebs¬ 
aktiv München organisieren einen 
Workshop zu betrieblichen Kleinzei¬ 
tungen. Ist kommunistische/antikapi¬ 
talistische Agitation mittels Kleinzei¬ 
tung noch sinnvoll in Zeiten von fa- 
cebook, „sozialen Medien“ und fake 
news? Wo sind die Grenzen der Agi¬ 
tation heute? Was bringt das „Papier- 
abladen“ vor dem Betrieb? Was müs¬ 
sen wir unserer Klasse liefern? Diese 
Fragen wollen wir gemeinsam disku¬ 
tieren. Das Ziel des Workshops: Ken¬ 
nenlernen, Erfahrungsaustausch, Ver¬ 
netzung - gemeinsam geht‘s besser! 
Bringt Exemplare eurer Kleinzeitung 
mit zum Pressefest! 

Sonntag, International-bayrisches 
Cafe „Oskar-Maria-Graf“ 

Ran an die Klasse - aber wie? 

Die Genossinnen und Genossen aus 
Hessen laden zum Erfahrungsaus¬ 
tausch zur Frage: „Wie machen wir die 
Arbeit in Betrieben und Gewerkschaf¬ 
ten zum kollektiven Schwerpunkt un¬ 
serer Grundeinheiten?“ 

Samstag, 12 Uhr, Zelt der DKP-Bezir¬ 
ke Hessen und Baden-Württemberg 

Interessenten für die Branchentreffen 
der DKP können sich auch hier mel¬ 
den: pv@dkp.de 


Verhandlungen gescheitert 

Krankenhausgesellschaft nimmt schlechte 
Versorgung in Kauf 


Die Vereinte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) begrüßt das Scheitern der 
Verhandlungen zu den vollkommen un¬ 
zureichenden Pfiegepersonaluntergren- 
zen in Krankenhäusern am 24. Juli. Mit 
der Erklärung der Deutschen Kranken¬ 
hausgesellschaft (DKG), sie weise den 
Verhandlungsstand mit den Kranken¬ 
kassen zurück, sei „der Weg frei für die 
große Lösung“, so Sylvia Bühler, Mit¬ 
glied im ver.di-Bundesvorstand. 

DKG und GKV-Spitzenverband hat¬ 
ten sich zuvor nach einjährigen Verhand¬ 
lungen auf Untergrenzen für wenige Be¬ 
reiche geeinigt, die lediglich verhindern 
sollten, dass Patient/innen im Kranken¬ 
haus noch kränker werden. Die Kran¬ 
kenhäuser mit der schlechtesten Perso¬ 
nalausstattung sollten dabei als Orientie¬ 
rung für die Untergrenzen gelten. „Das 
war eine Mogelpackung mit hohen Risi¬ 
ken für die Versorgung, die das Personal 
nicht entlastet hätte. Damit wäre weite¬ 
res Vertrauen der Beschäftigten und Pa¬ 
tient/innen in die Politik verspielt wor¬ 
den“, kritisiert Bühler. „Es war ohnehin 
eine seltsame Idee, den Bock zum Gärt¬ 
ner zu machen und die Selbstverwalter 


Untergrenzen erarbeiten zu lassen. Un¬ 
ter diesen Voraussetzungen waren gute 
Ergebnisse nicht zu erwarten.“ 

Die Begründung der DKG, dass der 
Personalbedarf in dem mit der GKV ge¬ 
fundenem Kompromiss zu hoch ange¬ 
setzt sei, sei entlarvend, so Bühler wei¬ 
ter. Die DKG nehme gefährliche Pflege 
und schlechte Patientenversorgung bil¬ 
ligend in Kauf. Tatsächlich brauche es 
für eine gute Versorgung weit mehr Pfle¬ 
gepersonal. „Wie blamabel die DKG 
den Abbruch auch immer begründet, 
entscheidend ist die Konsequenz“, sag¬ 
te Bühler. „Jetzt muss Bundesgesund¬ 
heitsminister Jens Spahn übernehmen.“ 
Nötig seien Vorgaben für die Personal¬ 
ausstattung für alle Bereiche im Kran¬ 
kenhaus, die sich am Bedarf der Patien¬ 
tinnen und Patienten orientierten. Nur 
so könne eine gute Versorgung sicher¬ 
gestellt und die Beschäftigten entlastet 
werden. Um zu einer schnellen Lösung 
zu kommen, fordert ver.di, die bereits 
bewährte Pflegepersonal-Regelung 
(PPR) unter Einbeziehung einer Ex¬ 
pertenkommission weiterzuentwickeln. 

ver.di 
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Geschichtslos - 
gesichtslos 

Die SPD schafft ihre Historische Kommission ab 


Raus aus der 
Volksgemeinschaft 


Mesut Özil scheidet aus der Fußball-Nationalmannschaft aus 



Kein weher Blick zurück auf den alltäglichen Rassismus 


Es kam doch schon sehr überraschend. 
Eine Ära endet. 1982 - damals war Wil¬ 
ly Brandt Parteivorsitzender - nahm die 
Historische Kommission der SPD ihre 
Arbeit auf. Zu ihren Mitgliedern ge¬ 
hörten bzw. gehören prominente Histo¬ 
riker wie Hans Mommsen (1930-2015), 
Jürgen Kocka, Heinrich August Wink¬ 
ler, Peter Brandt, einer der Söhne Willy 
Brandts, Edgar Wolfrum. Die SPD löst 
nun, ausgerechnet im Jubiläumsjahr 
2018, diese Kommission auf. 

Aufgabe der Historischen Kommis¬ 
sion war es nicht nur, die eigene Ge¬ 
schichte zu bewahren und zu propagie¬ 
ren, sondern auch den Parteivorstand 
und andere Parteigremien zu beraten. 
Das wird jetzt offensichtlich nicht mehr 
gebraucht. Generalsekretär Lars Kling¬ 
beil schrieb jedoch in einem Brief an die 
Mitglieder der Kommission lediglich, 
die Partei müsse „vorhandenen Res¬ 
sourcen effizient einsetzen“. Es geht um 
etwa 20 000 Euro pro Jahr. 

Tatsächlich aber scheint der SPD- 
Vorsitzenden Andrea Nahles und ih¬ 
rem Umfeld der Blick auf die eigene 
Geschichte überflüssig, ja störend. Das 
ist überflüssiger Ballast, der abgeworfen 
werden kann. Kein Wunder, die eigene 
Position der SPD ist ja in der Regie¬ 
rungskoalition kaum noch zu erkennen. 
Die Wahlversprechen sind längst ver¬ 
gessen. Eine „Rückbesinnung“ auf die 
Wurzeln der Sozialdemokratie, wie auf 
den Sonderparteitagen in diesem Jahr 
von Delegierten gefordert, gibt es nicht. 
Schon gar keine kritische Auseinander¬ 
setzung mit der eigenen Geschichte - 
was aber immer von anderen gefordert 
wird. „Nicht nur die Tatsache der Auf¬ 
lösung der Historischen Kommission an 
sich, auch der gewählte Zeitpunkt ver- 
stören“, hieß es in einer Erklärung der 


Ausgerechnet Bundesinnenminister 
Horst Seehofer (CSU), der es mit dem 
Schutz gesetzlich verbriefter Grund¬ 
rechte wie etwa dem Recht auf Asyl 
oder dem Recht auf Versammlungsfrei¬ 
heit selbst nicht so genau nimmt, hat 
dieser Tage den „Verfassungsschutz¬ 
bericht“ über sogenannte extremisti¬ 
sche Aktivitäten für 2017 vorgestellt. 
Wirklich Neues hat der Inlandsge¬ 
heimdienst mit der irreführenden Ei¬ 
genbezeichnung „Bundesamt für Ver¬ 
fassungsschutz“ dabei nicht zu bieten. 
Findet sich im Bericht doch mehrheit¬ 
lich nur die sattsam bekannte Gleich¬ 
setzung von vermeintlichen Links- und 
tatsächlichen Rechtsextremisten. 

Nach dem Anstieg der rechtsextre¬ 
mistisch motivierten Gewalttaten mit 
fremdenfeindlichem Hintergrund in 
den letzten Jahren seien diese im Be¬ 
richtsjahr 2017 um 35 Prozent gesun¬ 
ken. Der Anteil der Gewalttaten ge¬ 
gen Asylbewerberunterkünfte sank 
noch deutlicher, befinde sich aber im¬ 
mer noch auf einem höheren Niveau 
als im Jahr 2014, also vor der sogenann¬ 
ten Flüchtlingskrise. Im Bereich „Poli¬ 
tisch motivierte Kriminalität - rechts“ 
wurden 19467 (2016: 22471) Strafta¬ 
ten mit extremistischem Hintergrund 
erfasst. Darunter 1054 Gewalttaten 
(2016:1600). Die Zahl der versuchten 
Tötungsdelikte sank von 18 im Jahr 
2016 auf vier im Jahr 2017. 

Dem Bereich der „Politisch moti¬ 
vierten Kriminalität - links“ wurden 
vom Verfassungsschutz 6393 Strafta¬ 
ten zugeordnet (2016: 5230), darunter 
sollen sich 1648 Gewalttaten (2016: 
1201) befinden. Für diese Steigerung 
seien im Wesentlichen die Ereignisse 
um den G20-Gipfel in Hamburg ur¬ 
sächlich, schreibt die Behörde. 


Historischen Kommission der Linkspar¬ 
tei. „Die Entscheidung gegen die Fort¬ 
setzung einer eigenen geschichtspoliti¬ 
schen Arbeit des Parteivorstandes der 
SPD fiel wenige Wochen vor dem ersten 
einer Reihe von hundertsten Jahresta¬ 
gen, zu denen von der SPD eine Ant¬ 
wort auf die Frage nach ihrer Rolle und 
Verantwortung in der Geschichte erwar¬ 
tet wurde: Novemberrevolution, Ausru¬ 
fung der Republik und Verabschiedung 
der Weimarer Verfassung, aber auch der 
Jahrestag der Ermordung von Rosa Lu¬ 
xemburg und Karl Liebknecht. 

Der Gedanke liegt nahe, dass sich 
die offizielle SPD vor eben dieser Ant¬ 
wort drücken wollte.“ 

Die Mitglieder der Historischen 
Kommission der SPD um ihren Vor¬ 
sitzenden Bernd Faulenbach, Profes¬ 
sor für Zeitgeschichte in Bochum, sind 
über die Auflösung „überrascht und em¬ 
pört“. Dies sei, heißt es in einem Brief 
an die Parteispitze, ein „verheerendes 
Symbol für Geschichtslosigkeit“. Edgar 
Wolfrum, Professor für Zeitgeschichte 
an der Ruprecht-Karls-Universität Hei¬ 
delberg, warnte in einem Interview mit 
der „taz“: „Ohne Wissen um die Ver¬ 
gangenheit lässt sich keine Zukunft ge¬ 
winnen.“ Faulenbach erklärte gegenüber 
der „Süddeutschen Zeitung“ zudem, 
sollte es die Kommission nicht mehr 
geben, würden bestimmte Fragen nicht 
mehr gestellt. Auch solche nicht, die von 
aktueller Bedeutung für die SPD seien. 
Die Kommission habe beispielsweise 
angeboten, die umstrittenen Hartz-So¬ 
zialreformen aus historischer Perspek¬ 
tive als Beitrag zur aktuellen Debatte 
über die Zukunft des Sozialstaates zu 
begleiten. Man habe in diesem Zusam¬ 
menhang von der Parteispitze nicht ein¬ 
mal eine Antwort erhalten. Nina Hager 


Aktuell gibt es offensichtlich keine 
soziale Bewegung, hinter der der Staat 
keine „Linksextremisten“ vermutet. 
So werden im jüngsten „Verfassungs¬ 
schutzbericht“ beispielsweise Protes¬ 
te gegen die völkisch-nationalistische 
AfD und selbst die gegen den Braun¬ 
kohletagebau und den Energiekonzern 
RWE diesem Vorwurf ausgesetzt. 

Über die „orthodox-kommunisti¬ 
sche“ Deutsche Kommunistische Partei 
(DKP) „mit ihren circa 3 000 Mitglie¬ 
dern“ weiß der Inlandsgeheimdienst zu 
berichten, dass diese „unverändert an 
ihrem Ziel des Sozialismus und Kom¬ 
munismus“ festhalte und „sich zu The¬ 
orien von Marx, Engels und Lenin als 
Anleitung für ihr Handeln“ bekenne. 
Nach wie vor befinde sie sich „in einem 
innerparteilichen Richtungsstreit über 
die künftige ideologische Ausrichtung 
und Strategie der Partei“. Neben der 
DKP werden wie üblich auch die SDAJ, 
Strukturen der Partei „Die Linke“, die 
Antirepressionsorganisation „Rote 
Hilfe“, die „Interventionistische Lin¬ 
ke“, verschiedene Antifa-Zusammen¬ 
schlüsse und als einziges vermeintlich 
linksextremes Printmedium die Tages¬ 
zeitung „junge Welt“ (jW) im Bericht 
genannt. Bemerkenswert ist unterdes¬ 
sen die Auflage, die der Spitzeldienst 
der jW mit „156 000 Exemplaren“ zu¬ 
schreibt. 

Über den Extremismus der Mitte, 
das rassistische Gezeter der CSU, die 
Verstrickungen der Berichtsherausge¬ 
ber in das mörderische Terrornetzwerk 
NSU oder die extrem rechten Positio¬ 
nen der AfD, die nicht einmal Beob¬ 
achtungsobjekt des Geheimdienstes ist, 
findet sich in dem besagten Bericht er¬ 
wartungsgemäß nichts. 

Markus Bernhardt 


M esut Özil war ein Star. Er war 
Nationalspieler des Jahres 
2011, 2012, 2013, 2015, 2016 
und bekam den Integrations-Bambi 
2010. Nun ist er gefallen und zurück¬ 
getreten. Denn ein Foto von ihm mit 
dem türkischen Präsidenten Erdogan 
machte seine Beliebtheit zunichte. Das 
Treffen mit dem Diktator wurde in der 
Öffentlichkeit scharf kritisiert. Als 
dann die deutsche Fußballmannschaft 
mit einem Vorrunden-Aus in der WM 
eine historische Niederlage erlitt, war 
die Karriere von Özil endgültig vor¬ 
bei. Ein Sündenbock musste her und 
die Wahl fiel auf Özil, den illoyalen Tür¬ 
ken, denn Deutscher war er jetzt auf 
einmal nicht mehr. Özil erging es wie so 
vielen Fußballern mit Migrationshin¬ 
tergrund: Wenn sie gut spielen und sich 
korrekt verhalten sind sie Helden und 
Teil der Nation, wenn es mal nicht gut 
läuft, dann war’s das und sie sind wie¬ 
der die Migranten, Ausländer, Schwarz¬ 
köpfe und Kanaken. 

Die Doppelmoral hinter 
der Aufregung 

Sicher, Özil ist keiner von uns, er ist ein 
Millionär. An seinen Treffen mit Erdo¬ 
gan gibt es nichts schönzureden. Özil 
traf sich bereits mehrmals mit Erdogan 
(2011,2012,2016), doch damals interes¬ 
sierte das schlichtweg niemanden. Dass 
jetzt ausgerechnet Vertreter des DFB 
oder der Bundesregierung die Moral¬ 
keule schwingen, ist zynisch. Fotos mit 
Erdogan sind für die Bundesregierung 
Peanuts. Merkel und Co. spielen in ei¬ 
ner ganz anderen Liga: Politische Un¬ 
terstützung für Erdogan, Verfolgung 
türkischer Oppositioneller in Deutsch¬ 
land oder Waffendeals. Auch tausend 
Treffen zwischen Özil und Erdogan 
können nicht das Leid hervorbrin¬ 
gen, das deutsche Panzer in Afrin und 
Flüchtlingsdeals zwischen deutscher 
und türkischer Regierung verursachen. 

Gescheiterte Integration? 

Auch der DFB ist keine moralische 
Instanz. Weltmeisterschaft 2022 im 
Sklavenhalterstaat Katar und ein Prä¬ 
sident Reinhard Grindel, der zuvor 
für die CDU im Bundestag saß. Özil 
hält ihm entgegen: „Von Ihnen, Herr 
Grindel, bin ich enttäuscht, aber nicht 
überrascht. Als Sie 2004 im Bundestag 
saßen, behaupteten Sie, dass ,Mulit- 


Milch und Brot könnten bald teurer 
werden. Der Grund dafür ist die lan¬ 
ganhaltende Hitze. Sie macht Deutsch¬ 
lands Bauern zu schaffen. In diesem 
Jahr rechnen sie mit enormen Ernte¬ 
einbußen. Allein beim Getreide sei mit 
einem Verlust von sieben bis acht Mil¬ 
lionen Tonnen zu rechnen, sagte Bau¬ 
ernpräsident Joachim Rukwied letzten 
Dienstag der Passauer Neuen Presse. 
Das sei ein Schaden von rund 1,4 Mil¬ 
liarden Euro. Hinzu kämen Verluste bei 
den Herbstkulturen wie Mais, Zucker¬ 
rüben oder Kartoffeln. 

Rukwied fordert deshalb, „dass die 
Politik die Notstandssituation ausruft“. 
Damit könnte den Bauern dort mit ei¬ 
ner Finanzspritze geholfen werden, wo 
die Trockenheit extrem zugeschlagen 
hat. Ohne diese Hilfe stünden einige 
Betriebe vor dem Aus. 

Um Futter zu sparen, verkaufen 
viele Milcherzeuger vorzeitig Tiere. In 
den ersten beiden Juliwochen sei die 
Zahl der geschlachteten Tiere um 10 
Prozent gestiegen. Das berichtete die 
Wirtschaftswoche unter Berufung auf 
die wöchentlichen Schlachtberichte 
der Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung. In den von der Hitze 
besonders betroffenen Bundesländern 


Kulti ein Mythos und eine Lebenslü¬ 
ge 4 ist, während Sie gegen die doppel¬ 
te Staatsbürgerschaft stimmten sowie 
gegen Strafe wegen Bestechung. Au¬ 
ßerdem sagten Sie, dass die islami¬ 
sche Kultur in vielen deutschen Städ¬ 
ten zu sehr Wurzeln geschlagen habe.“ 
Im Falle Özil sind es letztlich die glei¬ 
chen Spaltungsmechanismen, die uns 
und unsere migrantischen Kolleginnen 
und Mitschülerinnen immer wieder 
aufs Neue betreffen. Özil ist weniger 
ein bedauernswerter Einzelfall, son¬ 
dern vielmehr Sinnbild für die heutigen 
Verhältnisse und den in Deutschland 
herrschenden Alltagsrassismus. 

Gemeinsam gegen Rassismus 

Dieser Rassismus, der in Deutsche und 
Ausländer einteilt und gegeneinander 
ausspielt sowie die Integration für tot 
erklärt, ist nicht neu und er ist auch seit 


Schleswig-Holstein und Niedersach¬ 
sen wurde ein besonders hoher An¬ 
stieg registriert. „Da auf den Weiden 
nichts wächst, müssen Tiere bereits 
mit Futtervorräten aus der Winterre¬ 
serve versorgt werden“, sagte Kirsten 
Wosnitza, schleswig-holsteinische Lan¬ 
desvorsitzende des Bundes Deutscher 
Milchviehhalter. Um Futter zu sparen, 
trennten sich viele Bauern daher schon 
jetzt von Tieren, die normalerweise erst 
im Herbst verkauft worden wären. 

Aufgrund dieser angespannten Si¬ 
tuation fordert die Arbeitsgemein¬ 
schaft bäuerliche Landwirtschaft hö¬ 
here Preise für Agrarprodukte. „Eine 
existenzbedrohliche Krise kann nur 
gemildert werden durch eine schnelle 
und faire Anhebung der Erzeugerprei¬ 
se“, heißt es dort. In anderen Branchen 
sei es auch üblich, Mindererlöse und 
Mehraufwand über den Preis an die 
Abnehmer weiterzugeben. Bei der Su¬ 
che nach Auswegen dürfe es jedenfalls 
„keine Denkverbote geben“. 

Dass sich Deutschlands Bauern 
langfristig umorientieren müssen, 
machte Ernst Rauch, Klimaexperte 
des weltgrößten Rückversicherers Mu¬ 
nich Re, gegenüber dem „Tagesspiegel“ 
(15. Juli) deutlich. „Die Klima- und die 


mehreren Jahren bestens etabliert. Den 
Anfang machte 2010 ein Thilo Sarra¬ 
zin (SPD) mit seinem Buch „Deutsch¬ 
land schafft sich ab“. Sarrazins Thesen 
sind längst im Mainstream angekom¬ 
men und sie bestimmen heutzutage in 
weiten Teilen die politische Diskussion. 
Diese Hetze gilt es zu brechen, denn 
egal, ob man seit einer oder zwanzig 
Generationen in Deutschland lebt: Mit 
seinen Kolleginnen hat man weit mehr 
gemeinsame Interessen, als man es mit 
den Herrschenden je haben könnte. 

Leo und Mark, München 


Erschienen in der neuen Ausga¬ 
be der Position (3/18), Magazin der 
SDAJ. Zu bestellen als Abo für 10 
Euro bei uzshop.de. 


Vegetationszonen rücken von Süden 
nach Norden vor“, sagte er dem Blatt. 
„Wenn die Entwicklung so weiter geht, 
werden wir in Deutschland eine Vege¬ 
tation haben wie in Norditalien.“ Die 
Landwirtschaft müsse sich dieser Ent¬ 
wicklung anpassen. 

Den Brandenburger Bauern emp¬ 
fahl er, mittelfristig kein Getreide mehr 
anzubauen. Stattdessen sollen sie Oli¬ 
venbäume pflanzen. In Mitteleuropa 
würden die Sommer seit langem immer 
trockener und die Winter immer feuch¬ 
ter. „Und das wird auch so weiterge¬ 
hen“, schätzt Rauch. Schon heute kön¬ 
ne man Veränderungen in der Vegeta¬ 
tion beobachten. So würden etwa beim 
Wein schon jetzt Sorten in Deutschland 
angebaut, die mehr Sonne und Wärme 
brauchen. 

Klimaforscher sind sich recht si¬ 
cher: Was aktuell als ungewöhnlich gilt, 
könnte in 30 Jahren ein ganz normaler 
Sommer sein. Der Monat Mai in diesem 
Jahr war der wärmste in Deutschland 
seit 1881. Zuvor hatte schon der April 
einen Rekord gebrochen. Die Bundes¬ 
republik hat heute im Schnitt doppelt 
so viele Hitzetage mit Temperaturen 
von über 30 Grad Celsius als noch in 
den 80er-Jahren. Bernd Müller 


Überall 

„Linksextremisten“ 

Diffamierung und Hetze prägen auch den neuen 
„Verfassungsschutzbericht“ über das Jahr 2017 


Oliven statt Getreide 

Die Hitzewelle bedroht viele Bauern. Rückversicherer empfiehlt Olivenanbau 
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Mit dem Laptop im Kriegseinsatz 

Der zivil-militärische Blick in die digitale Glaskugel 


D as Auswärtige Amt setzt Tech¬ 
nologien zur sogenannten Kri¬ 
senfrüherkennung ein, auch das 
Verteidigungsministerium forscht an 
solchen Verfahren. Für die Vorhersa¬ 
ge zukünftiger militärisch relevanter 
Ereignisse werden öffentliche Quel¬ 
len des Internet durchsucht (die so¬ 
genannte Open Source Intelligence, 
OSINT). Die Programme können die 
öffentlich verfügbaren Daten aber 
auch mit anderen Informationen, im 
Falle des Verteidigungsministeriums 
auch Verschlusssachen, zusammen¬ 
führen. 

Mit der Firma IBM hat das Ver¬ 
teidigungsministerium jetzt eine For- 
schungs- und Technologiestudie „IT- 
Unterstützung Krisenfrüherkennung“ 
verabredet. Neu ist das nicht, denn 
das Militär testet bereits das Prog¬ 
nosewerkzeug „IBM Watson“. Es ba¬ 
siert auf Künstlicher Intelligenz und 
soll „potenzielle Krisen“ vor ihrer 
Entstehung in Zeiträumen von sechs 
bis 18 Monaten erkennen. Künstli¬ 
che Intelligenz reproduziert jedoch 
Annahmen, die von Menschen pro¬ 
grammiert wurden. Es ist äußerst ge¬ 
fährlich, wenn die Raster und Analy¬ 
sekriterien für diese Verfahren einer 
militärischen Logik folgen. Das führt 
dazu, dass zunehmend militärische 
Antworten auf „Bedrohungen“ er¬ 
folgen, die eigentlich politisch gelöst 
werden könnten. 

Eine Software zur Krisenfrüher¬ 
kennung muss über statistische Da¬ 
ten früherer Ereignisse verfügen. Für 
die Tests beim Verteidigungsminis¬ 
terium stammen diese aus den Er¬ 
eignisdatenbanken „Armed Conflict 
Location & Event Data“ (ACLED), 
„Global Database of Events, Langua- 
ge, and Tone“ (GDELT) und „Global 
Terrorism Database“ (GTD). Diese 
Datensammlungen zu Katastrophen, 
Kriegen, Aufständen oder politischen 
Krisen sind höchst subjektiv und kön¬ 
nen darauf basierende Prognosen des¬ 
halb leicht verfälschen. 


Seit unserem 22. Parteitag unterstüt¬ 
zen wir als DKP den Aufruf „Abrüsten 
statt Aufrüsten“ und haben uns das Ziel 
gesteckt, bis zum UZ-Pressefest 30 000 
Unterschriften zu sammeln und an die 
Aufrufenden zu übergeben. In Mün¬ 
chen hatten wir uns das Ziel gesetzt, im 
gleichen Zeitraum 1000 Unterschrif¬ 
ten zu sammeln. Dieses Ziel erreichten 
wir bereits Mitte Juni und lassen uns 
seitdem nicht davon abhalten, weiter 
zu sammeln. Man kann sagen, es funk¬ 
tioniert wie geschnitten Brot. 

Wir sammelten im Freundeskreis 
und in der Familie, in den Gewerk¬ 
schaften und Betrieben, auf Kundge¬ 
bungen und Demos, Infotischen und ei¬ 
genen Veranstaltungen. Neben Kund¬ 
gebungen und dem Sammeln in den 
Gewerkschaften waren die Infotische, 
wie schon beim Bundestagswahlkampf 
2017, ein sehr erfolgreiches Mittel. Hier 
kamen meist in zwei Stunden rund 60 
Unterschriften zusammen. Man kann 
sagen, dass es deutlich leichter ist eine 
Unterschrift für den Aufruf zu bekom¬ 
men als eine Unterstützungsunter¬ 
schrift für die Bundestagswahl. Trotz¬ 
dem kostet das Sammeln und Organi¬ 
sieren eines Infotisches viel Zeit und 
Kraft. Es schien mir, dass die Bereit¬ 
schaft meiner Genossinnen und Ge¬ 
nossen, die Infotische zu unterstützen, 
geringer ist als beim Wahlkampf. Da¬ 
her kamen mir in den letzten Monaten 
öfter zwei Fragen in den Kopf: „War¬ 
um sammeln wir diese Unterschriften 
eigentlich?“ und „Hilft uns das Ganze 
als Partei?“. 

Zur ersten Frage kann ich sagen, 
dass es sicher sinnvoll ist, einen sol¬ 
chen Aufruf zu unterstützen und damit 
das Thema Abrüsten und die drohen- 


Die jetzige militärische Beschaf¬ 
fung der Software „SAP Analytics“ 
sowie „IBM Watson“ ist Teil einer 
„Digitaloffensive“ der Bundeswehr. 
Die Erschließung sogenannter struk¬ 
turierter und unstrukturierter Infor¬ 
mationen („Data Mining“) spielt bei 
Polizei, Geheimdiensten und Militär 
eine immer größere Rolle. Der zi¬ 
vil-militärische Blick in die digitale 
Glaskugel soll helfen, Flüchtlinge ab¬ 
zuwehren, Interventionen vorzuberei¬ 
ten oder Kriege zu gewinnen. Wenn 
dies von Geheimdiensten und Militärs 
uferlos und nach Gutdünken prakti¬ 
ziert wird, geht das Vertrauen in die 
Privatsphäre der digitalen Kommu¬ 
nikation vollends verloren. Es muss 
nachvollziehbar sein, für welche Zwe¬ 
cke die Behörden Meinungsäußerun¬ 
gen im Internet verwenden. Wenn 
Postings aus Sozialen Medien und da¬ 
mit Meinungsäußerungen verarbeitet 
werden, handelt es sich um eine Ras¬ 
terfahndung, für die hohe rechtliche 
Hürden gelten. 

Vermutlich sind die Einsätze bei 
den Ministerien deshalb rechtswidrig. 
Sie gehören auf den Prüfstand und 
dürfen bis zu einer umfassenden Be¬ 
wertung nicht eingesetzt werden. Das 
gilt erst recht, wenn Software, die für 
festgelegte Zwecke beschafft wurde, 
aufgebohrt wird. Die im Verteidi¬ 
gungsministerium und im Auswärti¬ 
gen Amt genutzte Software von SAP 
verfügt beispielsweise auch über Fä¬ 
higkeiten zur Vorhersage, die sich laut 
der Bundesregierung allerdings „noch 
nicht im Pilotbetrieb“ befinden. 

Es beunruhigt mich zutiefst, dass 
Informationen über die Forschung 
und Nutzung der Technologien erst 
auf Nachfrage bekannt gemacht wer¬ 
den. So war die technologische Kri¬ 
senfrüherkennung beim Auswärti¬ 
gen Amt nicht öffentlich, das Gleiche 
gilt für die Hersteller entsprechender 
Vorhersagetechnologien. Lediglich 
die „Automatisierte Beobachtung 
von Internet-Inhalten“ der Bundes- 


de Kriegsgefahr in den Fokus unserer 
Arbeit zu setzen und damit auch auf 
die Straße zu bringen. Das haben wir 
erfolgreich getan. Wir haben viele Ge¬ 
spräche geführt und auch bei einigen 
Leuten das Thema wieder in die Köpfe 


wehruniversität München hatte das 
Verteidigungsministerium öffentlich 
gemacht. Nur durch unsere Anfragen 
wurde außerdem bekannt, dass das 
Verteidigungsministerium auch mit 
weiteren Firmen (darunter Microsoft 
und Atos) Gespräche zur vorhersa¬ 
genden Analyse geführt hat. Ebenfalls 
unbekannt war die Untersuchung des 
Fraunhofer-Instituts FKIE zur „au¬ 
tomatisierten Erkennung von Fake 
News“ und die militärische Studie der 
Firma IABG zur Analyse der „Lage 
im Informationsumfeld“. Mithilfe der¬ 
artiger Verfahren soll es möglich sein, 
die Bundeswehr in öffentlichen Me- 


gebracht. Zu zeigen, dass wir als Partei 
in der Lage sind, in kurzer Zeit 30 000 
Unterschriften zu sammeln, ist eine 
gute Sache. Ob diese Erkenntnis den 
Aufwand wert ist, kann ich nur schwer 
bewerten. 


dien oder im Internet besser dastehen 
zu lassen. Als Störung des „Informa¬ 
tionsumfeldes“ galt beispielsweise die 
ausgedachte Geschichte einer mas¬ 
senhaft versendeten Mail in Litauen, 
in der Bundeswehrsoldaten der Ver¬ 
gewaltigung bezichtigt wurden. Tat¬ 
sächlich hat es nur eine solche Mail 
gegeben, der Propaganda-Apparat 
des Verteidigungsministeriums lief 
dagegen auf Hochtouren. 

Andrej Hunko 

Andrej Hunko ist Europapolitischer 
Sprecher der Fraktion „Die Linke“ im 
Bundestag 


Zur zweiten Frage haben unsere Er¬ 
fahrungen beim Sammeln für den Auf¬ 
ruf gezeigt, dass es teilweise hinderlich 
war zu erwähnen, dass wir Kommu¬ 
nisten sind. Oft war es einfacher, den 
Aufruf allgemein zu beschreiben und 
je nach Zielgruppe die entsprechen¬ 
den Erstunterzeichner zu nennen. Ziel 
war es ja nicht zu erklären, warum wir 
Kommunisten gegen Krieg sind oder 
wer Interesse an Kriegen und Aufrüs¬ 
tung hat und wer nicht, sondern eine 
Unterschrift zu ergattern. Teilweise 
griffen wir sogar auf die neutrale Fas¬ 
sung der Unterschriftenlisten zurück, 
beispielsweise im Betrieb oder der Ge¬ 
werkschaft, und vermieden so den Hin¬ 
weis auf die DKP komplett. Das Ziel, 
die DKP bekannter zu machen und un¬ 
sere Postionen zu vertreten, konnte so 
oft nicht erreicht werden. 

Anders als beim Bundestagswahl¬ 
kampf, wo wir um unsere Inhalte dis¬ 
kutieren und streiten mussten, um eine 
Unterschrift zu bekommen, reicht beim 
Aufruf der Hinweis auf Frieden und 
Abrüstung. Um ein drastisches Bei¬ 
spiel zu nennen: Ich veranstaltete mit 
meinen Mitbewohnern eine WG-Party 
und legte den Aufruf mit dem Hinweis 
„Unterschreiben!“ auf das Klo. Nach 
der Party standen fünf Unterschrif¬ 
ten unter dem Aufruf. Mir schwant es, 
dass wir mit dieser Unterschriftenakti¬ 
on unser Können und unsere Kraft zu 
sehr unterschätzt haben. Es scheint mir 
sehr sinnvoll, als nächsten Schritt eine 
eigene, bundesweite Kampagne durch¬ 
zuführen. Diese sollte sich jedoch auf 
DKP-Positionen beziehen und das Ziel 
haben, uns als Partei zu stärken und un¬ 
sere Positionen bekannter zu machen. 

Stefan Mitschke 


Kitas kostenlos 

Der Berliner Senat hat beschlossen, 
dass ab dem 1. August die Plätze in 
Kindertagesstätten gebührenfrei 
sind. „Kitas sind Bildungseinrichtun¬ 
gen, und Bildung muss gebührenfrei 
sein“, sagte die Berliner Familiense¬ 
natorin Sandra Scheeres (SPD). 

Initiativen wie der „Landesel¬ 
ternausschuss Berliner Kindertages¬ 
stätten“ oder „Kita Krise Berlin“ be¬ 
mängeln derweil fehlende Erzieher 
und Kita-Plätze. In Berlin reichen die 
Wartelisten bei Kitas bis in das Jahr 
2025. 

Soldaten erfinden 
„brutalen Übergriff“ 

Durch die sozialen Medien geisterte, 
im hessischen Bad Hersfeld sei ein 
Bundeswehrsoldat angeblich von 
drei „arabisch-orientalischen Aus¬ 
ländern“ verprügelt und als „Nazi“ 
bezeichnet worden. Die „Hersfel- 
der Zeitung“ meldete mit Bezug auf 
die örtliche Polizei, der Übergriff sei 
von dem angeblichem Opfer und ei¬ 
nem weiteren Soldaten frei erfunden 
gewesen, da sie eine Ausrede we¬ 
gen „Zu spät zum Dienst kommen“ 
brauchten. 

AfD erneut für 
Schusswaffeneinsatz 

Der Generalsekretär der AfD in 
Sachsen, Jan Zwerg, äußerte sich 
dazu, dass am Donnerstag der vori¬ 
gen Woche mehr als 600 Flüchtlinge 
die Grenzzäune der spanischen Ex¬ 
klave Ceuta in Marokko überwunden 
hatten. Er diffamierte die Menschen 
in einer Presseerklärung als „Inva¬ 
soren“. Deutschland könne sich auf 
„solche Außenstaaten wie Spani¬ 
en“ nicht mehr verlassen. „Nun si¬ 
ckern die Asylbegehrer über das so¬ 
zialistisch regierte Spanien ein. Für 
Deutschland kann das nur heißen: 
Grenzen dicht und in letzter Konse¬ 
quenz auch von der Schusswaffe Ge¬ 
brauch machen“, forderte Zwerg. 

Freispruch für 
Nazi-Bomber 

Im Prozess um den Bombenanschlag 
am Düsseldorfer S-Bahnhof Wehr¬ 
hahn vor 18 Jahren ist der Angeklag¬ 
te freigesprochen worden. Das Ge¬ 
richt sah eine Schuld des als Neonazi 
bekannten Ralf S. nicht als erwiesen 
an. Die Staatsanwaltschaft hatte dem 
52-Jährigen zwölffachen Mordver¬ 
such aus rassistischen Motiven vor¬ 
geworfen und lebenslange Haft für 
ihn gefordert. Das Gericht sah aber 
die Angaben der beiden Mithäftlin¬ 
ge, denen der Angeklagte die Tat ge¬ 
standen haben soll, nicht als glaub¬ 
haft an. 

Aus für NPD- 
Liedermacher 

Im oberfränkischen Hof hat der orts¬ 
ansässige Geschichtsverein „Langna¬ 
menverein“ den zweimaligen Bun¬ 
despräsidentschaftskandidaten der 
NPD und rechtsextremen Liederma¬ 
cher Frank Rennicke ausgeschlossen. 

Nach Angaben des Vereinsvor- 
standes war nicht bekannt gewesen, 
um wen es sich bei dem neuen Mit¬ 
glied handelte. Die Israelitische Kul¬ 
tusgemeinde hatte den Verein auf 
Rennicke hingewiesen. Daraufhin 
beschloss der Vereinsvorstand ein¬ 
stimmig den Ausschluss, der mit 33 
von 37 Stimmen auf einer Mitglie¬ 
derversammlung des Vereins bestä¬ 
tigt wurde. 

Neues von der 
Gedenkstätte 

Die Gedenkstätte Ernst Thälmann 
(GET) in Hamburg hat ihren Rund¬ 
brief veröffentlicht. Im Rundbrief 
geht es unter anderem um die Er¬ 
öffnung eines „Ortes der Erinne¬ 
rung in den Stadthöfen“ im Stadt¬ 
haus Hamburg (UZ berichtete) und 
um die Lesung von Jörg Kronauer in 
den Räumen der GET aus seinem 
Buch „Meinst du, die Russen wollen 
Krieg?, erschienen im Papyrossa Ver¬ 
lag. Der Rundbrief kann auf news. 
dkp.de als PDF heruntergeladen 
werden oder unter kuratorium@tha- 
elmann-gedenkstaette.de als Print¬ 
version bestellt werden. 


30 000 
29 000 
28 000 
27 000 
26 000 
25 000 
24 000 
23 000 
22 000 
21 000 
20 000 


„ABRUSTEN STATT AUFRUSTEN" 
ZIEL: 30 000 UNTERSCHRIFTEN 
BIS ZUM UZ-PRESSEFEST 



Die DKP unterstützt diesen Aufruf und möchte bis zum UZ-Pressefest 
im September 30.000 Unterschriften sammeln. Der Appell und die 
Unterschriftslisten sind abrufbar unter news.dkp.de 



Der Soldat, der am Laptop tötet, ist keine Zukunftsphanatasie mehr. 


Wie geschnitten Brot 

Die DKP München hat ihr Ziel von i ooo Unterschriften übertroffen 





6 Freitag, 3. August 2018 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Alle Optionen auf dem Tisch 

USA schließen Militärintervention in Nicaragua nicht aus 



Autokorso von FSLN-Anhängern zu den Feierlichkeiten zum 39. Jahrestag des Sieges der Sandinistischen Volksrevolution 


W äre der Plan der Putschis¬ 
ten aufgegangen, hätte es am 
19. Juli die eindrucksvolle 
Großkundgebung der FSLN in Mana¬ 
gua und anderen Städten zum 39. Jah¬ 
restags des Siegs über die Somoza-Dik- 
tatur und gegen den US-Imperialismus 
nicht gegeben. Stattdessen wäre eine 
provisorische Regierungsjunta, gestützt 
vom nicaraguanischen Großkapital, 
der Katholischen Kirche und den po¬ 
litischen Vasallen Washingtons mit der 
Ausrottung der FSLN beschäftigt. Ein¬ 
schließlich der physischen Vernichtung 
oder Vertreibung von FSLN-Mitglie- 
dern. Daran ist nach den zahlreichen 
Morden und Morddrohungen, befördert 
durch eine irrwitzige antisandinistische 
Hetze in den Netzwerken und bürger¬ 
lichen Medien, kein Zweifel möglich. 
Kaum hatten die Proteste im Mai be¬ 
gonnen, wurden gezielt Kommentare in 
den rechten Medien lanciert, dass Ni¬ 
caragua ein „gescheiterter Staat“ wäre 
und UN-Blauhelme intervenieren müss¬ 
ten. Die Zeitung „La Naciön“ aus Cos¬ 
ta Rica zitierte Mitte Juli den US-Bot- 
schafter Carlos Trujillo bei der Organi¬ 
sation Amerikanischer Staaten (OAS) 
nach einer Verurteilung Nicaraguas mit 
den Worten: „Es liegen alle Optionen 
auf dem Tisch“ Befragt, ob das eine Mi¬ 
litärinvasion einschließen würde, sagte 
er: „In diesem Moment nicht.“ 

Die USA haben aber viel Erfahrung 
mit der Schaffung geeigneter Momente 
für Invasionen. Derzeit belegen sie Dut¬ 
zende FSLN- und Regierungsmitglieder 
mit Sperrung von Visa und Konten und 
kündigten Wirtschaftssanktionen an. 
Nicaraguas Außenminister Denis Mon- 
cada wies die Verurteilung seines Lan¬ 


des durch die OAS als illegal, ungerecht 
und destruktiv zurück: „Die Regierung 
und der Staat Nicaraguas sind nicht für 
die hasserfüllten Verbrechen, Morde, 
Entführungen und Menschenrechts¬ 
verletzungen durch Terrorgruppen mit 
in- und ausländischer Finanzierung und 
Anleitung verantwortlich.“ Keines der 
Verbrechen, die sich gegen Sandinisten 
oder den Staat richteten, wurde von den 
Bischöfen, der Oppositionsallianz oder 
der OAS namentlich verurteilt. 

Präsident Daniel Ortega gab in 
seiner Ansprache am 19. Juli erstmals 


Details eines Briefs der Bischofskon¬ 
ferenz bekannt, von dessen Beantwor¬ 
tung sie die Fortsetzung des „Nationa¬ 
len Dialogs“ abhängig machte. Darin 
forderten die Bischöfe am 9. Juni den 
Rücktritt aller Staatsgewalten und des 
Präsidenten innerhalb von zwei Ta¬ 
gen und Neuwahlen. „Ich hatte ge¬ 
dacht, sie wären Vermittler, aber sie 
sind mit den Putschisten verbündet!“, 
empörte sich Ortega. „Viele Kirchen 
wurden als Kasernen zum Verstecken 
von Waffen und Sprengsätzen benutzt, 
von ihnen gingen Angriffe und Mor¬ 


de aus!“ Die Mordbrenner selbst stell¬ 
ten Aufnahmen ihrer Gräueltaten ins 
Netz, getrieben von krankhafter Gel¬ 
tungssucht klagen sie sich so selbst an. 
„Wenn man sieht, wie sie Vorgehen, 
unsere Kameraden an den Straßen¬ 
sperren foltern und umbringen, wie in 
einem teuflischen Ritus, dann, ihr Her¬ 
ren Bischöfe, muss man diese Dämo¬ 
nen exorzieren!“, polemisierte Ortega, 
nachdem die Bischofskonferenz wegen 
angeblicher Beleidigung der Kirche zu 
einem Exorzismus-Fastentag aufgeru¬ 
fen hatte. 


Um den „Nationalen Dialog“ zu 
ermöglichen, hatte die FSLN die Po¬ 
lizei im Mai von den Straßen abgezo¬ 
gen. Aber als täglich FSLN-Mitglieder 
und sogar Veteranen des Revolutions¬ 
kriegs mit ihren Familien Opfer der 
Putschisten und mit ihnen verbünde¬ 
ten Kriminellen wurden, mobilisierte 
die FSLN ihre Basis. Sie tolerierte kein 
weiteres Abwarten, ob sich beim „Na¬ 
tionalen Dialog“ Fortschritte ergeben 
würden. Die Räumung der Straßenblo¬ 
ckaden durch die Polizei, Bevölkerung 
und FSLN-Veteranen vor dem 19. Juli 
führte zu Schusswechseln mit Toten auf 
beiden Seiten. Aber die Buchhalter der 
OAS und Oppositionsallianz summie¬ 
ren alle Toten als „Opfer der Repressi¬ 
on durch Ortega“. 

Am 19. Juli betonte Ortega: „Der 
Staat hat die Pflicht, seine Bürger zu 
schützen. Deshalb sagten wir: Schluss 
jetzt, wir müssen die Ordnung im Land 
wieder herstellen!“ Er rief zu Dialog, 
Frieden und Aussöhnung auf, aber auch 
zur Stärkung der Verteidigungsbereit¬ 
schaft der FSLN-Mitglieder, damit sich 
eine solche Situation nicht wiederho¬ 
len könnte. 

Die Außenminister von Kuba und 
Venezuela erklärten auf der Kundge¬ 
bung am 19. Juli in Managua die un¬ 
verbrüchliche Solidarität ihrer Regie¬ 
rungen mit der FSLN. Auch die vom 15. 
bis 17. Juli in Havanna beim 24. „Forum 
von Sao Paulo“ versammelten 168 sozi¬ 
alistischen, kommunistischen und fort¬ 
schrittlichen Parteien und Gruppen aus 
51 Ländern versicherten in einer Ent¬ 
schließung ihre Solidarität mit der Re¬ 
gierung des Präsidenten Ortega. 

Enrique Herrera, Managua 


Bis zur Lösung Kein Erfolg 

Sanitäter in England streiken für Aufwertung Weißhelme verlassen Syrien 



Kämpfen für eine Aufwertung ihrer Arbeit - Sanitäter in England, hier beim 
Erste-Hilfe Training. 


Im Nordwesten Englands streiken Sa¬ 
nitäter für bessere Bezahlung, wie ihre 
Gewerkschaft GMB in der letzten Woche 
bekanntgab. Bei dem zugrunde liegenden 
Konflikt, der sich nun schon über 13 Jahre 
streckt, geht es um die Neubewertung ih¬ 
rer Tätigkeiten und entsprechend höhere 
Entlohnung. 

Die wöchentlich stattfindenden 
Streiks begannen am vergangenen Wo¬ 
chenende mit Arbeitsunterbrechungen 
von 6 Uhr am Samstag bis 8 Uhr am 
Sonntagmorgen. Die Streiks sollen bis 
Oktober fortgesetzt werden. 

Das Management des bestreikten Un¬ 
ternehmens NWAS (North West Ambu- 
lance Service) will das Problem weiterhin 
aussitzen. Bereits 2005 hatte NWAS eine 
Neubewertung der Arbeitsplätze begon¬ 
nen, diese Neubewertung aber 13 Jahre 
später immer noch nicht abgeschlossen. 

Nach einer Abstimmung, bei der die 
Sanitäter mit 84 Prozent zugunsten der 
Aktion stimmten, wurden vor den jetzt 
stattfindenden Wochenend-Streiks be¬ 
reits vier Streiks durchgeführt. 

Mike Buoey, Gewerkschaftssekretär 
der GMB, sagte zu den Streiks: „Dies ist 
das letzte, was unsere Sanitäter wollen, 
aber sie sind verzweifelt und wollen, dass 
das Management ihre Argumente ernst 
nimmt. Die Kolleginnen und Kollegen ha¬ 
ben lange darauf gewartet, dass ihre Ar¬ 


beit in den Jahren 2005 bis 2016 neu be¬ 
wertet wird. Nach mehr als 13 Jahren sa¬ 
gen unsere Mitglieder jetzt, dass es reicht.“ 

Die Gewerkschaft GMB plant wö¬ 
chentliche Streiks bis NWAS glaubhaft 
versichert, eine Lösung finden zu wollen. 
Die Gewerkschaften Unison und Unite 
verhandelt ebenfalls mit NWAS. 

Jeff Gorman, der für NWAS zustän¬ 
dige Gewerkschaftssekretär der Unison, 
sagte: „Wir sind der Auffassung, dass Sa¬ 
nitäter seit Jahren nicht fair bezahlt wer¬ 
den und wollen, dass diese Ungerechtig¬ 
keit so schnell wie möglich behoben wird. 
Wir drängen darauf, so bald wie möglich 
ein Gremium zur Bewertung der Arbeits¬ 
plätze einzuberufen, um dieses Problem 
zu lösen. Das Wissen, die Ausbildung und 
die Erfahrung von Sanitätern waren frü¬ 
her unterbewertet und das Personal hat 
Anspruch auf eine Rückzahlung für die 
vergangenen Jahre, in denen es unterbe¬ 
zahlt war.“ 

NWAS-Interims-Direktorin für Or¬ 
ganisationsentwicklung Lisa Ward zeigte 
sich im Namen des Unternehmens „ex¬ 
trem enttäuscht“, dass die Gewerkschaft 
nun zum Mittel des Streiks greift und der 
Hinhaltetaktik ein Ende bereiten will. 
Die Streiks hätten zwar nur „minimale 
Auswirkungen“, riefen aber möglicher¬ 
weise Verzögerungen hervor. 

Morning Star/UZ 


Mehrere Dutzend Mitglieder des IS 
drangen am 25. Juli in die Stadt Suwei- 
da im Süden Syriens ein und töteten 
bei Kämpfen und Selbstmordanschlä¬ 
gen 250 Menschen. Suweida liegt am 
Rande der Gebiete zwischen Daraa und 
Quneitra, aus denen die syrische Armee 
in den letzten Wochen die Dschihadis- 
ten vertrieben hatte. Ein besonderes 
Ziel für den IS war Suweida wegen sei¬ 
ner Bevölkerung aus Drusen und einer 
Minderheit von griechisch-orthodoxen 
Christen. 

Lange Zeit blieben die Aktivitäten 
des IS, von al-Nusra und anderen Grup¬ 
pen im Südwesten Syriens im Westen 
unbeachtet. Hier fanden sie ein Refu¬ 
gium im Tal des Flusses Jarmuk und um 
die Waffenstillstandlinie, die seit 1973 
zwischen den von Israel besetzten sy¬ 
rischen Golanhöhen und der syrischen 
Armee bestand. 

Die Dschihadisten konnten sich hier 
frei bewegen. Die UN-Beobachter, die 
den Waffenstillstand sicherstellen soll¬ 
ten, zogen sich auf die israelische Seite 
zurück. Österreichische UN-Beobach- 
ter spielten 2012 eine besonders üble 
Rolle: Sie wussten von einem Hinter¬ 
halt, warnten aber syrische Polizisten 
nicht davor. Alle neun syrische Polizis¬ 
ten wurden von den Dschihadisten ge¬ 
tötet. Im Jahr darauf zog Österreich alle 
seine Beobachter vom Golan ab. 

Das israelische Militär unterstützte 
die Dschihadisten logistisch und medi¬ 
zinisch und - wie „Newsweek“ vor ei¬ 
nem Jahr berichtete - auch finanziell. 
Das Ziel war, eine Truppe verbündeter 
Dschihadisten in diesem Gebiet aufzu¬ 
bauen. Weitere direkte Unterstützung 
erhielten die Dschihadisten durch den 
Abschuss eines syrischen Militärflug¬ 
zeugs durch israelische Patriot-Raketen 
am 24. Juli. Die Trümmer des syrischen 
Flugzeugs gingen in einem Gebiet nie¬ 
der, das noch unter Kontrolle der Dschi¬ 
hadisten steht. Sie waren das Ziel des sy¬ 
rischen Angriffs - und nicht etwa Israel. 

In einer Art Höhepunkt der Unter¬ 
stützung folgte Israel der Bitte der Re¬ 
gierungen der USA und europäischer 


Länder und brachte mehrere hun¬ 
dert „Weißhelme“ und ihre Angehö¬ 
rigen vom Golan nach Israel und von 
dort nach Jordanien. Ausgerechnet die 
„Bild-Zeitung“ berichtete als erste von 
der Aktion. Straßen wurden gesperrt, 
vorübergehend wurden die „Weißhel¬ 
me“ in einer israelischen Militäreinrich¬ 
tung untergebracht, bevor sie nach Jor¬ 
danien gebracht wurden. Dort erhielten 
sie Asyl, bis sie nach Großbritannien, 
Deutschland, in die USA und andere 
Länder gebracht werden. 

Die Rolle der Weißhelme als medi¬ 
ale Unterstützer der Dschihadisten ist 
bekannt - zuletzt aus dem Versuch, ei¬ 
nen Chemiewaffen-Angriff zu inszenie¬ 
ren, für den dann die syrische Armee 
verantwortlich gemacht wurde. Für sol¬ 
che Aktivitäten wurden sie ausgebildet 
(in der Türkei) und finanziert. Bis Ok¬ 
tober 2016 erhielten die Weißhelme von 
der britischen Regierung ca. 35 Milli¬ 
onen Euro. Die staatliche US-Organi- 
sation US AID zahlte in diesem Zeit¬ 
raum mindestens 20 Millionen Euro, 
die deutsche Regierung begnügte sich 
mit 7 Millionen Euro - für 2016 alleine. 
Viele weitere Regierungen tragen zur 
Finanzierung der Weißhelme bei und 
sie sind die staatlich best-finanzierte 
„nichtstaatliche“ Organisation (NGO). 


Wie wichtig den beteiligten Regie¬ 
rungen die Evakuierung ihrer Helfer 
aus Syrien war, machen die begeis¬ 
terten Reaktionen deutlich. Der bri¬ 
tische Außenminister Jeremy Hunt 
sprach von fantastischen Nachrich¬ 
ten und nannte die Weißhelme die 
„Mutigsten der Mutigen“ und einen 
„Hoffnungsschimmer“. Außenminis¬ 
ter Maas sprach weniger blumig von 
Bewunderung und Respekt. Dafür 
zeigte sich erneut deutsche Effizienz: 
Die ca. 50 Personen, die Deutschland 
aufnimmt, müssen kein Asyl beantra¬ 
gen. Bundesinnenminister Horst See¬ 
hofer (CSU) erteilte ihnen nach Mi¬ 
nisteriumsangaben eine Aufenthalts¬ 
genehmigung. 

Die Flucht der Weißhelme aus dem 
Golan zeigt: Die Hundert oder mögli¬ 
cherweise mehrere Hundert Millionen 
Euro, mit denen sie finanziert wurden, 
haben sich für ihre Geldgeber nicht 
bezahlt gemacht. Und auch der isra¬ 
elische Versuch, verbündete Dschiha¬ 
disten im Grenzgebiet zu Syrien aufzu¬ 
bauen, ist gescheitert. 

Vom Wiederaufbau des Landes 
werden die Unterstützer der Weißhel¬ 
me und Dschihadisten weitgehend aus¬ 
geschlossen sein. 

Manfred Ziegler 



Weißhelme beim Training, auch für propagandistische Bilder. 
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Israel zementiert Apartheid 

Neue Grundgesetzgebung spricht Minderheiten Rechte ab 


D as „basiclaw“(Grundgesetz),das 
von der israelischen Knesset am 
19. Juli unter der Überschrift „Is¬ 
rael - Nationalstaat des jüdischen Vol¬ 
kes“ verabschiedet wurde, legt in Arti¬ 
kel 1 fest: „Der Staat Israel ist die natio¬ 
nale Heimstatt des jüdischen Volkes, in 
der es sein natürliches kulturelles, religi¬ 
öses und historisches Recht auf Selbst¬ 
bestimmung verwirklicht. Das Recht 
zur Ausübung der nationalen Selbst¬ 
bestimmung im Staat Israel steht allein 
dem jüdischen Volk zu.“ 

Das ist die Trennung der Bevöl¬ 
kerung Israels in zwei Gruppen nach 
rassistisch-völkischen Merkmalen: ein 
bevorrechtigtes „jüdisches Volk“ mit 
Selbstbestimmungsrecht und mehr als 
20 Prozent Menschen arabischer und 
anderer ethnischer Abstammung, die is¬ 
raelische Staatsbürger sind, denen aber 
das Selbstbestimmungsrecht abgespro¬ 
chen wird. 

Dies verstößt zweifellos gegen die 
universellen Menschenrechte und das 
Völkerrecht. Ebenso widerspricht es 
der Gründungsurkunde des Staates Is¬ 
rael. Denn in der Unabhängigkeitser¬ 
klärung von 1948 war noch die „volle 
Gleichheit der sozialen und politischen 
Rechte für alle israelischen Bürger 
ohne Unterschied des Glaubens, der 
Rasse oder des Geschlechts“ festgelegt. 

Das Gesetz ist allein ein Projekt der 
Rechtsregierung unter Netanjahu, also 
seiner Likud-Partei und der Rechtsex¬ 
tremisten und Ultraorthodoxen, die die 
Regierungskoalition bilden. Nur 62 Ab¬ 
geordnete (51,7 Prozent) stimmten zu, 
bei 55 Gegenstimmen und drei Ent¬ 
haltungen. Das ganze übrige politische 
Spektrum Israels war und ist dagegen, 
von der „Vereinten Liste“ der arabischen 
Parteien und den israelischen Kommu¬ 
nisten bis zur „Zionistischen Union“, die 
aus Sozialdemokraten („Awoda“) und 
Liberalen besteht. Es entspricht also kei¬ 
nem breiten Volkswillen. 

Das Gesetz enthält aber noch weite¬ 
re Verstöße gegen das Völkerrecht: 

Artikel 3 erklärt Jerusalem „voll¬ 
ständig und vereint“ zur Hauptstadt Is¬ 
raels, obwohl völkerrechtlich festgelegt 
ist, dass der Status Jerusalems als Stadt 
der „heiligen Stätten“ von drei Weltreli- 
gionen nicht einseitig verändert werden 
kann und die Stadt deshalb kein Teil Is¬ 
raels ist. Auch Ost-Jerusalem, erst 1967 
von Israel militärisch besetzt, wird so 
völkerrechtswidrig vom israelischen 


Die Kommunistische Partei Griechen¬ 
lands (KKE) und die Gewerkschafts¬ 
front PAME haben die Sammlung von 
Sach- und Blutspenden für die Opfer 
der Waldbrände der vergangenen Wo¬ 
che organisiert. Die KKE schätzt ein, 
dass die Brände deshalb so viele Opfer 
gefordert hätten, weil die jetzige Re¬ 
gierung und ihre Vorgängerinnen an 
Maßnahmen zum Katastrophenschutz 
gespart hätten. Bei den Bränden, die 
am 23. Juli ausgebrochen waren, waren 
mindestens 92 Menschen verbrannt 
oder erstickt, die meisten von ihnen 
im Küstenort Mati. Weitere Menschen 
wurden verletzt, mindestens 25 werden 
noch vermisst. Rund 1 200 Häuser wur¬ 
den zerstört. 

Am 24. Juli rief PAME die klassen¬ 
orientierten Gewerkschaften dazu auf, 
Spenden für die Opfer der Brände zu 
sammeln, am 25. und am 26. lieferten sie 
Lebensmittel, Medikamente und Ba¬ 
byprodukte an einen Regionalverband 
des Gewerkschaftsverbands GSEE, der 
sich PAME angeschlossen hat und ein 
Solidaritätszentrum eingerichtet hatte. 
Außerdem organisierten PAME-Ge- 
werkschaften Blutspenden, da es in den 
Brandgebieten dringenden Bedarf gab. 

Die KKE stellte detaillierte Forde¬ 
rungen zur Soforthilfe, ihre Mitglieder 
beteiligten sich an der Hilfe. Gleich¬ 
zeitig forderte sie, dass die Trauer über 


Staat annektiert, obwohl es im Rahmen 
einer Friedenslösung als Hauptstadt ei¬ 
nes souveränen Staates Palästina vor¬ 
gesehen ist. 

Artikel 4 erklärt Hebräisch zur al¬ 
leinigen „Staatsprache“. Bisher war die 
arabische Sprache als Amtssprache 
mit dem Hebräischen gleichberech¬ 
tigt; jetzt wird lediglich gesagt, dass sie 
einen „Sonderstatus“ bekommen und 
ihre Verwendung in einem gesonderten 
Gesetz geregelt werden soll. Das kann 
aber auch bedeuten, dass ihre Verwen¬ 
dung, z.B. in Ämtern und Schulen, ein¬ 
geschränkt wird. 


Artikel 7 handelt von „Jüdischen 
Siedlungen“. Ursprünglich war vorge¬ 
sehen, dass sich Städte, Gemeinden und 
Siedlungen zu „rein jüdischen Siedlun¬ 
gen“ unter Ausschluss von Menschen 
anderer Abstammung erklären können. 
Dies ist in der Endfassung angeblich 
„entschärft“ worden. Doch es heißt jetzt 
immer noch: „Der Staat betrachtet die 
Entwicklung von jüdischen Siedlungen 
als einen nationalen Wert und wird da¬ 
für wirken, ihre Errichtung und Konso¬ 
lidierung zu ermutigen und zu fördern.“ 


die Toten nicht dazu genutzt werde zu 
verschleiern, warum die Waldbrände zu 
einer solchen „unfassbaren Tragödie“ 
führen konnten. 

Unter dem Spardiktat hatte die grie¬ 
chische Regierung auch beim Brand¬ 
schutz gekürzt, nach einem FAZ-Be- 
richt um 34 Millionen Euro im Frühjahr 
dieses Jahres. Jetzt legte die Syriza-AN- 
EL-Regierung als Sofortmaßnahme ei¬ 
nen Hilfsfonds für die Brandopfer in 
Höhe von 40 Millionen Euro auf. Öko¬ 
nomen, die die Memoranden-Sparpo- 
litik verteidigen wollten, verwiesen 


Also wird die Bildung „rein-jüdischer“ 
Siedlungen immer noch als „nationaler 
Wert“ staatlich gefördert. Dies gilt dem 
Wortlaut nach nicht nur innerhalb des 
Staates Israel, sondern auch für Sied¬ 
lungen im okkupierten Westjordanland. 

Die Kommunistische Partei Israels 
(CPI) hat das neue Gesetz als „eine 
neue und gefährliche Stufe eines rechts¬ 
gerichteten Abgleitens Richtung Fa¬ 
schismus“ bewertet, „das nicht nur eine 
nationale Minderheit bedroht, sondern 
den demokratischen Raum insgesamt 
beschädigt und der seit langem prak¬ 
tizierten Politik von Diskriminierung 


und Rassismus verfassungsrechtliche 
Legitimität verschafft“. Weiter heißt es 
da unter anderem.: „Die unzulässige 
rassistische Gesetzgebung, parallel zu 
den Annexions- und Vertreibungsplä¬ 
nen Israels in den besetzten Gebieten 
und in der Negev, bestätigt, dass die zio¬ 
nistische Strategie - unterstützt von der 
US-Regierung und im Verbund mit den 
reaktionären arabischen Regimes am 
Golf - auf die endgültige Beseitigung 
der Möglichkeit eines unabhängigen 
palästinensischen Staates in den Gren- 


darauf, dass der Anteil der Brandbe¬ 
kämpfung am Bruttoinlandsprodukt 
seit 2013 gestiegen sei - allerdings ist 
das Bruttoinlandsprodukt in dieser Zeit 
gesunken. Auf einer Krisensitzung des 
griechischen Parlaments übernahm Mi¬ 
nisterpräsident Alexis Tsipras die poli¬ 
tische Verantwortung für die Katastro¬ 
phe, gab aber der Vorgängerregierung 
den Schuld. In einer vom Fernsehen 
übertragenen Rede erklärte er den il¬ 
legalen Bau von Häusern, die die vor¬ 
herigen Regierungen über Jahrzehnte 
hinweg geduldet hätten, zur Ursache 


zen vom 4. Juni 1967 mit Ost-Jerusalem 
als seiner Hauptstadt“ abzielt. Es wird 
damit ein weiteres großes Hindernis für 
eine Zwei-Staaten-Friedensregelung 
geschaffen und der Nahostkonflikt, der 
nicht nur die Region, sondern den Welt¬ 
frieden bedroht, wird weiter zugespitzt. 

Die CPI ruft alle progressiven Kräf¬ 
te der Welt auf, „ihren Kampf gegen 
diese kriminelle Politik zu verstärken, 
die der Region und ihren Völkern nur 
Unheil bringen wird“. 

Im Interesse der Friedenssicherung 
muss jetzt von der EU und insbesondere 
von der Bundesregierung verlangt wer¬ 


den, dass sie diesen rassistischen Völ¬ 
kerrechtsbruch der israelischen Macht¬ 
haber nicht länger tatenlos hinnehmen. 

Als erstes müssen unverzüglich alle 
Waffengeschäfte mit Israel gestoppt 
werden, insbesondere die Beschaffung 
israelischer Kampfdrohnen zur Moder¬ 
nisierung der Bundeswehr. Außerdem 
ist angesichts der erneuten Sabotage 
einer Zwei-Staaten-Regelung die un¬ 
verzügliche volle völkerrechtliche An¬ 
erkennung des Staates Palästina zu for¬ 
dern. Georg Polikeit 


dafür, dass der Waldbrand so verhee¬ 
rende Auswirkungen hatte. 

Die KKE geht davon aus, dass des¬ 
halb so viele Menschen im Feuer star¬ 
ben, weil die Regierung an Einrichtun¬ 
gen zur Prävention und Bekämpfung 
von Waldbränden gespart hatte. Am 
23. Mai wies sie mit einer Großen An¬ 
frage im griechischen Parlament darauf 
hin, dass der Brandschutz vernachläs¬ 
sigt wird. Die Anfrage sei im Wesent¬ 
lichen von der Regierung nicht beant¬ 
wortet worden, so die KKE. 

Im Mai hatte die KKE eine Fach¬ 
tagung zum Brand- und Waldschutz 
durchgeführt. Auf dieser Tagung stell¬ 
te der KKE-Generalsekretär Dimitris 
Koutsoumbas fest, dass der Feuerwehr 
das Geld fehle und nicht ausreichend 
Schutzausrüstung für die Feuerwehr¬ 
leute vorhanden sei. Außerdem feh¬ 
le eine moderne Infrastruktur zur 
Vorbeugung gegen und Bekämpfung 
von Bränden. Schon vor drei Mona¬ 
ten stellte Koutsoumbas fest, dass die 
Folge dieser Politik sein werde, „dass 
Menschenleben zu beklagen sind, gan¬ 
ze Wälder sowie das Hab und Gut von 
Menschen verloren gehen, weil angeb¬ 
lich kein Geld da ist“. Gleichzeitig gebe 
die griechische Regierung 4 Milliarden 
Euro im Jahr für die NATO-Kriegspo- 
litik aus und erlasse dem Großkapital 
Schulden. Olaf Matthes 


Verhandlungen 
mit Kurden 

Seit dem - von der Türkei erzwun¬ 
genen - Rückzug der YPG aus 
Manbidsch haben sich die Kon¬ 
takte der politischen Vertreter der 
überwiegend kurdischen „Demo¬ 
kratischen Kräfte Syriens“ (SDF), 
der sogenannte Demokratische Rat 
Syriens (SDC), zur syrischen Regie¬ 
rung verstärkt. Es gibt einige prakti¬ 
sche Übereinkünfte. Dazu gehören 
Übergänge zwischen dem Regie¬ 
rungsgebiet und dem Gebiet unter 
Kontrolle der SDF und vor allem 
eine gemeinsame Verwaltung des 
Tabqa-Staudamms. 

Die SDC planen, Büros in den 
Provinzen Hama, Horns, Latakia 
und in der Hauptstadt Damaskus 
zu eröffnen. Darüber hinaus gibt 
es Sondierungsgespräche, die aus¬ 
loten sollen, wie eine Einigung zwi¬ 
schen Regierung und SDF möglich 
sein kann. 

Ende des vergangenen Jahres 
hatte der syrische Außenminister 
Walid Muallem eine „Form von 
kurdischer Autonomie“ als „ver¬ 
handelbar“ bezeichnet. 

BRICS-Staaten 
fordern Einhaltung 
von Handelsregeln 

Brasilien, Russland, Indien, China 
und Südafrika haben in einer ge¬ 
meinsamen Erklärung die Einhal¬ 
tung globaler Handelsregeln gefor¬ 
dert. Nur ein planbares und trans¬ 
parentes Handelssystem werde es 
allen Ländern ermöglichen, von 
den Errungenschaften der Globa¬ 
lisierung zu profitieren, erklärten 
die BRICS-Staaten am Donners¬ 
tag vergangener Woche bei ihrem 
Gipfeltreffen in Johannesburg. Alle 
Länder müssten sich an die Re¬ 
geln der Welthandelsorganisation 
(WTO) halten, forderten sie. 

Kürzungen bei Ryan Air 

Europas größter Billigflieger Ry¬ 
anair hat wegen des andauernden 
Streiks die Streichung von etwa 
300 Stellen angekündigt. Die Pos¬ 
ten von mehr als 100 Piloten und 
200 Flugbegleitern seien laut Air¬ 
line bei der Flotte in Dublin in Ge¬ 
fahr. Dies werde bereits den Win¬ 
terflugplan betreffen. Die irische 
Gewerkschaft Forsa kündigte um¬ 
gehend einen weiteren Streiktag für 
den 3. August an. Mit den geplan¬ 
ten Stellenstreichungen in Irland 
wolle das Unternehmen nur Druck 
ausüben, teilte Forsa mit. Weitere 
Streiktermine sollen später verkün¬ 
det werden. Bei einer am Montag 
dieser Woche beendeten Urabstim¬ 
mung stimmten die in Deutschland 
stationierten Piloten zu 96 Prozent 
für einen Arbeitskampf, wie die 
Gewerkschaft Vereinigung Cock¬ 
pit mitteilte. 

Black-Panther- 
Gründer gestorben 

Der Bürgerrechtsaktivist und Mit¬ 
gründer der „Black Panther Party“ 
(BPP), Elbert „Big Man“ Howard 
ist im kalifornischen Santa Rosa 
gestorben. Er wurde 80 Jahre alt. 
Howard gehörte zu den sechs Grün¬ 
dungsmitgliedern der Partei, er war 
unter anderem für den Aufbau des 
populären Sozialprogramms der 
Aktivisten verantwortlich. 

Gegen Rentenreform 

Zehntausende Menschen haben 
in Russland gegen eine umstritte¬ 
ne Erhöhung des Rentenalters de¬ 
monstriert und den Rücktritt von 
Regierungschef Dmitri Medwe- 
dew gefordert. Gewerkschaften, die 
Kommunistische Partei und linke 
Gruppen mobilisierten am vergan¬ 
genen Wochenende zu Protesten in 
Dutzenden russischen Städten, da¬ 
runter St. Petersburg, Jekaterinburg, 
Nowosibirsk und Wladiwostok. In 
Moskau gingen bis zu 12 000 Men¬ 
schen auf die Straße. Die Regierung 
will das Rentenalter bis 2034 schritt¬ 
weise anheben. Männer sollen statt 
wie bisher mit 60 künftig mit 65 Jah¬ 
ren in Rente gehen, Frauen sollen 
acht Jahre länger arbeiten - bis 63. 


Beim Brandschutz gespart 

KKE und PAME unterstützen Brandopfer und kämpfen für Katastrophenschutz 



Viele der Todesopfer starben in ihren Autos, als sie bei der Flucht aus Mati in 
kleinen Straßen im Stau steckenblieben und vom Feuer eingekreist wurden. 



Demnächst Bürger zweiter Klasse, Araber in Ost-Jerusalem 
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Die neue marktradikale 
Kriegspartei 


„Keine Alternative!“ zur herrschenden Politik - 
VVN-Ausstellung zur AfD auf dem UZ-Pressefest 


AfD - Aufrüstung 
für Deutschland 


BUNDES¬ 
WEHRIN 
DER KRISE 


BUNDES¬ 
WEHR IN 
DER KRISE 


Die AfD geht von einer natürlichen ökonomischen und politischen Dominanz 
Deutschlands in Europa aus. Europäische Union und NATO versteht sie als Mittel 
zur Durchsetzung dieser Vorherrschaft. Sie fordert »mehr Gestaltungsmacht 
und Einfluss« innerhalb der NATO. 

Die AfD ist für eine Erhöhung der Militärausgaben. Sie strebt eine weltweit 
ersetzbare Kriegsführungsarmee an, will die Wehrpflicht wieder einsetzen 
und die Militarisierung der Gesellschaft vorantreiben. 

Die AfD zeigt sich offen für den Einsatz der Bundeswehr im inneren. 


Die AfD vertritt eine extrem marktradikale Politik, will also die bestehenden 
wirtschaftspolitischen Verhältnisse nicht ändern, sondern noch weiter zuspitzen 
Alle Gesetze, Institutionen und Metzwerke, die auf gesellschaftlichen Ausgleich, 
dem Solidarprinzip und den Schutz vor Benachteiligungen ausgerichtet 
sind, werden von ihr bekämpft. Die AfD ist die Partei des Sozialabbaus, des 
rücksichtslosen Individualismus und der Interessen der Wohlhabenden. 


» Wir tr*Un cttfur «in, d*» jedes Engj gement in der Nato im Einklang cnitdwi 
deutschen Interessen sieht und einer zielgerichleten Strategie «Hsprkht. 


Daher ist dtf Auftrag d«r Bundeswehr Verpflichtung für jeden Staatsbürger- Wir er¬ 
kennen den Ausnehmefell den- Rechts euf Krlegsdlenslverweigerung aus Gewissens, 
gründen an, sehen aberden Wehrdienst junger Männer aus allen gesellschaftlichen 
Schichten in den Strertknäften als Regelfall an. 

Durch die Rückkehr zur Allgemeiner Wehrpflicht schaffen wir die Voraussetzungen 


Der Staat hat sich verzettelt, Es bedarf neuer Konzentration auf die vier klassischen 
Gebiete: Innere und äußere Sicherheit Justiz, Auswärtige Beziehungen und Finanz. 
Verwaltung. 


dass sich die Bevölkerung mit »ihren Soldaten« und »ihrer Bundeswehr* 
identifiziert, mit Streitkräften, die in der Bevölkerung fest verankert sind, 
dass Sich da« Bewusst sein für die wehrhafte Demokratie w«ed e rtwlebt, 
dass nachhaltig Nachwuchs aus allen Gesellsdiaftsschichten gewonnen wird 
und damit eine Intelligente Armee möglich wird, da» ein breites Potential an 
Reservedienstleistenden entsteht. 

i&vtfuDpnframdtfAfO.. ftini«» >» 1.5, JO. W.I 


» Die AfD will die Bundesagentur für Arbeit auf lösen und ihre Aufgaben vor allem aut 
kommunaleJöbcenter übertragen „.Alle Anliegen bezogen auf »Arbeitslosigkeit und 
Lohn er salz Leistung« werden durch eine Verwaltungsbehörde, das kommunale Job- 
tenter, geklärt. 


» Die AID möchte die Rahinenbedingungen derart gestalten, dass sich erwachse“ 
ne Kinder bewusst für die Pflege der Eltern entscheiden können Die individueUe 
häusliche Pflege muss zu einem Hauptbestandteil der sozialen Sic her ungssy sterne 
werden.« 


Pu- tu O, az. CLI ($.$, JSJj) 


Exkurs: »Zuerst!« 

»Zuerst!« ist ein Nachrichtenmagazin, das 
von Dieter Munier als Teil des wichtigsten 
neofaschistischen Medienkonglomerats 
herausgegeben wird. Bereits unter dem 
früheren Namen »Nation und Europa« trug 
es seit 1951 wesentlich zur IdeoLogtebitdung 
der extremen Rechten bei. Heute orientiert 
es auf die enge Zusammenarbeit mit 
der Russischen Föderation. Es fördert 
systematisch besonders rechts stehende 
Funktionäre der AfD. 


Exkurs: »Verein zur m 

Erhaltung der Rechts- j 
Staatlichkeit und der 
bürgerlichen Freiheiten« 

Der »Verein zur Erhaltung der Rechts 
Staatlichkeit und der bürgerlic^^^^ 
heilen« mit Sitz in Stuttgart, m H J 
2016, dient als vorgeblich 
gige Einrichtung zur Finanzier^^^J 
Der Verein sammelt nach eigeB 
Spenden u.a. aus der lndu$trAring| 
und vertreibt /Viassenmaterial^T^ 


Informationen zur Ausleihe: 
Die Ausstellung (n Roll-Ups 
im Format 85 cm x 200 cm) ist 
nicht nur auf dem UZ-Presse- 
fest zu sehen, sie kann bei der 
VVN-BdA auch für weitere 
Ausstellungen vor Ort ausge¬ 
liehen werden. 

Die Ausleiher tragen die Ver¬ 
sandkosten. Ein Beitrag zur Re¬ 
finanzierung der Ausstellung 
ist wünschenswert. 
vvn-bda.de/ausstellung-keine- 
alternative/ 


D ie Ausstellung „Keine Alternati¬ 
ve!“ der Vereinigung der Verfolg¬ 
ten des Naziregimes - Bund der 
Antifaschisten (VVN-BdA) wird auf 
dem 20. UZ-Pressefest (7. bis 9. Sep¬ 
tember, Revierpark Wischlingen, Dort¬ 
mund) in der Kunst- und Kulturhalle 
zu sehen sein. Die Ausstellung befasst 
sich mit Geschichte, Charakter, ideo¬ 
logischer Ausrichtung und dem völki¬ 
schen Umfeld der Partei AfD, der „Al¬ 
ternative für Deutschland“ 

Auf elf Schautafeln zeigt die VVN- 
BdA, dass die AfD nicht einfach eine 
„rechtspopulistische“ Partei ist, sondern 
dass es sich bei der AfD um eine markt¬ 
radikale Kriegspartei handelt, die sich 
u.a. für die Erhöhung der Militäraus¬ 


gaben einsetzt. Zum Markenkern der 
AfD gehören neben der zur Schau ge¬ 
stellte rassistischen Politik wesentlich 
eine anti-gewerkschaftliche und Sozi- 
alstaats-feindliche Ausrichtung. Dabei 
will die AfD beides zugleich sein: Teil 
des parlamentarischen Systems mit al¬ 
len seinen Möglichkeiten, gleichzeitig 
die Partei eben gegen dieses System. 

Das Gründungspersonal der AfD 
um Bernd Lucke wollte 2013 verhin¬ 
dern, dass ihre neue Partei als rassis¬ 
tisch oder gar „rechtsextrem“ gilt. 

Das extrem rechte Wählerpotential 
von 15 bis 20 Prozent gibt es belegbar 
seit Anfang der 1980er Jahre. Mit den 
AfD-Wahlerfolgen der letzten Jahre 
zeigt es sich jedoch besonders deutlich. 


Extrem rechts sein zu wollen, aber 
nicht als solches zu gelten, das war mit 
den in großer Zahl eintretenden Neu¬ 
mitglieder der AfD auf Dauer nicht 
zu machen. Auf Bernd Lucke folgte 
Frauke Petry, auf Petry folgten Alex¬ 
ander Gauland und Alice Weidel. Die 
Entwicklungsrichtung ist klar: Es geht 
noch weiter nach rechts. 

Nach der Bundestagswahl 2017 
zog die AfD mit 94 Abgeordneten 
in den Reichstag ein. Es geht um viel 
Geld, den Aufbau eines hauptamtli¬ 
chen Apparates, Zugang zu Informa¬ 
tionen, erhöhte Medienaufmerksam¬ 
keit und ganz generell die Nähe zur 
Macht. Letztlich geht es um Einfluss 
auf und Kontrolle über den Staat ge¬ 


paart mit der Mobilisierung auf der 
Straße. 

Mit der AfD bekommt Deutsch¬ 
land das, was in vielen europäischen 
Ländern bereits Alltag ist. Und doch 
ist etwas anders als in den Niederlan¬ 
den oder Dänemark. Deutschland ist 
nicht nur das Land, das Europa wäh¬ 
rend der Zeit des deutschen Faschis¬ 
mus mit Krieg und Vernichtung über¬ 
zogen hat, sondern Deutschland ist 
heute ökonomisch und zukünftig wohl 
auch militärisch die führende Macht 
Europas. Die AfD, die für Repression 
nach Innen und Aggression nach Au¬ 
ßen steht, ist im Rahmen deutscher 
Weltmacht-Ambitionen also durchaus 
regierungsfähig. UZ 
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Patrik Köbele zur Tarif runde „Entlastung“ 

Impfstoff gegen Dummheit 


W arum sind die Kämpfe um 
mehr Personal im Gesund¬ 
heitswesen bzw. in der Pflege 
aus unserer Sicht von solch herausra¬ 
gender Bedeutung? 

Das fängt bereits bei der Ursache an: 
Der Pflegenotstand ist nichts anderes als 
ein Ergebnis der Tendenz des Kapita¬ 
lismus, alles zur Ware zu machen. Nun 
zeigt sich in einem zentralen Bereich der 
Daseinsvorsorge anschaulich, was für 
eine Katastrophe das ist und zu welchen 
Widersprüchen das führt. Der Kapitalis¬ 
mus selbst räumt mit der romantischen 
Vorstellung auf, dass die „Gesellschaft“ 
dafür da wäre, allen Menschen ein „ver¬ 
nünftiges“ Leben zu garantieren. Der 
Pflegenotstand zeigt offen und deut¬ 
lich, dass dies zumindest in der kapita¬ 
listischen Gesellschaft nicht zählt. Hier 
geht es um Profite, hier werden andere 
Prioritäten gesetzt (z.B. Rüstung), hier 
werden öffentliche Kassen geplündert. 

Das für alle sichtbare Ergebnis ist 
eine Klassenmedizin. Wer reich ist, der 


kommt auf die Komfortstationen - ab¬ 
geschottete Bereiche, sauber, luxuriös, 
guter Personalschlüssel, bestmögliche 
medizinische Leistungen -, aber nur ge¬ 
gen Cash oder mit Privatversicherung. 
Wer nicht reich, aber auch nicht arm ist, 
kann sich mit einer Zusatzversicherung 
zwar nicht mehr Nachtwachen, aber zu¬ 
mindest eine bessere Unterbringung 
und Verpflegung erkaufen. Wer auch 
das nicht hat: Auweia. 

Besonders sind diese Auseinander¬ 
setzungen aber auch, weil sie für einen 
Paradigmenwechsel stehen: Der Teil der 
Arbeiterklasse, der diese Kämpfe führt, 
ist sich mancher Dinge bewusst gewor¬ 
den. Wir kennen doch die Situationen, in 


denen Arbeiter und Angestellte, selbst, 
nachdem sie zu kämpfen begonnen hat¬ 
ten, sich den Kopf der Herrschenden, 
also der sie ausbeutenden Klasse, zer¬ 
brechen. Da wurde „mitdiskutiert“, wie 
Standorte fit gemacht werden können. 
Da wurde mitgerechnet, welcher Ver¬ 
zicht auf welche Gehaltsbestandteile 
dem Unternehmen wie viel Vorsprung 
vor der Konkurrenz bringen könnte. 

Und nun sagt ein Teil der Klasse: 
Halt, wir zerbrechen uns nicht mehr 
den Kopf der herrschenden Klasse, Aus¬ 
gangspunkt unserer Überlegungen ist 
jetzt, was ist nötig für uns, die Beschäf¬ 
tigten, was ist nötig für die Patienten, 
was ist nötig für ein Gesundheitswesen, 


das nicht im Prinzip „Wer arm ist, stirbt 
schneller“ endet. 

Besonders sind diese Auseinander¬ 
setzungen, weil Beschäftigte und Pati¬ 
enten ihre gemeinsamen Interessen so 
gut erkannt haben, dass es den Herr¬ 
schenden kaum oder gar nicht gelingt, 
ihre normale Vernebelungsstrategie zu 
fahren. „Wir alle müssen sparen“, „Auf 
deinen Arbeitsplatz warten genügend 
andere“ - all das dumme Zeug, das sonst 
oft das Bewusstsein der Klasse abhält, 
zum Klassenbewusstsein zu werden, 
wirkt hier nicht. Es gibt sogar Bünd¬ 
nismöglichkeiten über die Klasse hin¬ 
aus - der Lehrer, der Bauer, selbst die 
meisten Kleingewerbetreibenden haben 


doch Erfahrungen mit diesem Gesund¬ 
heitswesen gemacht. 

Die kämpfenden Teile der Klasse 
sammeln im Bündnis mit Betroffenen 
neue Erfahrungen, auch Kampferfah¬ 
rungen. Da sind die Streiks in den Uni¬ 
versitätskliniken, da sind die Volksbe¬ 
gehren in einigen Bundesländern, da ist 
das Arbeiten mit neuen Strukturen der 
gewerkschaftlichen Verankerung. 

Für uns Kommunisten ist es ein 
Muss, diese Kämpfe zu unterstützen. 
Auch deshalb, weil sie tatsächlich - 
wie die Faust aufs Auge - zu unserem 
Kampf gegen Krieg und Aufrüstung 
passen. Und natürlich auch, weil wir 
uns auf manche Sauerei der anderen 
Seite einstellen müssen. Denn auch die 
Herrschenden werden ähnliche Analy¬ 
sen haben wie wir. Und das heißt für 
sie: es muss alles getan werden, um zu 
verhindern, dass dieser Kampf zu ei¬ 
ner „weiter um sich greifenden Verei¬ 
nigung“ der Arbeiterklasse führt. Tun 
wir alles dafür. 



So dick, wie es jetzt gekommen ist, hätte es nicht 
kommen müssen: Emmanuel Macron hat sich ver¬ 
gangenes Jahr einen „Sicherheitschef“ - verständ¬ 
licher ausgedrückt: einen Bodyguard - gekürt. Die¬ 
ser, Alexandre Benalla, versteht unter „Sicherheit“, 
draufzuhauen, und haut demzufolge höchstpersön¬ 
lich am i. Mai ein paar Demonstranten vors Maul. 
Niemand hat ihm erklärt, dass dies die Aufgabe von 
Schergen mit größerer Distanz zum Häuptling ist. 
Kann passieren, einen Personenschützer wählt man 
nicht in erster Linie nach dessen intellektueller Ka¬ 
pazität aus. Mit der Entlassung des Schlägers hät¬ 
te der Fall aus der Welt gewesen sein können. Zum 
Skandal wurde die Geschichte in Frankreich erst, als 
der Staatspräsident in Sonnenkönigs-Attitüde die 
Verantwortung für den „Schlaganfall“ seines Ver¬ 
trauten übernahm. Das macht die Affäre Benalla 
zur Affäre Macron. Der ehemalige Investmentban¬ 
ker hält sich inzwischen tatsächlich für den, den die 
Medien aus ihm gemacht haben: den neoliberalen 
Saubermann,den strahlenden Siegerder Präsident¬ 
schaftswahl 2017, den Retter Frankreichs aus wirt¬ 
schaftlichem Niedergang. Den europäischen Groß¬ 
staatsmann. Er muss daran erinnert werden, wie das 
vor etwas übereinem Jahr war: Im ersten Wahlgang 
kam er auf 24, die Faschistin Le Pen auf 21,3 Prozent 
der Stimmen. Beim zweiten Wahlgang entschieden 
sich zwei Drittel der Wählerinnen und Wähler gegen 
Le Pen und das hieß zwangsläufig: für ihn. Das ist 
der ganze Macron: Ein kleineres Übel. M. I. 


Berechenbar 


Trump beschwichtigt und laviert - Kolumne von Georg Fülberth 


Herbert Becker zu einer Fake-News 

Soldaten-Posse und was 
man daraus macht 


1924 veröffentlichte Georg Lukäcs die 
Schrift „Lenin. Studie über den Zu¬ 
sammenhang seiner Gedanken“. Ver¬ 
suchen wir zur Abwechslung einmal 
dasselbe mit Donald Trump. 

Er ist ein Nationalist, Rassist und 
Sexist. Aber das reicht nicht aus, seine 
Politik zu erklären. 

Zum Beispiel stellt er sich in eine 
alte Tradition der US-Außenpolitik: den 
Isolationismus. Dieser war bis 1917 die 
außenpolitische Doktrin der Vereinig¬ 
ten Staaten von Amerika. Sie wollten 
sich auf die westliche Hemisphäre be¬ 
schränken. Durch den Eintritt in den 
Ersten Weltkrieg gingen sie davon ab, 
kehrten nach Versailles 1919 aber da¬ 
hin zurück. Unter der Parole „Ameri¬ 
ca first!“ agitierten seit den dreißiger 
Jahren des 20. Jahrhunderts US-ameri¬ 
kanische Nazis gegen den Präsidenten 
Franklin D. Roosevelt, der nach dem 
japanischen Überfall auf Pearl Harbor 
1941 das Land in den Zweiten Welt¬ 
krieg führte. Danach war das globale 
Engagement der USA für über sechs 
Jahrzehnte innenpolitisch unangefoch¬ 
ten. Die Gewerkschaften unterstützten 
diesen Kurs, zu dem auch der Freihan¬ 
del gehörte. US-Waren überschwemm¬ 
ten den Weltmarkt, das gab Jobs. 

Inzwischen hat sich einiges geändert. 
Die Vereinigten Staaten leiden unter 
der Konkurrenz der EU - hier vor allem 
Deutschlands - und Chinas. Das kostet 
Arbeitsplätze. Trump hatte im Wahl¬ 
kampf die Stimmen von Arbeitern aus 
dem so genannten Rust-Belt gewonnen. 
Indem er die EU und China zu Feinden 
erklärt und ihnen Zölle auf Stahl und 
Aluminium auferlegt, präsentiert er sich 


als einen Mann, der Wort hält. Russland 
ist nur ein Gegner zweiten Grades, es 
erzielt in den USA keine Exportüber¬ 
schüsse. Allerdings könnte Nord Stream 
2 den Absatz von US-amerikanischem 
Fracking-Gas beeinträchtigen. Das In¬ 
teresse der USA an der Ukraine dürf¬ 
te ebenfalls durch solche Rücksichten 
bestimmt sein: Einerseits bedeutet die 
Leitung durch dieses Land Konkurrenz 



Georg Fülberth 


für die Vereinigten Staaten, andererseits 
wäre es noch schlimmer, sie geriete auf 
Dauer in den Einflussbereich Putins. 
Wettrüsten - auch gegen Russland - 
entspricht den Interessen der US-Rüs- 
tungsindustrie. Die demonstrative Un¬ 
terstützung für Netanjahu sichert die 
Partnerschaft mit dem verlässlichsten 
und militärisch stärksten Verbündeten 
im Nahen Osten. 

Richtig: Diese fortbestehenden in¬ 
ternationalen Engagements passen 
schlecht zum Isolationismus. 

Es ist nicht der einzige Widerspruch. 
Als Trump Zölle auch auf Autos ankün¬ 


digte, konnte er auf Unterstützung der 
US-Beschäftigten hoffen. Bei denen 
hatte sich Anfang der neunziger Jah¬ 
re Clintons Arbeitsminister Robert B. 
Reich unbeliebt gemacht, als er vor¬ 
schlug, die „Blue-collar-Jobs“ nach 
Mexiko zu verlagern. Zölle auf Autos 
wären in Trumps Augen eine effektvol¬ 
le Rache an den internationalistischen 
Eliten aus der Demokratischen Partei 
gewesen. 

Jetzt sieht es so aus, als habe Jean- 
Claude Juncker ihm das wieder aus¬ 
geredet. Gibt es vielleicht doch keine 
Zölle auf Autos, sind die Interessen der 
europäischen einschlägigen Konzer¬ 
ne (darunter der deutschen) gewahrt. 
Trump hat sich allerdings Gedanken 
darüber zu machen, wie er nicht nur 
die US-amerikanischen Kapitalisten 
beschwichtigt, sondern auch die Be¬ 
legschaften. Er muss lavieren: Zu sei¬ 
ner Basis gehören außerdem die Far¬ 
mer des Mittelwestens. Die Strafzölle 
aus der EU auf ihre Produkte (als Ant¬ 
wort auf die Belastung von Aluminium 
und Stahl) wären schlimm für sie und 
für Trumps Rückhalt bei ihnen. Wenn 
das vermieden werden kann, ist man im 
Mittleren Westen wieder zufrieden mit 
ihm. „Workers“ und „Farmers“ - lässt 
man das Kapital einmal beiseite, könn¬ 
ten die USA unter Trump als Arbeiter- 
und-Bauern-Staat gelten. 

Der Präsident der Vereinigten Staa¬ 
ten wird als „erratisch“ bezeichnet. Das 
ist aber nicht nur eine persönliche Ei¬ 
genschaft, sondern entspricht dem Zu¬ 
stand des Landes, das er regiert, und 
des gegenwärtigen Kapitalismus ins¬ 
gesamt. 


Peter Tauber, bis Februar 2018 Gene¬ 
ralsekretär der CDU und seitdem bei 
Ursula von der Leyen als Parlamenta¬ 
rischer Staatssekretär damit beschäf¬ 
tigt, die üble Politik umzusetzen, hat 
sich einen richtigen „Klops“ geleistet. 
Er selbst produziert eine Fake-News, 
also wider besseres Wissen und ohne 
kritische Prüfung der Nachricht legte 
er los. 

Aufgeregt und empört meldete er 
sich viaTwitter in der letzten Woche mit 
der Nachricht, zwei Bundeswehrsolda¬ 
ten seien auf dem Weg zum Dienst in 
Bad Hersfeld von drei Angreifern ange¬ 
gangen worden, diese seien zwischen 20 
und 30 Jahre alt und schlank gewesen, 
sie hätten kurze schwarze Haare, stark 
gebräunte Haut und dunkle Augen 
gehabt. Also wunschgemäß zum Bild, 
das sich von jungen Männern gemacht 
werden soll. Tauber, der auch den Bad 
Hersfelder Wahlkreis in Berlin vertritt, 
drückte sofort aufs Tempo und wunsch¬ 
gemäß machte „Bild“ daraus eine fette 
Schlagzeile und Nachricht. 

Jetzt die Meldung, die bei einigem 
Nachdenken nicht überrascht: Die bei¬ 
den Soldaten hatten sich das Ganze 
nur ausgedacht, da sie - nicht zu ersten 
Mal - zu spät zum Dienst gekommen 
seien. Selbst die angeblichen Verletzun¬ 
gen hatten sie sich selbst beigebracht. 
So weit die Posse. Viel schlimmer, wie 
Peter Tauber nun seinen Rückzieher - 


Der Prozess wegen „Geheimnisverrats“ 
gegen Michael Gerber (DKP), Ratsmit- 
glied der Stadt Bottrop, lässt tief in das 
Demokratieverständnis der herrschen¬ 
den Klasse blicken. Demokratie unter 
kapitalistischen Bedingungen kommt 
nicht ohne Geheimniskrämerei aus. 
Nicht-öffentliche Sitzungen sind nicht 
nur beim Verwaltungsrat des städti¬ 
schen Entsorgungsbetriebes „Best“ 
in Bottrop an der Tagesordnung. Sei 
es Verwaltungsrat, Stadtrat, Landtag 
oder Bundestag, überall fällen sie un¬ 
angenehme Entscheidungen unter Aus¬ 
schluss der Öffentlichkeit. Zu groß ist 
die Befürchtung, dass es zu Empörung, 
gar zu Widerstand draußen, außerhalb 
des Plenarsaals kommt. Dann wird die 
Einführung von unpopulären Gesetzen 
und Verordnungen, der Bau eines Ho¬ 
tels im Naturschutzgebiet oder eben die 
Bonuszahlung an verdiente Vorstände 
„unter sich“ beschlossen. 

Wer etwas bewegen will, muss sich 
gegen diese Geheimnistuerei zur Wehr 
setzen. Aufdecken und enthüllen, wo 
die Betriebsleitungen, die Vorstände 
oder Bürgermeister Dreck unter den 


via Twitter - formuliert: „So ein Ver¬ 
halten geht gar nicht! Damit erweisen 
sie all jenen Kameraden einen Bären¬ 
dienst, die wirklich von Übergriffen be¬ 
troffen sind!“ Er dreht den Spieß noch 
einmal um, denn er könnte aus genauer 
Kenntnis wissen, dass es keine „Über¬ 
griffe“ auf Soldaten gegeben hat oder 
gibt, und relativiert die Aktion der bei¬ 
den Dummbeutel. 

Die Art und Weise, wie deutsche 
Soldaten sich bei den Auslandseinsät¬ 
zen benehmen, wie sie verantwortlich 
sind für Einsätze, die Leib und Leben 
der Zivilbevölkerung zerstören, ist Tau¬ 
ber keine Twitter-Meldung wert. Dass 
für das Regierungsblatt „Bild“ die neue 
Entwicklung keine Schlagzeile wert ist, 
sondern sie ihn nur auf ihrem Twitter- 
Account versteckt, ist nicht neu. Die 
Fake-News bleibt in den Köpfen und 
wird - j ede Wette - in den nächsten Wo¬ 
chen und Monaten nicht nur an Stamm¬ 
tischen, sondern von AfD-Figuren und 
anderen weiter aufgewärmt. 

Die AfD Hessen lässt die Falsch¬ 
meldung prominent auf ihrem Internet- 
Auftritt stehen, nur wer weiter scrollt, 
findet die kleinlaute Richtigstellung. 
Ob Peter Tauber aus der Nummer un¬ 
beschadet rauskommt, ist bei denen in 
der CDU, die mit seinem Stil (weniger 
mit seiner politischen Haltung) nicht 
einverstanden sind, vielleicht mehr wert 
als nur ein Sommerloch-Aufreger. 


Teppich kehren wollen. Seit 50 Jahren 
tut dies die DKP. „Aktion Gläsernes 
Rathaus“ oder „Damit man draußen 
sieht, was drinnen vorgeht!“ heißen die 
Parolen, mit denen die DKP in Kommu¬ 
nalwahlkämpfe zieht. Denn für Kom¬ 
munisten sind es nicht nur Parolen, son¬ 
dern Versprechen an die Wählerinnen 
und Wähler, die sie auch einhalten, wie 
das Gerichtsverfahren gegen unseren 
Genossen Michael aktuell verdeutlicht. 
So etwas merken sich die Menschen vor 
Ort. Das beweist die DKP Bottrop, die 
seit den ersten Kommunalwahlen nach 
der Neukonstituierung der DKP bis 
heute im Rat der Stadt vertreten ist. 

Es ist die Aufgabe der Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten, durch ihr 
Handeln aufzuzeigen, dass die Ver¬ 
sprechen von Transparenz seitens der 
Herrschenden und ihrer Parteien nur 
leere Floskeln sind. Und das hat Mi¬ 
chael Gerber im Fall des Entsorgungs¬ 
betriebes „Best“ getan und steht jetzt 
dafür vor Gericht. Dabei scheut er we¬ 
der Gerichtsverfahren noch Strafe, um 
seine Aufgabe als vom Volk gewählter 
Ratsherr zu erfüllen. 


Christoph Hentschel über den Prozess gegen Michael Gerber 

Geheimnisenthüller 
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Vom Drang nach Osten 

Ein Buch von Jörg Kronauer über die aktuelle NATO-Strategie gegen Russland 



Die Befreier ruhen in fremder Erde: Das Ehrenmal in Berlin-Treptow für die bei 
der Schlacht um Berlin gefallenen sowjetischen Soldatinnen und Soldaten. 


U m es vorweg zu sagen: Wer sich 
derzeit in der Kampagne „abrüs¬ 
ten statt aufrüsten“ oder „Kom¬ 
munisten und der Kampf um Frieden“ 
engagiert, findet in dem kürzlich er¬ 
schienenen Buch „Meinst Du die Rus¬ 
sen wollen Krieg“ von Jörg Kronauer 
ausgezeichnete Unterstützung. Kro¬ 
nauer bringt Argumente und vor al¬ 
lem Fakten für die Diskussion an Info¬ 
ständen, bei Aktionen oder ,auch nur 4 
im Freundeskreis, die vielen nicht ver¬ 
traut sind. 

Normalerweise beginnt man eine 
Rezension von vorn. Mit Bezug auf die 
Aktualität des Themas Frieden statt 
Kriegsvorbereitung stelle ich das vier¬ 
te und letzte Kapitel in den Mittelpunkt 
und an den Anfang. 

Der Autor erläutert hier die 2015 
entwickelte NATO-Strategie „Enhan- 
ced Forward Presence“ (eFP) und die 
zugehörigen Maßnahmen zur Aufrüs¬ 
tung vor allem der baltischen Staaten 
Estland, Lettland und Litauen sowie 
Polen. Dort wurden vier schlagkräfti¬ 
ge Bataillone mit 4500 „Mann“ Trup¬ 
penstärke aufgebaut. Diese Truppen 
werden jeweils nach sechs Monaten 
ausgetauscht. Durch den ständigen 
Wechsel wird ein Passus der „NATO- 
Russland-Grundakte“ vom 27. 5.1997 
unterlaufen, nach der erklärt wird, 
„eine dauerhafte Stationierung von 
NATO-Truppen in den ost- und süd¬ 
osteuropäischen Mitgliedsstaaten ist 
nicht vorgesehen. 44 ( S . 172 ) Zusätzlich 
zu dieser gegen Russland gerichteten 
„NATO-Vornepräsenz“ wurden un¬ 
ter dem Begriff „Army Preposioned 
Stock“ (APS) in Belgien, den Nie¬ 
derlanden und in Deutschland (Mie¬ 
sau bei Ramstein sowie Dülmen bei 
Münster) vier riesige US-Waffenlager 
mit Kriegsgerät aufgebaut. Mit diesem 
Material sollen schnelle Angriffe ge¬ 
gen Russland unterstützt werden. Die¬ 
ses Konzept verursacht riesige Kosten, 
die nach dem Willen der USA bzw. 
US-Präsident Trumps Europa alleine 
tragen soll, da es ja angeblich um die 
Sicherheit Europas geht. Hier findet 
man also einige der Hintergründe für 
die derzeit so laut geforderten Milliar¬ 
den, die in die Aufrüstung fließen sol¬ 
len. Auch andere Fakten aus Kronauers 
Buch lassen einen schaudern. Eine der 
Elitetruppen, die in Litauen mit Sitz 
in Rukla installiert wurde, nennt sich 
„Eiserner Wolf“. Dieser „Wolf“ wird 


hauptsächlich durch die Bundeswehr 
unterstützt und ausgebildet. „Eiserner 
Wolf“ hieß allerdings auch ein 1927 
in Litauen gegründeter faschistischer 
Kampfverband. Später „organisierten 
sich zahlreiche seiner Mitglieder in den 
offen nationalsozialistischen Bewegun¬ 
gen Litauens“. (Dies steht wohl nicht 
in Kronauers Buch, kann man aber auf 
Wikipedia nachlesen). 

In den Medien ist hier dann pau¬ 
senlos zu hören und zu lesen: diese 
Aufrüstungsmaßnahmen der NATO 


seien „doch alles bloß Reaktionen auf 
die Aggressivität Russlands - siehe die 
Ukraine und die Annexion der Krim“. 
Hier kontert Kronauer ebenfalls mit 
Fakten. Er zeigt auf, dass vor allem die 
Bundesregierung sowie die EU und die 
NATO die Ukraine systematisch desta¬ 
bilisierten und versuchten, die Ukraine 
von Russland abzukoppeln. (S. 66 und 
156). Diese massiven Einmischungen 
und Angriffe „auf russische Kernin¬ 
teressen beschädigen“ nach Kronauer 
das Verhältnis zu Russland. Er zitiert 


den russischen Außenpolitik-Exper¬ 
ten Fjodor Lukjanow mit den Worten: 
„Die Ära der erklärten Partnerschaft 
ging zu Ende ... (das von Russland er¬ 
hoffte) Großeuropa kam nicht zustan¬ 
de.“ ( S .. 152) 

Kronauer belässt es bei dem Thema, 
worum Russland unter Putin seither mi¬ 
litärisch aufrüstet und in Konfrontation 
gegen die NATO und die USA geht, 
nicht mit einer Analyse der letzten zehn 
bis fünfzehn Jahre. 

Der größte Teil seines Buches geht 
der Frage nach, wie sich das Verhältnis 
von Deutschland und den USA gegen¬ 
über Russland, der UdSSR und dann 
wieder gegen Russland entwickelt hat. 
Kapitel 1 „Treibstoff für Barbarossa“ 
befasst sich mit der deutschen Russ- 
landpolitik seit 1918. Kooperation, vor 
allem auf wirtschaftlichem Sektor, und 
Konfrontation wechselten ab, meint 
Kronauer. „Geprägt war und ist das 
Verhältnis durch ... eine gewisse Ko¬ 
operation und scharfe Konfrontation. 
Beide seien genaugenommen nur ver¬ 
schiedene Ausdrücke des beständigen 
Drangs (Deutschlands) sich nach Osten 
auszudehnen.“ (5. 8). Kapitel 2 „Puffer 
schaffen“ setzt sich mit der Politik der 
USA gegenüber Russland auseinander. 
Außer in der Phase der Niederringung 
des deutschen Faschismus sei die US- 
Politik geprägt worden „durch den Ver¬ 
such, Russland zu schwächen“. Auf mili¬ 
tärischem Gebiet bot sich für die USA 
vor allem die Abspaltung der baltischen 
Staaten und der Ukraine im Jahr 1991 
als Chance. „Ein Russland, das die Kon¬ 
trolle über die Ukraine behalten hät¬ 
te, könnte immer noch versuchen, der 
Anführer eines durchsetzungsfähigen 
eurasischen Imperiums zu sein. Ohne 
die Ukraine sei jeder derartige Versuch 
zum Scheitern verurteilt. Also gelte es 
Kiew in das transatlantische Bündnis zu 
bringen, erklärte der US Geostratege 
Zbigniew Brezezinski.“ ( S102) 

Im 3. Kapitel befasst sich Kronau¬ 
er mit den Gründen, warum die Regie¬ 
rung Russlands gegenüber der NATO 
eine völlige Kehrwendung vollzogen 
hat. 1990 gab es noch Überlegungen der 
NATO beizutreten. 

Zum Titel des Buches: „Meinst Du 
die Russen wollen Krieg“. Für jede und 
jeden, der die Geschichte dieses Landes 
und Europas kennt, ist dies eigentlich 
eine rhetorische Frage. Kein Land in Eu¬ 
ropa hatte in den letzten hundert Jah- 


Meinst du, 
die Russen 
wollen Krieg? 

Meinst du, die Russen wollen Krieg? 
Befrag die Stille, die da schwieg 
im weiten Feld, im Pappelhain, 

Befrag die Birken an dem Rain. 

Dort, wo er liegt in seinem Grab. 

Den russischen Soldaten frag! 

Sein Sohn dir drauf Antwort gibt: 

Meinst du, die Russen woll’n, 
meinst du, die Russen woll’n, 
meinst du, die Russen wollen Krieg? 

Nicht nur fürs eig’ne Vaterland 
fiel der Soldat im Weltenbrand. 

Nein, dass auf Erden jedermann 
in Ruhe schlafen gehen kann. 

Holt euch bei jenem Kämpfer Rat, 
der siegend an die Elbe trat, 
was tief in unsren Herzen blieb: 

Meinst du, die Russen wollen Krieg ... 

Der Kampf hat uns nicht schwach 
gesehn, 

doch nie mehr möge es geschehn, 
dass Menschenblut, so rot und heiß, 
der bitt’ren Erde werd’ zum Preis. 

Frag Mütter, die seit damals grau. 
Befrag doch bitte meine Frau. 

Die Antwort in der Frage liegt: 

Meinst du, die Russen wollen Krieg ... 

Es weiß, wer schmiedet und wer 
webt, 

es weiß, wer ackert und wer sät - 
ein jedes Volk die Wahrheit sieht: 
Meinst du, die Russen wollen, 
meinst du, die Russen wollen, 
meinst du, die Russen wollen Krieg? 

Jewgeni Jewtuschenko, 1961 


ren so viele Kriegstote zu zählen und zu 
beweinen wie Russland. Warum sollten 
dieses Volk und seine Regierung Krieg 
wollen! Der Buchtitel greift den Titel ei¬ 
nes Gedichts von Jewgeni Jewtuschenko 
aus dem Jahr 1961 auf. 

Stefan Kühner 

Jörg Kronauer: Meinst Du die Russen 
wollen Krieg? Russland, der Westen 
und der zweite Kalte Krieg, Neue Klei¬ 
ne Bibliothek 249, PapyRossa Verlag, 
Köln 2018,207 Seiten, 14,90 Euro, ISBN 
978-3-89438-650-4 


China, die Weltwirtschaft und das „Kapital im 21. Jahrhundert“ 

WAPE, das 13. Forum der World Association of Political Economy, tagte in Berlin 


Unter dem Motto „Karl Marx und Rosa 
Luxemburg: Geistiges Erbe und heuti¬ 
ge Geltung“ fand vom 16. - 18. Juli 2018 
in Berlin das 13. Forum der World As¬ 
sociation of Political Economy statt. 
Dieses weltweite Netzwerk wurde 2006 
in Hongkong von - in weiterem Sinne 
zu verstehenden - marxistischen Öko¬ 
nomen und ähnlichen Gruppen in der 
ganzen Welt gegründet. Es hat sich die 
Aufgabe gestellt, die moderne politische 
Ökonomie zu nutzen, „um die Weltwirt¬ 
schaft zu analysieren und zu studieren, 
die Gesetzmäßigkeiten ihrer Entwick¬ 
lung und ihre Mechanismen aufzuzei¬ 
gen und geeignete politische Vorschlä¬ 
ge zur Förderung der wirtschaftlichen 
und sozialen Verbesserungen auf natio¬ 
naler und globaler Ebene zum Wohl al¬ 
ler Menschen auf der Welt anzubieten“. 
(Art. 3 der Verfassung) Initiiert wurde 
die WAPE von Enfu Cheng, Direktor der 
Akademie für Marxismus in der Chine¬ 
sischen Akademie für Sozialwissenschaf¬ 
ten. Der Zeitpunkt war kein Zufall. Die 
Gründung dieses Netzwerks ist im Zu¬ 
sammenhang mit den heftigen Auseinan¬ 
dersetzungen nach der durch Deng Xiao- 
ping durchgesetzten Kursänderung zu se¬ 
hen. 2005 beschloss die KP Maßnahmen 
zur Stärkung der marxistischen Theorie 
als Leitlinie der Politik. Dazu gehörte die 
Errichtung des Instituts für Marxistische 
Studien an der chinesischen Akademie 


für Sozial Wissenschaften, in der eben die 
Akademie für Marxismus entstand. 

Die jährlich stattfindende Tagung 
fand zum zweiten Mal in Europa statt. 
Vor Ort wurde sie organisiert vom Insti¬ 
tute for International Political Economy 
(IPE) an der Hochschule für Wirtschaft 
und Recht (Berlin School of Econo¬ 
mics and Law), unterstützt von Genos¬ 
sen der KAZ (Kommunistische Arbei¬ 
terzeitung). Mitveranstalter waren die 
Marx-Engels-Stiftung und die Rosa 
Luxemburg-Stiftung. Als Vertreter des 
Parteivorstands der DKP hielt ihr Stell¬ 
vertretender Vorsitzender Hans-Peter 
Brenner ein Grußwort. In Anbetracht 
der deutlich über 100 Vorträge, teilwei¬ 
se in drei parallel laufenden Panels, kann 
nur der subjektive Eindruck eines klei¬ 
nen Ausschnitts wiedergegeben werden. 

Großen Raum nahm die Entwick¬ 
lung Chinas und die Politik der KP ein. 
Dabei ging es um ökonomische Fragen 
wie die Erklärung des sinkenden Wachs¬ 
tums oder die Zurückweisung des Neo¬ 
liberalismus im heutigen China über 
Rechtfertigungen eines Sozialismus chi¬ 
nesischer Prägung bis hin zum Stand 
des gegenwärtigen marxistischen Femi¬ 
nismus in China. Und auch dort gibt es 
offenbar Arbeiten im Elfenbeinturm, 
wenn z.B. naive Modellrechnungen vor¬ 
getragen werden (wonach China 2026 die 
USA im BIP überholen würde), ohne die 


ökologischen Begleiterscheinungen auch 
nur in Augenschein zu nehmen. Wie so 
oft, sind die anschließenden Diskussio¬ 
nen mindestens genau so interessant wie 
die Vorträge selbst. So wird um die Fra¬ 
ge, in welchem Ausmaß der Anteil der 
staatlichen Unternehmen zurückgefah¬ 
ren werden sollte, auch unter den chine¬ 
sischen Wissenschaftlern gestritten. Hier 
stehen sich das „Zentrum für Effizienz“ 
und das Zentrum für marxistische Stu¬ 
dien als Kontrahenten gegenüber. Doch 
die grundsätzliche Linie der sozialisti¬ 
schen Marktwirtschaft stellt offenbar 
niemand in Frage. Befürchtungen, wo¬ 
nach die immer größere Ausweitung der 
Marktbeziehungen notwendigerweise im 
Kapitalismus enden werde, begegneten 
die chinesischen Wissenschaftler mit ei¬ 
nem milden Lächeln. Erst recht wurde 
der Vorwurf eines chinesischen Imperi¬ 
alismus, der in einem anderen Panel auf¬ 
tauchte, zurückgewiesen. 

Mehrere Beiträge befassten sich mit 
der Analyse der kapitalistischen Produk¬ 
tionsweise in ihren modernsten Ausprä¬ 
gungen. Henri Houben vom Institut für 
marxistische Studien (Belgien) und Mit¬ 
glied der Partei der Arbeit legte in der 
Frage, was das neue Finanzkapital aus¬ 
macht, dar, wie das Netzwerk von Ab¬ 
hängigkeiten funktioniert, mit dem die 
Investmentgesellschaften wie Blackrock, 
Vanguard usw. den Transfer des Mehr¬ 


werts (der natürlich weiterhin nur in der 
„realen Produktion“ generiert wird) in 
die oberen Etagen sichern. Alexandr 
Buzgalin von der Moskauer Lomonos¬ 
sow-Universität meint, dass der klassi¬ 
sche Marxismus, soweit der Industrie¬ 
kapitalismus mit Lohnarbeit und Kapi¬ 
tal eine Rolle spielt, weiterhin relevant 
bleibt; in dem Maß, wie er sich techno¬ 
logisch und politökonomisch verändert, 
müsse das „Kapital“ des 21. Jahrhunderts 
jedoch neu geschrieben werden. Und an 
einer solchen politökonomischen Theo¬ 
rie des modernen Kapitalismus scheint 
er zu arbeiten. Neue Elemente sieht er in 
einem weltweiten Netzwerk, das von 400 
bis 500 Global Players dominiert wird, 
durch die das Finanzkapital die Kontrol¬ 
le über Information, Finanzen und Ver¬ 
teilung von Macht und Profit hat und mit 
Staat, Massenmedien und Thinktanks 
verwoben ist. Die Ausbeutung wird auf 
alle Bereiche des menschlichen Lebens 
ausgeweitet, bei einem wachsenden - 
wie er sagt - pervertierten Sektor, in 
dem unter dem Gesichtspunkt der Pro¬ 
duktivkraftentwicklung oder des kultu¬ 
rellen Fortschritts nutzlose Dinge pro¬ 
duziert werden, darunter vor allem Ent¬ 
sprechendes etwa in der Massenkultur, 
Maklerdienste, Public Relations usw. Ein 
Fortschreiten zum „Kapital des 21. Jahr¬ 
hundert“ stellt gewiss seine Analyse des 
Ausbeutungsprozesses im „Kreativsek¬ 


tor“ (Wissenschaftler, Künstler, Lehrer, 
Sozialarbeiter, usw.) und das Aufzeigen 
der Widersprüche zwischen der univer¬ 
sellen, technisch unbegrenzten, beliebig 
teilbaren Natur kultureller Ressourcen 
und Produkte und dem Zugriff des Pri¬ 
vateigentums dar. 

Für UZ-Leserinnen und Leser ist 
sicherlich auch interessant, dass Conny 
Renkl (KAZ) die Verdienste Kurt Goss- 
weilers um eine präzise Analyse der In¬ 
teressen der verschiedenen Kapitalfrak¬ 
tionen am Vorabend des Faschismus be¬ 
kannt machte. 

Xiaoqin (Allen) Ding, Generalsekre¬ 
tär der WAPE, konnte mit Recht eine po¬ 
sitive Bilanz ziehen. Das Forum 2019 wird 
im kanadischen Winnipeg stattfinden. 

Die Aktivitäten der WAPE sind bei 
uns noch wenig bekannt. Das hat sicher¬ 
lich auch mit der Situation an den hie¬ 
sigen Universitäten zu tun. Marxistisch 
orientierte Lehrstuhlinhaber der Volks¬ 
wirtschaftslehre sind so gut wie vollstän¬ 
dig verdrängt und UZ-Leser wissen, dass 
nach der Konterrevolution 1989 die Uni¬ 
versitäten von marxistischen Ökonomen 
gründlich gesäubert wurden. So war es 
kein Zufall, dass von den deutschen Re¬ 
ferenten kein einziger von einer Uni¬ 
versität, sondern von anderen akademi¬ 
schen Einrichtungen wie der gastgeben¬ 
den HWR kam oder eben als „Marxist 
Scholar“ auftrat. Helmut Dunkhase 
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Zwischen Schein und Sein 

Zwei Politkrimis aus dem Wien vor 100 Jahren 



Sozialer Wohnungsbau in roten Wien: Der „Karl-Marx-Hof“ 


E s sind höchst spannende und auf¬ 
schlussreiche Geschichten, die der 
österreichische Autor Alex Beer in 
seinen Büchern aus dem Wien im Spät¬ 
herbst 1919 („Der zweite Reiter“) und 
dem Frühjahr 1920 („Die rote Frau“) er¬ 
zählt. Nach dem verlorenen Ersten Krieg 
liegt die Stadt zwar nicht in Trümmern 
wie Jahrzehnte später nach dem Zwei¬ 
ten, aber äußerst schwer wiegen die geis¬ 
tigen und moralischen Trümmer, die der 
Krieg hinterlassen hat - nicht in erster 
Linie dadurch, dass die k.u.k.-Monar- 
chie ihn verloren hat, sondern dadurch, 
dass er überhaupt begonnen wurde. 

Inspektor Emmerich, kriegsversehrt 
durch einen Granatsplitter von der ita¬ 
lienischen Front, ist im November 1919 
auf der Jagd nach Schwarzhändlern, in 
Wien „Schleichhändler“ genannt, die 
sich nicht nur auf Kosten der Ärmsten 
der Armen endlos bereichern, sondern 
auch vor allen möglichen Verbrechen 
nicht zurückschrecken. Bei der Verfol¬ 
gung des Chefs eines Schieberrings sto¬ 
ßen Emmerich und sein Assistent Win¬ 
ter auf eine im Wald offenbar abgelegte 
Männerleiche. Obwohl offiziell Selbst¬ 
mord konstatiert wird, glaubt Emmerich 
an ein Verbrechen. Der Verdacht wird 
bestärkt, als weitere scheinbare Selbst¬ 
mörder aufgefunden werden. Entgegen 
dem Befehl seines Chefs verfolgt Em¬ 
merich die deutlich sichtbaren Spuren 
und findet heraus, dass die Toten wäh¬ 
rend des Kriegs einem Trupp angehör¬ 
ten, der im besetzten Galizien abscheuli¬ 
che Verbrechen an der Bevölkerung be¬ 
gangen hat. Einer der Verantwortlichen 
begründet die Morde an Frauen und 
Kindern später gegenüber dem Inspek¬ 
tor nicht weniger abscheulich mit dem 
„Kriegsnotwehrrecht“: „Frauen, Kinder, 
Alte, Krüppel ... Die können genauso 
viel Schaden anrichten wie kampffähige 
Männer. Die können auch Waffen bedie- 


Das DDR-Kabinett 
beim UZ-Pressefest 

Gleich am Anfang des Lenin-Platzes 
am See wird das Ernst-Thälmann-Zelt 
des DDR-Kabinett-Bochum e.V., in 
Kooperation mit der Gesellschaft zur 
Rechtlichen und Humanitären Un¬ 
terstützung (GRH e.V.) aus Berlin, 
zu finden sein. Neben Informationen 
über die laufende Arbeit, die Dauer¬ 
ausstellung zur Geschichte der DDR, 
einem umfangreichen DDR-Anti- 
quariat wird es ein volles Programm 
an Lesungen und Diskussionsrunden 
geben. 

Wir begrüßen neben anderen 
Hartmut König (Oktoberklub) mit 
der RotFuchs-Singegruppe, Dr. Eva 
Ruppert, die ihr Buch „Liebe Eva - 
Erich Honeckers Gefängnisbrie¬ 
fe“ vorstellen wird und Hans Bauer 
(Stellv. Generalstaatsanwalt der DDR 
und Vorsitzender der GRH) zum The¬ 
ma „Die Verfassung der DDR und das 
Grundgesetz der BRD“. 

Dass es uns nicht nur um die Er¬ 
innerung an 40 Jahre friedenssichern¬ 
de Existenz der DDR geht, zeigen die 
Vorträge und Gesprächsrunden „Ge¬ 
gen die NATO-Ostfront. Raus aus der 
NATO“ mit Klaus Hartmann (Vorsit¬ 
zender des Deutschen Freidenkerver¬ 
bandes) und „Frieden mit Russland - 
Solidarität mit den Volksrepubliken 
im Donbass“ mit Dr. Renate Koppe 
(ParteiVorstand der DKP), Stanislaw 
Retinskij (Kommunistische Partei der 
DVR), Oleg Muzyka (Überlebender 
des Brandanschlages von Odessa) und 
Brigitte Queck (Mütter gegen den 
Krieg Berlin-Brandenburg). 

Ein Höhepunkt wird die Buch¬ 
vorstellung „China - Wie ich es sehe“ 
mit Egon Krenz und anschließender 
Signierstunde werden. Sehenswert 
auch die Ausstellung über die Kunst- 
und Bildergalerie im damaligen „Pa¬ 
last der Republik“ unter dem Motto 
„Dürfen Kommunisten träumen?“. 
Sie wird zeitgleich auch in Berlin ge¬ 
zeigt. 

Andreas Maluga 


nen und Sprengsätze zünden. Oder noch 
schlimmer: für den Feind spionieren ...“ 
Inspektor Emmerich, der eigentlich lie¬ 
ber bei der Wiener Mordkommission, 
„Leib und Leben“ genannt, ermitteln 
würde, konzentriert sich auf die Mord¬ 
fälle und nimmt dafür sogar die Hilfe des 
Chefs eines der Schwarzhändlerringe in 
Anspruch. Gemeinsam verhindern sie 
den Diebstahl von Hilfsgütern, die aus 
den USA für die hungernden Kinder 
Wiens geschickt worden waren. Dabei 
gibt der Ganove, eine aufschlussreiche 
Erklärung, die die Lage äußerst präzise 
beschreibt. „In Wahrheit geht es (Präsi¬ 
dent) Woodrow Wilson weniger um die 
Kinder als darum, den Bolschewismus 
im Keim zu ersticken ...“ 

Im zweiten Buch wird, dank der er¬ 
folgreichen Aufklärung der scheinba¬ 
ren Selbstmorde, Inspektor Emmerich 
zu „Leib und Leben“ versetzt. Er und 
sein Assistent erhalten den Auftrag, 
eine bekannte Schauspielerin zu bewa¬ 
chen, die gerade die Hauptrolle in ei- 


Bohlen (*1954). 

In Sachen grafischer Qualität (sowohl 
das Video, als auch der Chic des „Pop- 
Titanen“ selbst) verweist der kurze Aus¬ 
schnitt darauf, dass das Interview älte¬ 
ren Datums ist. Noch länger her sind 
Böhlens kurzzeitige Mitgliedschaften 
in SDAJ und DKP. Hinter seiner Art 
von Kommunistsein stand eher das Be¬ 
finden, dass pubertäre Rebellion gegen 
den schlägernden Bonzen-Papa gerecht¬ 
fertigt sei. Sein Klassenbewusstsein be¬ 
hielt er bei, das Intermezzo bei den Ro¬ 
ten diente eher dem Tritt in den eige¬ 
nen Arsch, die Karriereleiter hinauf. Er 
wollte ja „kein Müllmann“ werden. 

Jetzt sind die blonden 50 Prozent 
von „Modern Talking“ das personifi¬ 
zierte Übel der deutschen Kulturin¬ 
dustrie. Bohlen als Fernseh-Ledersofa 
ist festes Jury-Inventar des Casting- 
Trashs „Deutschland sucht den Su¬ 
perstar“ und „Das Supertalent“ (bei¬ 
de RTL). Die Heranzüchtung selbst¬ 
bewusstseinsloser Kaputter auf und 
vor der Bühne nennt die Frankfurter 


nem Film spielt, der ihr großer Durch¬ 
bruch werden soll. Allerdings sind die 
Dreharbeiten von einer Wahrsagerin 
mit einem „Fluch“ belegt worden und 
die Diva fürchtet um ihr Leben, noch 
mehr aber um ihre glänzende Zukunft. 

Als im März 1920 in Deutschland 
der Kapp-Putsch die ohnehin fragile 
Weimarer Republik zu Fall zu bringen 
droht, wittern auch in Österreich einge¬ 
fleischte Monarchisten und Militaristen 
die Möglichkeit, wieder Oberwasser zu 
bekommen. „Wussten die Proletarier 
denn nicht, was sie mit ihrem Wider¬ 
stand angerichtet hatten?“, fragt sich 
einer der Verschwörer. „Dank ihnen 
würde kein frischer Wind aufziehen, es 
würde kein verheißungsvolles Regime 
an die Macht gelangen, das den Zusam¬ 
menschluss ihrer beiden Reiche befür¬ 
wortete und den Schandfrieden sowie 
die unerhörten Verträge, mit denen die 
Siegermächte sie knechteten, ablehnte.“ 

Emmerichs Kollegen sind derweil 
mit dem Mord an einem beliebten Stadt- 


Rundschau „Klassenkampf, nur mit an¬ 
deren Mitteln“. 

Einen Angriff auf das menschliche 
Kulturverständnis ist solcher Schmon- 
zes sicher. Einen Gegenschlag bietet 
auch dieses Mal wieder das Presse¬ 
fest der UZ, vom 7. bis 9. September in 
Dortmund. 

Mit dabei viele Musikerlnnen, die 
nicht nur von der Grundidee her voll 
geil sind, sondern versuchen, die „ab¬ 
solute Idee in ihrer sich selbst gemä¬ 
ßen Erscheinung“ (Hegel) praktisch 
umzusetzen, ohne dabei wie das Zahn- 
bleaching-Opfer Bohlen auf der Bühne 
stehend das Geld zu zählen und beim 
dreihundertsten Tausender satt Back¬ 
stage zu gehen. 

„The Pokes“ aus Berlin zum Bei¬ 
spiel bieten mit ihrem Folkpunk nicht 
nur Keltisches, sondern auch darüber 
hinaus viel, was man mit Violine und 
Akkordeon als Obendrauf zum han¬ 
delsüblichen Gitarre-Bass-Drums so 
machen kann. Sollten sie etwa „May- 


rat beschäftigt, der sich der Verbesse¬ 
rung der Lage der Armen in der Stadt 
gewidmet hatte. Emmerich erkennt bald, 
dass die Ermittlungen ins Leere zu lau¬ 
fen drohen und beginnt auf eigene Faust, 
die Zusammenhänge aufzuklären, natür¬ 
lich entgegen dem ausdrücklichen Be¬ 
fehl seines amtierenden Abteilungslei¬ 
ters. Er und Winter kommen dabei ei¬ 
ner mysteriösen Organisation auf die 
Spur, die sich offenbar aufopfernd um 
die Armen der Stadt kümmert. Während 
die Kollegen Dienst nach Vorschrift ma¬ 
chen, handelt Emmerich nach der Devi¬ 
se „Vorschriften lösen keine Fälle“. 

So kommt er durch beharrliche, 
nicht vorschriftsgemäße Ermittlungs¬ 
arbeit einer Gruppe von skrupellosen 
Monarchisten auf die Spur, die sich 
bereits auf den nächsten Krieg vorbe¬ 
reiten. Selbst die absurde Frage „Was 
passiert denn, wenn der Russe uns an¬ 
greift?“, wird von diesen Leuten aufge¬ 
worfen. Sie wollen eine „aktive Aus¬ 
lese“ betreiben, eine Generation von 
kriegsfähigen Männern heranzüchten 
und „die Kriegsuntüchtigen“ ausmer¬ 
zen. Österreich soll wieder „zu dem 
werden, was es bis vor Kurzem noch 
war: ein Weltreich voller Wohlstand, 
Ruhm und Glorie“, lautet deren Ziel. 
Nicht nur August Emmerich hat sein 
Land ganz anders in Erinnerung. 

Alex Beer hat zwei hervorragende 
Krimis vorgelegt. Erbeschreibt äußerst 
anschaulich das Wien der damaligen 
Zeit und bedient sich teilweise auch 
der Wiener Gossensprache, wodurch 
die Lektüre noch authentischer wird. 
Da das Verbrechen im März 1920 nicht 
schlafen gegangen ist und Emmerich 
noch eine wichtige private Rechnung 
zu begleichen hat, können Freunde sei¬ 
ner Bücher auf das baldige Erscheinen 
eines dritten Bandes hoffen. 

Uli Brockmeyer 


day“ (vom gleichnamigen aktuellen 
Album, 2015 bei Tollshock Records) 
nicht spielen, vermelde ich eben diesen 
Notruf, weil dann doch die darin ange¬ 
drohte Gefahr besteht: „The Wannabes 
Are Coming!“ - Und Möchtegerns und 
Kommunistinnen, das klumpt. 

Nicht nur Anklänge, sondern Ska 
in all seiner Lebendigkeit liefern „The 
Busters“, die Baden-Württemberger 
Ur-Kapelle (Baujahr 1987). Wer stau¬ 
nen will, wie viele gleichzeitig auf eine 
Stage passen und dabei auch noch ab¬ 
wackeln, sollte bei ihrem Gig auch die 
Ska-Version vom „Pink Floyd“-Classi- 
co „Wish You Were here“ einfordern. 
„Liebe macht blind“ wünscht man sich 
dann auch, und dass Farin Urlaub (Die 
Ärzte) ebenfalls mitbekommen hat, 
dass das Pressefest für umme ist, er sein 
Gastrecht wahrnimmt und seinen Part 
singt. Kommen darf von mir aus auch 
Dieter Bohlen, wenn er vorher eine 
Arznei gegen seinen Sprechdurchfall 
nimmt. Kim Kimmich 


Kultursplitter 


Hilflose Politik 

Kulturstaatsministerin Monika Grütters 
will die Stiftung Preußischer Kulturbe¬ 
sitz schlanker und beweglicher machen. 
Mit diesem Marketing-Sprech als Vor¬ 
gabe soll der Deutsche Wissenschafts¬ 
rat die Stiftung in den kommenden zwei 
Jahren kritisch unter die Lupe nehmen. 
Aufsichts- und Finanzstrukturen sowie 
interne Abläufe, vor allem aber auch 
der Publikumsbezug, müssten hinter¬ 
fragt werden. Die CDU-Politikerin ist 
Aufsichtsratsvorsitzende der Stiftung. 
Mit einem Jahresetat von 363 Millio¬ 
nen Euro ist sie eine der größten Kul¬ 
tureinrichtungen der Welt. Selbstkritik 
gibt es in der Preußen-Stiftung fast nie. 
Immer sind es andere, die verantwortlich 
waren: Geizige Bundesländer, unfähige 
Architekten oder Berliner Stadtplaner, 
Bundesbauverwaltungen und Berater. 
Öffentliche Kritik wird oft nicht einmal 
registriert, wie die tendenziösen Presse¬ 
zusammenstellungen etwa zum Hum¬ 
boldt-Forum deutlich machen. Die Plä¬ 
ne für das mitten auf dem Kulturforum 
geplante Museum des 20. Jahrhunderts 
sind in der Fachkritik durchgefallen. 

Rauchs Märchen 

Mit der Neuinszenierung der Richard- 
Wagner-Oper „Lohengrin“ haben am 
Mittwoch letzter Woche die Bayreuther 
Festspiele begonnen. Für alle, die weder 
eine Karte haben wollten oder konnten, 
gab es am Freitag letzter Woche eine 
Fernsehausstrahlung. Die Neuauflage 
dieser Wagner-Oper wurde inszeniert 
vom israelisch-US-amerikanischen Re¬ 
gisseur Yuval Sharon, die musikalische 
Leitung hatte Christian Thielemann 
inne. Besonders in den Blick rückten 
bei dieser Eröffnung auch das Bühnen¬ 
bild und die Kostüme, denn niemand 
Geringeres als das sächsische Künst¬ 
lerpaar Neo Rauch und Rosa Loy hat 
sie gestaltet, aber es war enttäuschend. 
Wenn man „Lohengrin“ als romantische 
Oper bezeichnet, ist es jetzt eine neo-ro¬ 
mantische. Man erlebt ein Märchen und 
das ist ganz schön, aber mehr auch nicht. 
Und dieses „Mehr auch nicht“ liegt zum 
einen eben am Bühnenbild, aber zum 
anderen auch an der Regie. Regisseur 
Yuval Sharon kann man dabei aber nur 
zum Teil dafür verantwortlich machen, 
denn er hat die Arbeit nach der Absage 
von Alvis Hermanis nur weiterführen, 
aber nicht selber konzipieren können. 
So wirkt die Aufführung sehr statuarisch, 
es wird wirklich viel rumgestanden. Das 
Publikum, so der Eindruck am Ende des 
Fernsehabends, hat trotzdem fast nur 
Beifall gespendet, man mag eben Mär¬ 
chen und es stört niemanden, es ist The¬ 
ater-Museum von vor 50 Jahren. 

Dreister Versuch 

Die CSU im Münchner Stadtrat wollte 
den städtischen Theatern verbieten, an 
der Demonstration „#ausgehetzt“ gegen 
einen Rechtsruck in Politik und Gesell¬ 
schaft teilzunehmen. Die CSU hat The¬ 
aterschaffende derzeit sowieso auf dem 
Kieker. Der Chef der Münchner Kam¬ 
merspiele, Matthias Lilienthal, wehrt 
sich. „Die CSU befindet sich in einem 
politischen Änderungsprozess und will 
sich rechts von der AfD verankern. Die 
CSU in Bayern versucht, eine Orbäni- 
sierung der deutschen Politik herbeizu¬ 
führen“, sagte der Intendant. Obwohl es 
in Strömen regnete, haben sich mehr als 
40 000 Menschen auf dem Königsplatz 
in München versammelt und unter dem 
Motto „#ausgehetzt - Gemeinsam ge¬ 
gen die Politik der Angst!“ demonstriert. 
Der Intendant des Münchner Volksthe¬ 
aters, Christian Stückl, hat auf der De¬ 
monstration eine Rede gehalten, in der 
er die Solidarität der Münchner Thea¬ 
ter mit der Veranstaltung bekräftigte. 
„Ich merke, wie sich bestimmte Wörter 
in meiner Umgebung verbreiten, wie 
„Asyltourismus“. Ich denke, man sollte 
diesen Menschen (den Asylsuchenden) 
mit Anstand gegenübertreten. Von da¬ 
her sage ich „ja“ zum Anstand. Aber 
das gilt auch für die CSU“, so Stückl. 
Das Münchner Volkstheater setze sich 
schon seit längerer Zeit für die Rechte 
Geflüchteter ein, unterstreicht Intendant 
Stückl. „Und plötzlich im Zusammen¬ 
hang mit der Landtagswahl wird die SU 
nervös.“ 

Herbert Becker 


Arznei gegen die Kulturindustrie^ 

„The Busters“ und „The Pokes“ beim UZ-Pressefest 


Ein Video - kurz, 
pixelig - ging 
vor kurzem über 
die Social-Me- 
dia-Kanäle. Da¬ 
rin schneidet ein 
Jeansjackenträ¬ 
ger mit hoch¬ 
gefönter Mit¬ 
telscheitelfrisur 
dem Interview¬ 
er das Wort ab 
und sagt: „Die¬ 
se Grundidee 
vom Kommu¬ 
nismus, ne?, die 
ist ja voll geil!“ 
Wer das sagt, ist 
„Deutschlands 
größter Musik¬ 
kapitalist“ (Die 
Welt), Dieter 



„The Busters“ in voller Aktion 
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Die Kommunisten machen zum zweiten Mal ii 


S eit Jahren demonstrieren Atomwaffengegner für etwas, das der Bundestag 
fraktionsübergreifend schon 2010 beschlossen hat: den Abzug der 20 US- 
Atomwaffen aus Deutschland, die im Fliegerhorst Büchel in der Eifel lagern. 
Seit drei Jahren unterstützt die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) die Akti¬ 
onswochen in Büchel gegen Atomwaffen - und zum zweiten Mal in Folge ist es den 
Kommunisten mit Unterstützung von Friedensfreunden aus dem In- und Ausland 
gelungen, am Freitag, 20. Juli, um kurz vor 6.00 Uhr alle zentralen Zufahrten zum 
Fliegerhorst zu blockieren und den Betrieb auf dem Kasernengelände für mehrere 
Stunden spürbar ins Stocken zu bringen. 

Erfolgreich war der Aktionsauftakt der DKP in den frühen Morgenstunden 
auch, weil die Mobilisierung mit über 50 Teilnehmerinnen und Teilnehmern deut¬ 
lich über dem Vorjahr lag. Davon überrascht waren auch die Polizeikräfte, die 
zur Räumung einer Sitzblockade zusätzliche Unterstützung anfordern mussten. 

Nicht nur an der sanften Räumung, sondern auch an den Bemerkungen einiger 
Polizisten merkte man, dass den Befehlen des Einsatzleiters zum Teil eher wider¬ 
willig gefolgt wurde. Kein Wunder: Auch den Polizisten in der Region ist klar, was 
ein Atomwaffeneinsatz für sie und ihre Familien mit Sicherheit bedeuten würde. 

Die Genossinnen und Genossen aus Brandenburg, die geräumt worden waren, 
bestätigte dies umso mehr in ihrer Haltung, dass die Blockade keineswegs illegal 
sei, sondern sie lediglich das im Grundgesetz Artikel 20, Absatz 4 stehende Recht 
auf Widerstand in Anspruch genommen hatten - gegen eine Bundesregierung, 
die sich durch die nukleare Teilhabe Deutschlands nach Artikel 26, Absatz 1 des 
Grundgesetzes der Vorbereitung eines Angriffskrieges strafbar gemacht habe. 


„Raus aus der NATO, aber schnell!“ 

Auszug aus der Rede von Björn Schmidt, 
verantwortlich für Friedenspolitik im DKP-Parteivorstand 


„Es sind die USA und mit ihr die NATO-Länder, die mit ihrer 
Ostausdehnung immer weiter an die russische Grenze vorge¬ 
rückt sind, dort mittlerweile tausende Soldaten und schwe¬ 
res Kriegsgerät auffahren und gigantische Manöver abhal¬ 
ten. Für dieses Anheizen der Kriegsgefahr gibt es ein Wort: 
Säbelrasseln! Dieses Wort ist in diesem Zusammenhang auch 
verschiedentlich schon deutschen Politikern über die Lippen 
gekommen. Aber wenn es Ernst wird, hält die NATO in die¬ 
sem „neuen kalten Krieg“ zusammen. 

Da wird US-Präsident Trump kritisiert - aber nicht etwa, 
weil die USA ihr weltweites Netz an Militärbasen aufrechter¬ 
halten, unter anderem mit der Airbase Ramstein in der Bun¬ 
desrepublik - auch nicht für die Atombomben hier in Büchel, 
sondern dafür, dass man befürchtet, Trump könnte sich auch 


nur einen Millimeter von der anti-russischen Stoßrichtung sei¬ 
nes Vorgängers Obama entfernen! Man kritisiert Trump dafür, 
dass er sich mit Putin getroffen hat und ihn nicht scharf genug 
kritisiert habe! 

Wenn wir hier und heute ein Zeichen setzen wollen gegen 
die Atomkriegsgefahr, dann kann das doch nur heißen: Schluss 
mit der Konfrontation mit Russland! Wir wollen Frieden mit 
Russland und eine gutes nachbarschaftliches Verhältnis! Und 
für ein solches Verhältnis brauchen wir keine Atombomben 
hier in Büchel. Wenn die Bundesregierung tatsächlich ein 
„nachdrückliches Interesse an guten Beziehungen zu Russ¬ 
land“ hat, wie es wörtlich im Koalitionsvertrag heißt, dann 
kann es doch nur eines geben: Schluss mit der gegen Russland 
gerichteten Politik - und raus aus der NATO, aber schnell!“ 


Die Geißel „NATO“ 

Während der Auftakt ganz im Zeichen des zivilen Ungehorsams stand, folgte am 
Samstag eine Friedenskundgebung der DKP vor dem Haupttor des Fliegerhorstes, 
an der sich rund 100 Friedensfreundinnen und Friedensfreunde beteiligten. Mit 
dabei waren auch Genossinnen und Genossen der belgischen COMAC (Jugendor¬ 
ganisation der Partei der Arbeit), der niederländischen NCPN (Neue Kommunisti¬ 
sche Partei der Niederlande) und der KPL (Kommunistische Partei Luxemburgs). 
Die DKP teilt mit diesen Parteien nicht nur das Prinzip der internationalen Soli¬ 
darität, sondern auch die Geißel, dass in ihren Ländern entweder US-Atomwaffen 
stationiert sind oder das Land - im Falle Luxemburgs - einer nuklearen Bedro¬ 
hung durch die Atomwaffen in unmittelbarer Nähe ausgesetzt ist. Und auch, wa¬ 
rum das so ist, betonten alle Parteienvertreter in ihren Redebeiträgen: wegen der 
Mitgliedschaft in der NATO. Welchen destruktiven Stempel die Mitgliedschaft in 
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BÜCHEL 

OICHTMACHEN! 


ABRÜSTEN STATT AUFRÜSTEN! 


□mwaffen in Büchel 

in ..... n i 

i Folge den Atomwaffenstandort Büchel dicht 


diesem imperialistischen Militärbündnis der luxemburgischen Gesellschaft auf¬ 
drückt, verdeutlichte der KPL-Vertreter Uh Brockmeyer in seinem Redebeitrag: 
Wie die deutsche sei auch die luxemburgische Regierung fest entschlossen, „das 
Ziel der NATO“ zu erreichen, „zwei Prozent des Bruttoinlandprodukts für mili¬ 
tärische Zwecke zu verpulvern“. 

Gebot der Stunde: Frieden mit Russland 

Gleich zu Beginn der Kundgebung wies der DKP-Vertreter Männe Grüß in sei¬ 
nem Redebeitrag auf die wachsende Kriegsgefahr hin. Dazu zähle die Anfang des 
Jahres neu verabschiedete US-Militärdoktrin, die unter anderem den Ersteinsatz 
von Atomwaffen als Antwort auf „Cyberattacken“ vorsehe, genauso wie die Bom¬ 
benangriffe der NATO-Staaten USA, Großbritannien und Frankreich gegen Syri¬ 
en vor wenigen Monaten. Dabei handelte es sich um einen völkerrechtswidrigen 
Angriff, der aufgrund potenzieller Fehlentscheidungen auf operativer Ebene zu 
einer militärischen Konfrontation mit Russland hätten führen können - mit nicht 
absehbaren Folgen. Besonders sei die wachsende Kriegsgefahr aber am ungezügel¬ 
ten Einsatz einer besonderen NATO-Waffengattung zu beobachten: der Medien. 
Um Russland als Aggressor zu brandmarken, würden die deutschen Medien nicht 
mehr davor zurückschrecken, von einer (neuen) NATO-“Ostfront“ zu sprechen, 
wofür die Bundeswehr aufgerüstet werden müsse. Die Frage, was deutsche Solda¬ 
ten 77 Jahre nach dem Überfall auf die Sowjetunion überhaupt an der russischen 
Grenze zu suchen haben, gehe in diesem Kriegsgeschrei unter. 

Angesichts dieser NATO-Aggression gegen Russland stellte der Verantwortli¬ 
che für Friedenspolitik im DKP-Parteivorstand, Björn Schmidt, in seiner Rede klar: 
„Wenn wir hier und heute ein Zeichen setzen wollen gegen die Atomkriegsgefahr, 
dann kann das doch nur heißen: Schluss mit der Konfrontation mit Russland! Wir 
wollen Frieden mit Russland und eine gutnachbarschaftliches Verhältnis!“ 

Wie es in Sachen Atomwaffen in Deutschland auch funktionieren könnte, zeig¬ 
te der Verweis mehrerer Redner auf den neuen Verfassungsentwurf Kubas, der 
die Ächtung und das Verbot von Atomwaffen vorsieht. An den gesellschaftlichen 
Mehrheiten in Deutschland dürfte eine entsprechende Grundgesetzänderung 
nicht scheitern - wohl aber am verbissenen Festhalten jeder Bundesregierung an 
der NATO-Nuklearstrategie. Ein Grund mehr, die Forderung nach einem Aus¬ 
tritt aus der NATO im „Ranking“ zentraler Friedenslosungen ganz nach oben zu 
schieben. Und ein Grund mehr, den Atomwaffenstandort Büchel auch nächstes 
Jahr dicht zu machen. 

Männe Grüß 
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Lieber Leon, 

Leben einzeln und frei 
wie ein Baum und dabei 
brüderlich wie ein Waid, 
das ist unsere Sehnsucht. 

Nd ? i m Hikmet 


Deinen Eltern und dir wünschen 
wir, dass dein Leben voller 
Freude, Gesundheit und 
Solidarität sein wird 

Deine DKP München 


65 Jahre „Eisern durchgehalten“ 



Herzlichen Dank für die vielen 
Glückwünsche! 
Marianne und Robert Konze 



VERNETZUNGS-KONFERENZ 
BETRIEB & GEWERKSCHAFT 

Sonntag, 30.9.2018 

[ab 9.00 Frühstück] 10.00 -16.00 Uhr in Bochum 

Alle betrieblich Aktiven der DKP & SDAJ in NRW 
sind eingeladen und aufgerufen, 
Erfahrungen auszutauschen und zu bündeln. 

Im Fokus steht der Aufbau eines Netzwerks 
sowie die Themen 

★ Vertrauensleute-Arbeit stärken 
★ Betriebliche Gremien (BR/PR/MAV/VK/JAV) nutzen 
★ Kommunistische Betriebsarbeit entwickeln 

Kinderbetreuung möglich, bitte auch anmelden! 

Für Essen und Trinken ist gesorgt 

Anmeldungen an: BetriebuGewerkschaft@power.ms 
Anmeldeschluss 20.09.2018 



huti-Lh» KünifmmktiM.H# F'jrL-r 



10.000 Musik-CDs! 


Aus einer privaten Sammlung mit über 10.000 ver¬ 
schiedenen CDs können Sie Werke Ihrer Lieblings¬ 
künstler/Innen zu einem kleinen Preis erwerben. 

Die CDs sind gebraucht, aber in einem guten Zu¬ 
stand. Jedes Exemplar ist nur einmal vorhanden - 
daher bitte schnell entscheiden. 

Es gibt Singles, Alben und Compilations der unter¬ 
schiedlichsten Interpreten und aus verschiedens¬ 
ten Musikgenres wie Jazz, Rock, Klassik, Weltmusik, 
Pop, Schlager u.s.w. 

Der Preis pro CD beträgt 4,00 Euro, ab 10 CDs 3,50 
Euro, ab 50 CDs 3,00 Euro und ab 100 CDs 2,50 
Euro. Alle Preise inklusive MwSt. Die versandpau¬ 
schale beträgt, unabhängig von der Stückzahl der 
bestellten CDs, 2,00 Euro. 

Die Liste können wir als Exceldatei senden (dafür 
bitte E-Mail-Adresse angeben). 

Bei Interesse: UZ Shop 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Telefon: 0201/177889-23 
Telefax: 0201/177889-28 


Persönlichkeiten werden nicht 

durch schöne Worte geformt, 

sondern durch Arbeit und eigene Leistung. 

Albert Einstein 


Am 29. Juli wird unsere Genossin 

Ruth Hartmann 

70 Jahre. 

Liebe Ruth, ganz herzlich gratulieren 
wir Dir zu Deinen Geburtstag. 

Aufgewachsen in einem kommunistischen Elternhaus bist 
Du 1965, in einer schweren Zeit, in die verbotene Kom¬ 
munistische Partei eingetreten. Seitdem hast Du Dich für 
Gerechtigkeit, Frieden und Sozialismus und für die Interes¬ 
sen der arbeitenden Menschen eingesetzt. 

Wir Danken Dir für Deinen Einsatz, Deine Treue und Verbun¬ 
denheit zu unserer Partei. 

Wir wünschen Dir bessere Gesundheit und noch manches 
Jahr mit Deinem Wolfgang und Deiner Familie. 

Alles Gute für die Zukunft 

Deine Genossinnen und Genossen 
DKP Bezirk Bremen 


Unser Hartmut wurde 80 

Hartmut Lohse wurde am 22. Juli 1938 geboren. Nach 
dem 2. Weltkrieg verschlug es ihn nach Düsseldorf, wo 
er zu einem roten Urgestein wurde. Vielfältig war und ist 
sein Engagement in der DKP: „Flaschenpost"-Verteilung 
in Gerresheim, Infostand-Besetzung am „Roten Platz", 
unermüdlicher Gestalter unzähliger Transparente. Im 
Düsseldorfer Rathaus vertrat er als Kommunist konse¬ 
quent das Mandat für die „kleinen Leute". 

Bewundernswert war über Jahrzehnte sein Engagement 
in der Düsseldorfer Arbeitslosen-lnitiative. Sein Durch¬ 
haltevermögen war deutlich stärker als die Länge der 
Mietverträge der Initiative. Vor keinem Formular, Antrag 
und Schalter von „Arbeitsamt" und „Agentur für Arbeit" 
schreckte er zurück. Er wurde zum Retter fürs Überle¬ 
ben durch Zuschüsse, Hartz IV und Wohngeld. 

Auch heute ist er ein verantwortungsbewusster und 
geschätzter Genosse, der keine MV auslässt, wenn ihm 
das die Gesundheit gestattet. 

Lieber Hartmut, bleib gesund und bei Kräften! Das UZ- 
Pressefest wartet schon auf uns! 

DKP Düsseldorf 
DKP Gerresheim 


TOMBOLA AUF DEM 
> UZ-PRESSEFEST 

PREISE GESUCHT! 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

für unsere große Tombola suchen wir noch Preise. Wenn 
ihr neue bis neuwertige Dinge übrig habt, CDs, Bildbände, 
Spiele, unbenutzte Geräte, eigentlich alles, was wertig ist... 
schickt sie bitte für eine bunte Tombola an: 

DKP-Parteivorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

S» S 






Toskana, nah am Meer 
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Ökahof 5m Olivenhain, 
weiter 8lick r Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Hau? cder Häkchen; 
Kinderparadtes, 



IMMER WIEDER 
EINEN SLICK WER1 

HEB shop 

www.uzshop.de 


r -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 


Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Unser Leben ist nicht leicht zu tragen. 

Nur wer fest sein Herz in Händen hält, 
hat die Kraft zum Leben Ja zu sagen 
und zum Kampf für eine neue Welt. 

Louis Fürnberg 

Wir trauern um unseren Genossen 

Kurt Schlegel 

Sein Leben und Kampf ist zu Ende gegangen. Er starb am 
19. Juli mit 90 Jahren. Kurt hat ein ereignisreiches und 
Kampf erfülltes Leben hinter sich. Krieg und Faschismus 
prägten seine Kindheit. Daraus zog er die Lehre: Nie wieder 
Krieg. Nie wieder Faschismus. Dafür trat er konsequent ein. 
ln Diskussionen, Aktionen und Demonstrationen der Frie¬ 
dens-, Arbeiter- und antifaschistischen Bewegung. 1945 trat 
er in die IG Metall ein. Bald darauf in die KPD. 1968 wurde er 
Mitglied der neukonstituierten DKP. 

Als Monteur bereiste Kurt viele Länder der Welt. Das stärkte 
und prägte seine internationalistische Haltung. Von seinen 
Kolleginnen wurde er mehrfach als Betriebsrat gewählt. 
Kurt war viele Jahre aktives Mitglied der Vertreterversamm¬ 
lung der IG Metall Waiblingen. Lange Jahre leitete er sehr 
verantwortungsbewusst die Schiedskommission der DKP 
Baden Württemberg. Kurt war kein Genosse der „großen 
Worte", doch sein Wort hatte Gewicht. Auf ihn konnte man 
sich verlassen. Er war immer dort zu finden, wo er ge¬ 
braucht wurde. 

Bis zu seiner Krankheit war er unermüdlich im Einsatz für 
die Tagesinteressen der arbeitenden Menschen. Dabei 
verlor er nie das Ziel einer sozialistischen Gesellschaft aus 
den Augen. Wir werden uns in tiefer Dankbarkeit an ihn 
erinnern. 

DKP Rems-Murr 



HOTEL - RESTAURANT - CAFE 

föaätfjof tfmrneö 

1591 - 1685 - 1759 - 1841 
Superior 

57392 Schmallenberg-Grafschaft 
Tel.: 02972/07800 ■ Fax: 02972/978097 
mail@gasthof-heimes.de ■ www.gasthof-heimes.de 


Nach den Frühlingskursen - 
Ran an die Sommer- und Herbstkurse 
in der Karl-Liebknecht-Schule 

29.9. - 30.9.18 / Marxistische Staatstheorie 

Ist der Staat als „ideeller Gesamtkapitalist" ausschließ¬ 
lich repressives Organ der herrschenden Klasse? Ist der 
Staat institutionalisierte Klassenbeziehung und Kräfte¬ 
verhältnis? Wie steht es um die „Verdrahtung" von Staat 
und Finanzoligarchie? Was bedeutet Zivilgesellschaft? 
Wie ist das Verhältnis von Nationalstaat und supranatio¬ 
nalen Institutionen? 

Welche Bedeutung kann in diesem Kontext der Kampf um 
eine antimonopolistische, revolutionär-demokratische 
Republik als eine Möglichkeit des „Herankommens" an 
den revolutionären Bruch mit dem Kapitalismus haben? 

Referenten: Kurt Baumann / Beate Landefeld 
Hanns-Peter Brenner 

Anmeldungen 
> per Mail: kls@dkp.de 
> per Post: DKP, Hoffnungstraße 18, 

45127 Essen 

Kostenbeitrag: Wochenendseminar 25,- 
(bei Anreise am Vortag 30,-) 


Helferinnen gesucht! 

Am 3. September 2018 ist es wieder soweit: Im Dortmun¬ 
der Revierpark beginnt der Aufbau unseres UZ-Pressefestes. 
Dazu brauchen wir eure Hilfe als Elektriker, Klempner, Stapler¬ 
fahrer, Tontechniker, Sanitäter und Ärzte ... als Genossinnen 
und Freundinnen, die in der Küche helfen, Bühnen und Türme 
bauen oder mit der UZ und der Pressefestzeitung im Ruhr¬ 
gebiet für unser Fest werben. Meldet euch jetzt an für den 
zentralen Auf- und Abbau und als Helferinnen während des Festes: 

uz-pressefest@dkp.de 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 3. August 2018 


Leserbriefe@unsere-zeit.de 


Keine Leseempfehlung 

Leserbrief zu „Rückblick auf ein 
erfülltes Leben“, UZ vom 20. Juli 

Genossin Nina Hager rezensiert das 
Interview-Buch „Die Sinnlichkeit der 
Vernunft“ von Hans Heinz Holz sehr 
kritisch. Da hat sie schon Recht - man 
muss nicht allem, was Genosse Holz da 
sagt, zustimmen. Aber dass sie es nicht 
übers Herz bringt, auch nur eine verhal¬ 
tene Leseempfehlung auszusprechen, 
hat mich schon sehr verwundert. 

Mich hat der Titel des Buches zum 
Lesen gereizt. Etwas in meiner Vorstel¬ 
lung eher Trockenes wie Vernunft und 
so etwas Lebendiges wie Sinnlichkeit - 
wie geht das zusammen? Die Lektüre 
hat mich belehrt - es geht zusammen! 
Der Zusammenhang zwischen dem 
Denken von Hans Heinz Holz einer¬ 
seits und wie er aufgewachsen ist, wie 
er politisiert wurde und wie er zu sei¬ 
ner beruflichen Laufbahn gekommen 
ist andererseits, wurde für mich als phi¬ 
losophisch interessierten Laien in dem 
Buch lebendig. Das Buch zu lesen war 
spannend und lehrreich - ich kann es 
nur wärmstens weiterempfehlen. 

A. K, Ebersberg 

Grundlagen infrage gestellt 

Leserbrief zu „Rückblick auf ein 
erfülltes Leben“, UZ vom 20. Juli 

Man kann sehr wohl unterschiedli¬ 
cher Auffassung sein über die Bewer¬ 
tung der Ergebnisse des XX. Parteitags 
und der Rolle Stalins. Das sollte aber 
nicht dazu führen, zentrale Aussagen 
des Werks von Hans Heinz Holz infra¬ 
ge zu stellen. Wenn Nina Hager formu¬ 
liert, „unter anderem wäre über seinen 
eher deduktiv orientierten Denkansatz 
bei der Entschließung der Dialektik zu 


streiten, über seine Totalitätsauffas¬ 
sung und auch sein Widerspiegelungs¬ 
konzept“, sollte man sich über die Kon¬ 
sequenzen im Klaren sein: In Holzens 
Problemgeschichte der Dialektik fin¬ 
det sich dieser kritisierte Denkansatz 
nicht. Sein Widerspiegelungskonzept ist 
sozusagen die Grundlegung des Dialek¬ 
tischen Materialismus und seine Totali¬ 
tätsauffassung ist die der Wissenschaft 
des Gesamtzusammenhangs. Was hier 
verharmlosend als streiten bezeichnet 
wird, ist das Infragestellen kommunisti¬ 
scher Grundlagen. Die von Nina Hager 
an anderer Stelle kritisierte mangelnde 
historisch-materialistische Analyse bei 
Holz sollte sie erst einmal leisten, was 
die Geschichte der DKP bzw. KPD an¬ 
belangt. Diese steht bis heute aus. 

Hajo Kn oben, per E-Mail 

Zu weit gesprungen 

Leserbrief zu „Digitalisierung und 
Siechtum“, UZ vom 20. Juli 

Zwei Punkte möchte ich anmerken: 

l. Manfred Sohn schreibt: „Am Anfang 
des Kapitalismus steht die Verwand¬ 
lung der elementaren Bedürfnisse in 
die Warenform“. Dazu zählt er unsere 
Bedürfnisse auf (Essen, Trinken, Klei¬ 
dung, Wohnen usw.) und stellt dies an 
den Anfang des Kapitalismus im 18. 
und 19. Jahrhundert. 

Der Anfang des Kapitalismus ist 

m. E. in der Umwandlung des Geldes 
vom Tauschwert in den Warenwert zu 
sehen, was die Gründung von Banken 
zur Folge hatte. Dieses „Verdienst“ 
kommt dem Augsburger Jakob Fugger 
zu, der damit im 15./16. Jahrhundert 
den europäischen Geld- und Waren¬ 
verkehr revolutionierte. Die Ware Geld 
(z.B. Leih- und Zinsgeschäfte) wurde 
zur Triebkraft der Entwicklung in den 
folgenden Jahrhunderten. Das geschah 
nicht von ungefähr in einer Zeit, in der 


Kolumbus die Augen und Hirne der 
Menschen für die Welt außerhalb ih¬ 
rer Vorstellungskraft öffnete, Guten¬ 
berg das vorhandene Wissen aus den 
Klöstern holte und für die Menschen 
lesbar machte; was Martin Luther in 
den Stand setzte, kirchliche Mysteri¬ 
en zu entzaubern, indem er die Bibel 
aus dem Lateinischen übersetzte. Bis 
zur Profitmaximierung im Manchester- 
Kapitalismus und der vollen Entfaltung 
der industriellen Entwicklung vergin¬ 
gen weitere 200 Jahre. 

2. Der Ansatz zur Abschaffung des Gel¬ 
des ist mir zu weit gesprungen, weil es 
für uns heute und auch morgen noch 
keine Option ist. Es wird zwar disku¬ 
tiert, Geld durch Scheckkarten und/ 
oder mobile Medien zu ersetzen. Er¬ 
setzt wird aber nur eine Ware durch 
eine andere Ware, die Triebkräfte blei¬ 
ben die gleichen. Es handelt sich also 
lediglich um einen neuen Schritt auf 
einem alten Weg: die Ersetzung durch 
digitale mobile Medien. Das kann aber 
auch angesichts der Arbeitsbedingun¬ 
gen in den Herstellungsländern heute 
keine Lösung im Sinne internationaler 
Solidarität sein. 

Bis die Ware Geld zur Deckung un¬ 
serer menschlichen Bedürfnisse über¬ 
flüssig wird, müssen wir uns also zu¬ 
nächst darüber den Kopf zerbrechen, 
welche Schritte wir gehen müssen, um 
die vorherrschenden Bedingungen zu 
überwinden. Karl Marx zufolge ist die 
Lösung in den Problemen selbst schon 
angelegt. Sie zu erkennen und für sie zu 
kämpfen, wird uns niemand abnehmen! 

Heide Janicki, Braunschweig 

Alternative rechts kenntlich 

Leserbrief zu „Kein Ersatz in Sicht“, 
UZ vom 13. Juli 

Kein Ersatz in Sicht, so Beate Lande¬ 
feld. Merkel sei noch nicht ersetzbar, 


wird gebraucht, besser gesagt, sie ver¬ 
mag es noch den Interessen des herr¬ 
schenden, dominierenden Kapitals zu 
entsprechen. Dabei ist es sicher weni¬ 
ger die personelle Frage „Merkel“, die 
entscheidend für eine Nicht-Merkel- 
Politik ist. Hinter Merkel machen sich 
einige recht kenntlich als Alternative, 
die jederzeit bereit sind, die angeblich 
linke Politik Merkels noch sehr viel wei¬ 
ter nach rechts zu wenden als es ohne¬ 
hin längst stattfindet. Der „Ersatz“, der 
wahrscheinlich früher oder später da 
sein, regieren, gewählt wird und sich be¬ 
reits hinreichend ausbreitet, artikuliert 
und Stimmung macht, wer könnte ihn 
noch übersehen und -hören. Wer und 
welche Kräfte vermögen das aufzuhal¬ 
ten unter gegenwärtigen Kräfteverhält¬ 
nissen und Oppositionen? Ist es nicht 
die regierende Politik selbst mit ihrer 
zwieschlächtigen, doppelzüngigen Po¬ 
litik, die gerade den gefährlichsten und 
rechtesten Kräften fast täglich Nahrung 
und Wasser auf ihre Mühlen leiten? 

Es ist diese Koalition mit einer SPD, 
die auf Kosten der Schwächsten, der 
Flüchtlinge, auf Kosten anderer Völker 
nationalistische, bekannt-gefährliche 
patriotische, vaterländische Gefühle 
unterstützt, Feindbilder pflegt und dem 
Volke vorführt, die gegen die Lebens¬ 
interessen des eignen Volkes gerichtet 
sind. Rassen- und Religionskonflikte 
werden erneut bedient, benutzt, ge¬ 
schürt, entfacht und damit die wirkli¬ 
chen Klassen-und Interessenskonflikte 
damit überkleistert. 

Roland Winkler, per E-Mail 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht 
länger als 1800 Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 



Heiße karibische Klänge auf der Bühne und ein kühles Bier für die ehemaligen Kosmonauten Sigmund Jähn (DDR) und ArnaldoTamayo (Kuba) gab es am vergan¬ 
genen Samstag in Berlin auf der Fiesta de Solidaridad im Stadtpark Lichtenberg. Solidaritätsgruppen wie Cuba Si und die Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 
sowie Gruppen aus mehreren europäischen Ländern stellten sich und ihre Arbeit vor. Die Fiesta de Solidaridad ist eine der größten regelmäßigen Veranstaltungen 
der Solidarität mit dem sozialistischen Kuba. 


Termine@unsere-zeit.de 

SA ★ 4. AUG 


Fürth: Abrüsten si 
stand am Kiosk, Pia 
schismus, 11 Uhr 

tatt Aufrüsten, Info- 
itz der Opfer des Fa- 

MO ★6. AUG 

Usingen: Gruppenal 
gebietsgruppe Ho 
punktthema: Vorben 
am 11.8.18, Büro „C 
hausstraße 1,18.45 

bend der DKP-Wohn- 
chtaunus, Schwer- 
Bitung des Infostands 
IIE ANDRE“, Emming- 
Uhr 

Ml ★8. AUG 

Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP Darmstadt-Bergstraße, LinksTreff 
Georg Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 
32,19 Uhr 

DO ★ 9. AUG 


Düsseldorf: Kreil 
lung (KMV) der DKP 
Günter Pohl, Leiter 
Kommission des P< 
gerhaus Bilk (Salz 
geister Straße 107, 

smitgliederversamm- 
Düsseldorf, Als Gast: 
der Internationalen 
arteivorstandes, Bür¬ 
mannbau), Himmel- 
19 Uhr 

FR ★10. AUG 

Hamburg: 36. Bundestreffen der DKP- 
Queer, Themen: Überarbeitung der For¬ 
derungen von DKP queer und Planung 
des Beitrages der DKP Queer auf dem 
20. UZ-Pressefest, Anmeldung bitte über 
dkp-queer.de/kontakt, Magda-Thürey- 
Zentrum, Lindenallee 72, bis 12. AUG 

Fürth: Kommunistsicher Kneipenabend 
im Infoladen Benario, Nürnberger Straße 
82, 20 Uhr 

SO ★ 12. AUG 


Darmstadt: Gina & 
Marx - Seiner Nützli 
und Texte zum 200 
12 Euro, ermäßigt 
Deutscher Freidenl 
terfotografie, DKP, 
Bessunger Knaben 
Straße 42,19.30 Uh 

Frauke Pietsch: Karl 
ichkeit wegen. Lieder 
. Geburtstag, Eintritt: 
8 Euro, Veranstalter: 
<er Verband, Arbei- 
Partei „Die Linke“, 
schule, Ludwighöh- 
r 

DO ★ 16. AUG 

Fürth: Gruppenaber 
foladen Benario, Ni 
19.30 Uhr 

ld der DKP Fürth, In- 
irnberger Straße 82, 

SA ★Iß. AUG 


Elmshorn: Wasserturmfest der DKP 
Elmshorn, ab 15 Uhr Kinderfest, Kaf¬ 
fee und Kuchen; 15.30 Uhr Diskussion 
Flucht-Asyl - Migration u.a. mit Rolf Be¬ 
cker; 17.30 Rock mit „Saints“, Tombola, 
Flohmarkt,Infostände. Softgetränke, Bier, 
Wein, Mojito und Gregrilltes zu sozialen 
Preisen, Reinhold-Jürgensen-Zentrum, 
Jahnstraße 2a, 15 Uhrr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ mit An¬ 
gabe des Themas, des Ortes, des Datums 
und der Uhrzeit der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. Die Ter¬ 
mine erscheinen online auch auf news. 
dkp.de. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1 ,- bis 3 ,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonneroenl EU monatlich* nvierleSjähriieb* □ halbjährlich □jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 
- O Einzugsarmächligung / SEPA-Lasüschriftmandat 
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Die letzte Seite 
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Wir kommen zum Pressefest, weil wir feiern und diskutieren und 
massenhaft mehr werden wollen, damit wir in Zukunft nicht mehr 
am Gängelband der neueren Geschichte und Macht hängen, son¬ 
dern sie neu schreiben und mit solidarischem Inhalten füllen, denn: 
The future is still unwritten. Es liegt nur an uns selbst. 

Compania Bataclan 

UZ-Pressefest ★ Dortmund vom 7. bis 9. September 


Neugierig und erleichtert 

Unterschriften sammeln auf Musikfestival 


Auf dem Loshausener „World Musik 
Festival“ bauten wir auf dem Cam¬ 
pingplatz eine anarcho-kommunisti- 
sche Kaffeeküche auf. Das Ergebnis: 
160 Unterschriften unter den „Ab¬ 
rüsten statt Aufrüsten“-Appell, au¬ 
ßerdem 15 Teilnehmerinnen und Teil¬ 
nehmer beim Argumentationstraining 
gegen die AfD und ein nachdenklich 
gewordener brauner Esotheriker, der 
versprach, das Buch von Mo Asumang 
(Antifaschistin und Macherin von „Die 
Arier“) zu lesen. 

Das Sammeln der Unterschrif¬ 
ten auf dem Festival ging leichter als 
Brötchen kaufen: einfach einsam¬ 
meln - fast keine doofen Kommen¬ 
tare! Die meisten kamen an unseren 
Stand, neugierig und erleichtert (fast 


dankbar), dass jemand „was gegen 
den Rechtsruck und die Kriegsgefahr 
macht“. Wir haben einigen Leuten An¬ 
laufadressen gegeben, um politisch 
aktiv zu werden, einige kannten das 
UZ-Pressefest und freuten sich, dass 
es wieder stattfindet. Viele Sticker 
wurden zum Überkleben von Nazi¬ 
geschmier mitgenommen. Am letzten 
Tag haben wir auf dem Campingplatz 
gesammelt und UZ verteilt. Gerade 
mal drei Leute weigerten sich zu un¬ 
terschreiben - über 50 unterschrieben. 
Die Listen wurden uns stellenweise 
aus der Hand gerissen. 

Eine Aktion, die hiermit zur Nach¬ 
ahmung empfohlen wird: Die Festival¬ 
saison sollte genutzt werden. 

Claudia Reimer, DKP Kassel 


Der rote Kanal 


Die Zauberflöte 

Dieses Jahr inszeniert in Salzburg die 
junge Lydia Steier. Für ihr Salzburg-De¬ 
büt hat sie einen besonderen Regieein¬ 
fall. Klaus Maria Br andauer führt durch 
das Singspiel und schlüpft dafür in die 
Rolle eines Großvaters, der seinen En¬ 
keln - den drei Knaben - die „Zauber¬ 
flöte“ als Gutenachtgeschichte erzählt. 
Sa., 4.8., 20.15 Uhr, arte 


Wacken Open Air 2018 

Es ist das größte Heavy-Metal-Festival 
der Welt: „Faster, harder, louder“. Unter 
diesem Motto findet in Wacken jährlich 
ein einzigartiges Event statt. Drei Tage 
lang feiern rund 75 000 Metal-Heads 
aus aller Welt in der kleinen Gemeinde 
in Schleswig-Holstein ihr Festival. 3sat 
überträgt die Top-Acts des Festivals live. 
Sa., 4.8., 20.15 Uhr, 3sat 


Das splashl-Festival 2018 

Eine politische Sicht auf Deutschland wichtigstes Hip-Hop-Event 


W as Wacken für Heavy-Metal 
ist, ist das splash!-Festival für 
Hip-Hop. Das bereits zum 21. 
Mal stattfindende Festival lockte dieses 
Jahr über 30000 Besucher auf das Ge¬ 
lände der Ferropolis bei Dessau, um ei¬ 
nen Querschnitt der vor allem deutsch¬ 
sprachigen Hip-Hop- bzw. Rap-Szene zu 
feiern. 

Neben Macho-Gehabe wie z. B. aus 
der Feder des Rappers Gzuz („Ey, was 
hast du gedacht? / Noch vor paar Jahren 
hab 4 ich gar nix gehabt / Alles geklappt, 
ja, ich hab es geschafft / Ey, was hast du 
gedacht? / Bringst deine Alte zu nem 
Live-Konzert mit / Und danach bläst sie 
unterm Beifahrersitz“) und Klamauk des 
Österreichers Yung Hurn („Baby wenn 
du willst, dann werd ich Opernsänger / 
Nur für dich und deine Eltern / Wenn ihr 
wollt, kommts vorbei in die Oper / Ich 
hab noch paar Karten umsonst da / La- 
lalalalalalalala / Figaro, Figaro, lalala“), 
wurden auf dem splash! auch eine Reihe 
von linkspolitischen Texten und Ansagen 
gebracht. 

Die „Antilopen Gang“ kommentiert 
mit dem Track „Beate Zschäpe hört 
U2“ Rechtsradikalismus, angefangen 
von konkreter Verfolgung durch Nazis 
(„In jeder Stadt gibt es ein paar elendi¬ 
ge Nazis / Die versuchen ihren Gegnern 
das Leben schwerzumachen / Ich kenn 
das Gefühl, wenn ständig vor der Tür / 
Kameraden auf dich warten und dich 
terrorisieren“), bis hin zu neueren Ent¬ 


wicklungen wie der Unterwanderung der 
Friedensbewegung („Die Nazis von heu¬ 
te sind friedensbewegt“) und Verschwö¬ 
rungstheoretikern („Zu Verschwörungs¬ 
theorien gehören Vernichtungsfantasien 
/ Sie können sagen was sie wollen, sie 
sind schlicht Antisemiten / All die Pseu- 
do-Gesellschaftskritiker / Die Elsässer, 
KenFM-Weltverbesserer / Nichts als 
Hetzer in deutscher Tradition / Die den 
Holocaust nicht leugnen, sie deuten ihn 
um“). Daneben ist noch das Duo „Zu¬ 
gezogen Maskulin“ zu nennen, die mit 
dem Album „Alle gegen Alle“ (dessen 
Cover u. a. ein Bild von Marx ziert) die 
fehlende Solidarität und Entfremdung 
in der Gesellschaft thematisieren („In 
der Uni wird ein Proll seziert / Studen¬ 
ten, sie sind irritiert / Er riecht nach Bier 
und Schweiß / Er riecht ganz anders als 
ich / Er ist uns fremd / Wie er da frierend 
lag im Weg / Mit seinem Doppelprivileg 
/ Sicher wählt er AfD”). Der Track „Ora¬ 
nienplatz“ greift die Flüchtlingsthematik 
auf („Dies ist ein goldenes Land, mach 
nichts schmutzig / Fass hier nichts an! / 
Man sollte weltweit alle Hände amputie¬ 
ren / Wir haben viel zu viel, um euch was 
abzugeben!“). Das Lied „Endlich wie¬ 
der Krieg“, die sarkastische Umkehrung 
des Kollwitzschen Schwurs, stellt sich ge¬ 
gen die Militarisierung der Gesellschaft 
(„Mein Vater schaut Die Brücke, in sein 4 
Augen stehen Trän 4 / Mein Trommelfell 
spielt Marschlieder, kann ihn nich 4 ver¬ 
stehn 44 ) und die Kriegsrhetorik während 


der Fußball-WM („Jeder Schuss ein Tref¬ 
fer! / Kämpfen und Siegen, ich trommel 
auf der Wampe“). 

Neben diesen beiden deutlich poli¬ 
tischen Gruppen beziehen auch andere 
Künstler Stellung. Der Rapper Chefket 
wirkte bei der Kompilation „Bundes¬ 
wehr raus aus den Schulen! 44 der Linksju¬ 
gend mit und performte auf dem splash! 
den dazugehörigen Song „Made in Ger- 
many“: „Die Wahrheit ist nicht zu fassen, 
wir verkaufen Waffen / Um Arbeitsplätze 
zu schaffen / Panzer- und Gewehreexport 
über sieben Meere / Nägel für Särge / Re¬ 
den von Werten die verfalln“. Ferner gab 
es von anderen Rappern zahlreiche Spit¬ 
zen gegen die AfD („Scheiß auf die AfD, 
die Hurensöhne“) und andere Hetzer 
(Schieß auf alle Faschos, eingeschlossen 
Thilo Sarrazin”), die aber von den ent¬ 
sprechenden Künstlern in keinen größe¬ 
ren Zusammenhang eingebettet wurden. 

Was bleibt ist der Eindruck eines 
komplizierten Genres, das mit zahlrei¬ 
chen Problemen zu kämpfen hat. Der 
Echo-Skandal, die geringe Quote von 
Frauen auf dem splash! und zweifelhafte 
Texte sind die negative Seite eines Gen¬ 
res, das viele rückschrittliche Denkmus¬ 
ter bedient. Die politischen Inhalte hin¬ 
gegen zeigen, dass die wohl größte Sub¬ 
kultur in Deutschland großes politisches 
Potential bietet und durchaus eine wich¬ 
tige Plattform für politische Stellungnah¬ 
men sein kann. 

Lukas Bahn 



Das splashl-Festival zog 30 000 Besucher an 
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KONSTANTIN WECKER • COMPANIA BATACLAN 


Kauft jetzt den Pressefest 
Button zur Finanzierung 
unseres Festes! 



THE BUSTERS • DIE GRENZGÄNGER • ERICH SCHAFFNER 
ESTHER BEJARANO & MICROPHONE MAFIA 
GINA PIETSCH • KLAUS DER GEIGER • JAZZPOLIZEI 
BURGER WEEKENDS • WEBER-HERZOG-THEATER 
KAI DEGENHARDT • JANE ZAHN • ACHIM BIGUS 
TOBIAS THIELE • BETTY ROSSA • QUIJOTE • THE POKES 

u.v.m. 

10 BÜHNEN - DAVON 3 OPEN-AIR-BÜHNEN 
12 PROGRAMMZELTE 


UZSHOP.de 


info@unsere-zeit.de 
Tel. 0201 17788923 
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